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Markus Marterbauer 

Konjunktureinbruch 

Das Bruttoinlandsprodukt ging im IV. Quartal 2008 um Saison- und Arbeitstagseffekte bereinigt erstmals 
seit Mitte 2001 zurück. Dies ist vor allem auf die tiefe Rezession in der exportorientierten Sachgütererzeu-
gung zurückzuführen. Hingegen weiteten die privaten Haushalte ihre Konsumnachfrage aus, wenn auch 
sehr verhalten. Im Tourismus begann die Wintersaison günstig. Der Konjunkturabschwung schlägt sich 
auch in einer raschen Verringerung der Inflationsrate und einem starken Anstieg der Arbeitslosigkeit nie-
der. 

Der Konjunkturbericht entsteht jeweils in Zusammenarbeit aller Mitarbeiter des WIFO. • Abgeschlossen am 11. Februar 2009. • Wissenschaftliche 
Assistenz: Christine Kaufmann, Martha Steiner • E-Mail-Adresse: Markus.Marterbauer@wifo.ac.at   

In Österreich verringerte sich das Bruttoinlandsprodukt laut aktueller Berechnung des 
WIFO im IV. Quartal 2008 saison- und arbeitstägig bereinigt gegenüber dem Vor-
quartal real um 0,2%. Damit lag es um nur noch 0,3% über dem Wert des Vorjahres. 
Für das gesamte Jahr 2008 ergibt sich ein Wirtschaftswachstum von real +1,8%. Die 
Dämpfung der Wirtschaftsleistung im IV. Quartal ist vor allem auf einen Einbruch der 
Konjunktur in der exportorientierten Industrie zurückzuführen. Die Exportnachfrage 
blieb real um 1% unter dem Wert des III. Quartals und um 4,2% unter jenem des Vor-
jahres. In der Sachgütererzeugung ging die Wertschöpfung gegenüber dem 
III. Quartal real um 1,6%, gegenüber dem Vorjahr um 1,4% zurück. 

Die Ergebnisse des WIFO-Konjunkturtests vom Jänner 2009 lassen auf weitere Produk-
tionseinbußen in der Industrie schließen. Die Unternehmen beurteilen die Aufträge, 
vor allem aus dem Ausland, und die Geschäftsaussichten so ungünstig wie schon 
lange nicht mehr. Die Kapazitätsauslastung ist markant gesunken, vor allem jene der 
Großunternehmen und der Kfz-Industrie. Ein Großteil der befragten Unternehmen 
erwartete weitere empfindliche Produktionseinbußen. Der Saldo aus positiven und 
negativen Meldungen erreichte −22 Prozentpunkte, im Juli 2008 war er noch bei 
+5 Prozentpunkten gelegen, im Jänner 2008 bei +17 Prozentpunkten. Allerdings wa-
ren die Produktionserwartungen im Jänner 2009 geringfügig günstiger als im Dezem-
ber 2008 − dies könnte ein erster Hinweis darauf sein, dass sich der Rückgang etwas 
verlangsamt. 

Der Abschwung der Weltkonjunktur verschärft sich. In den USA beschleunigte sich 
die Abnahme der Wirtschaftsleistung im IV. Quartal 2008 markant (saisonbereinigt 
real −1% gegenüber dem Vorquartal). Der Euro-Raum befindet sich seit dem Frühjahr 
2008 in einer Rezession. Ende 2008 brachen die Produktion (November gegenüber 
August saisonbereinigt −5%) und die Auftragseingänge in der Industrie (−15%) ein. 
Zwar verläuft der Abschwung im Bauwesen und im Einzelhandel flacher, die Arbeits-
losigkeit steigt aber bereits kräftig. 

Auch in den ostmitteleuropäischen EU-Ländern verschlechterte sich die Konjunktur, 
die Industrieproduktion leidet unter dem spürbaren Nachlassen der Nachfrage aus 
dem Westen. Hingegen schwächen sich Bauproduktion und Einzelhandelsumsätze in 
den meisten Ländern bisher nur leicht ab. In den asiatischen Schwellenländern bra-
chen Exportnachfrage und Industrieproduktion ein. Der weltweite Rückgang der 
Produktion schlägt sich auch im Welthandel nieder, dieser verringerte sich im No-
vember 2008 gegenüber dem Vormonat real um 6%; Frühindikatoren weisen auf ei-
ne weitere Abwärtstendenz in den folgenden Monaten hin. 



  KONJUNKTURBERICHT  
 

104 MONATSBERICHTE 2/2009  

Auch in Österreich entwickeln sich die von der Binnennachfrage getragenen Wirt-
schaftsbereiche stabiler als die Exportwirtschaft. Die Konsumausgaben der privaten 
Haushalte lagen im IV. Quartal 2008 geringfügig über jenen des Vorquartals (saison- 
und arbeitstägig bereinigt real +0,4%, +1% gegenüber dem Vorjahr). Zum Anstieg 
dürfte auch die leichte Zunahme der verfügbaren realen Einkommen beigetragen 
haben: Die Inflationsrate sank im Dezember wegen des markanten Rückgangs der 
Rohstoffpreise auf 1,3%, drei Monate zuvor hatte sie noch 3,8% betragen. Während 
die realen Umsätze im Einzelhandel insgesamt im IV. Quartal auf dem Vorjahresni-
veau stagnierten, waren jene des Kfz-Handels deutlich rückläufig (−11,6%). Im De-
zember 2008 wurden um 16% weniger Pkw neu zugelassen als im Dezember des Vor-
jahres. 

 

Übersicht 1: WIFO-Schnellschätzung zur vierteljährlichen Volkswirtschaftlichen 
Gesamtrechnung 
       
 2007 2008 
 III. Quartal IV. Quartal I. Quartal II. Quartal III. Quartal IV. Quartal 
 Saison- und arbeitstagsbereinigt, Veränderung gegen das Vorquartal 

in %, real 
Verwendung des Bruttoinlandsproduktes      
Konsumausgaben       

Private Haushalte1)  + 0,2  + 0,4  + 0,1  + 0,2  + 0,4  + 0,4 
Staat  + 0,1  + 0,0  – 0,1  + 0,2  + 0,5  + 0,2 

Bruttoinvestitionen  + 0,5  + 0,5  + 0,5  + 0,5  + 0,2  + 0,1 
Exporte  + 1,8  + 1,3  + 0,8  + 0,3  – 0,8  – 1,0 
Importe  + 1,4  + 1,0  + 0,4  – 0,2  – 0,2  – 0,2 
Bruttoinlandsprodukt  + 0,7  + 0,7  + 0,5  + 0,2  + 0,0  – 0,2 
       
Bruttoinlandsprodukt nach Wirtschaftsbereichen      
Land- und Forstwirtschaft  + 1,4  + 1,3  – 0,0  – 0,8  – 1,0  – 0,4 
Produzierender Bereich2)  + 1,4  + 1,8  + 1,1  – 0,1  – 0,4  – 0,8 

Sachgütererzeugung  + 1,0  + 1,8  + 1,5  – 0,0  – 0,7  – 1,6 
Bauwesen  + 0,3  + 0,3  + 0,2  + 0,2  + 0,2  – 0,1 
Handel, Gastgewerbe und Verkehr  + 0,6  + 0,5  + 0,4  + 0,2  + 0,2  + 0,2 
Vermögens- und 
Unternehmensdienstleistungen3)  + 0,9  + 0,6  + 0,3  + 0,2  + 0,2  – 0,1 
Sonstige Dienstleistungen4)  + 0,3  + 0,4  + 0,2  + 0,3  + 0,4  + 0,4 
Gütersteuern  + 0,3  + 0,4  + 0,4  + 0,3  + 0,2  + 0,2 
Gütersubventionen  + 1,0  + 0,8  + 0,6  + 0,7  + 0,8  + 0,8 
       
 Veränderung gegen das Vorjahr in % 
       
Bruttoinlandsprodukt, real  + 2,7  + 2,6  + 2,9  + 2,4  + 1,5  + 0,3 

Q: WIFO. − 1) Einschließlich privater Organisationen ohne Erwerbszweck. − 2) Bergbau, Sachgütererzeu-
gung, Energie- und Wasserversorgung. − 3) Kreditinstitute und Versicherungen, Grundstücks- und Woh-
nungswesen. − 4) Öffentliche Verwaltung, Landesverteidigung, Sozialversicherung, private Dienstleistun-
gen. 
 

Die Wintersaison begann im Tourismus vielversprechend. Dank der günstigen Witte-
rung und der Verzögerung, mit der ein Konjunkturabschwung im Tourismus erfah-
rungsgemäß wirksam wird, nahmen im November und Dezember sowohl die Zahl 
der Nächtigungen als auch der reale Umsatz gegenüber dem Vorjahr um 6,8% zu. 

Der von der Investitionstätigkeit getragene Industrie- und Geschäftsbau schwächte 
sich bereits merklich ab. Im Tiefbau entwickelt sich die Produktion aber günstig. Ins-
gesamt blieb die Wertschöpfung der Bauwirtschaft im IV. Quartal real um 0,6% unter 
dem Vorjahreswert. Die im WIFO-Konjunkturtest befragten Bauunternehmen sind hin-
sichtlich der Entwicklung von Auftragseingängen, Produktion, Preisen und Beschäfti-
gung zunehmend pessimistisch. 

Aufgrund des Produktionseinbruchs in der Industrie stieg die Zahl der Arbeitslosen im 
Dezember und Jänner − trotz der raschen Ausweitung der Kurzarbeit − stark. Saison-
bereinigt war sie zuletzt um 10.000 höher als im November 2008, die Arbeitslosenquo-
te erhöhte sich auf 6,4% der unselbständigen Erwerbspersonen (+0,8 Prozentpunkte 
gegenüber dem konjunkturellen Tiefstand im März 2008). Die Zahl der unselbständig 
aktiv Beschäftigten sank leicht gegenüber den Vorquartalen. 
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Die internationale Finanzmarktkrise, die im Sommer 2007 in den USA ausgelöst wor-
den war, hat sich in den letzten Monaten auch weltweit auf die Realwirtschaft aus-
gebreitet. In den westlichen Industrieländern geht die Sachgüterproduktion saison-
bereinigt bereits seit dem Sommer 2008 zurück, gegen Jahresende verschärfte sich 
die Entwicklung markant. Den Folgen des gesamtwirtschaftlichen Nachfrageausfalls 
in den Industrieländern können sich die Schwellenländer nicht entziehen, weil ihre 
Produktion vielfach auf den Export ausgerichtet ist. In vielen asiatischen Schwellen-
ländern sanken Export, Industrieproduktion und auch das BIP im IV. Quartal 2008 sai-
sonbereinigt gegenüber dem Vorquartal bereits. China meldet für das IV. Quartal 
2008 zwar einen realen Anstieg des BIP gegenüber dem Vorjahr um 6,8%, die Wirt-
schaftsleistung dürfte saisonbereinigt gegenüber dem Vorquartal aber nicht mehr 
gewachsen sein. 

Der weltweite Rückgang der Produktion spiegelt sich auch in der Entwicklung des 
Welthandels: Im November 2008 verzeichnete das Centraal Planbureau eine Ab-
nahme gegenüber dem Vormonat um 6%. Die Frühindikatoren lassen für die kom-
menden Monate eine weitere markante Verringerung der internationalen Handels-
aktivitäten erwarten. 

Aufgrund des weltweiten Rückgangs der Nachfrage sanken die Rohstoffpreise kräf-
tig. Laut HWWI-Index hat sich das Preisniveau seit dem Höhepunkt im Sommer 2008 
bis Anfang 2009 mehr als halbiert. Dies ist vor allem eine Folge des Verfalls der Roh-
ölnotierungen auf den Weltmärkten, aber auch die Preise von Nahrungsmitteln und 
Industrierohstoffen tendieren deutlich abwärts. 

 

In den USA verringerte sich das BIP im IV. Quartal 2008 gegenüber dem Vorquartal 
real um 1% bzw. gegenüber dem Vorjahr um 0,2%. Damit hat sich die Rezession, die 
laut National Bureau of Economic Research im Dezember 2007 begonnen hat, deut-
lich verschärft. Besonders stark geht die Sachgüterproduktion zurück, sie lag bereits 
im November um 8% unter dem Niveau von Anfang 2008. Der Einbruch der Auf-
tragseingänge und der Purchasing Manager Index, der weit unter die Expansions-
schwelle gesunken ist, lassen auch für den Jahresbeginn 2009 einen empfindlichen 
Rückgang der Industrieproduktion erwarten. 

Wegen des Nachfrageausfalls und der ungünstigeren Finanzierungsbedingungen 
werden die Investitionen gekürzt. Die Ausrüstungsinvestitionen blieben im IV. Quartal 
um 7,8% unter dem Wert des Vorquartals und um 10,9% unter dem Wert des Vorjah-
res. Der Immobilienmarkt ist noch immer nicht gefestigt, weder die Hauspreise noch 
die Wohnbauinvestitionen (IV. Quartal real −6,5% gegenüber dem Vorquartal) lassen 
eine Stabilisierung erkennen. 

Der hohe Wertverlust des Immobilien- und Aktienvermögens und die rasch steigende 
Arbeitslosigkeit (im Jänner 2009 erhöhte sich die Arbeitslosenquote auf 7,6% der Er-
werbspersonen) dämpfen die Konsumnachfrage der privaten Haushalte (IV. Quartal 
real −0,9% gegenüber dem Vorquartal, −1,3% gegenüber dem Vorjahr). 

Die Wirtschaftspolitik der USA verstärkt ihren expansiven Kurs. Im Dezember senkte 
die Fed die Leitzinssätze auf 0% bis 0,25%, im Kongress wird ein Konjunkturpaket im 
Ausmaß von etwa 6% des BIP geschnürt.  

 

Im Euro-Raum hat sich der Konjunktureinbruch gegen Jahresende 2008 merklich ver-
schärft. Der Produktionsindex ging in der Industrie im November gegenüber dem 
Vormonat um 1,6% zurück und lag damit bereits um 5% unter dem Wert vom August 
2008. Die markante Abnahme der Auftragseingänge seit Herbst (August bis Novem-
ber kumuliert −15%) lässt für die kommenden Monate weitere Produktionseinbußen 
erwarten. Der Vertrauensindex der Europäischen Kommission für die Industrie im Eu-
ro-Raum wies im Jänner 2009 einen Saldo von −34 Prozentpunkten auf. Damit hat er 
sich seit Mitte 2007 um 41 Punkte verschlechtert, viel stärker und anhaltender als in 
den Rezessionen 1992/93 und 2001/02. Gegenüber Dezember 2008 ging er aber nur 
noch wenig zurück (−1 Prozentpunkt). 

Welthandel schrumpft 
deutlich  

Der Produktionseinbruch hat 
nicht nur die Industrieländer, 

sondern auch die Schwellen-
länder erfasst. Der Nachfra-

gerückgang lässt die Roh-
stoffpreise markant sinken. 

Verschärfung der 
Rezession in den USA 

In den USA weitete sich der 
steile Abschwung der Wirt-
schaft vom Wohnbau auf 

die Industrie und den Handel 
aus. 

Einbruch der 
Industriekonjunktur 

im Euro-Raum 

Produktion und Auftragsein-
gänge gehen in der Industrie 

des Euro-Raums seit August 
2008 scharf zurück, in der 

Bauwirtschaft und im Einzel-
handel verläuft der Ab-

schwung verhaltener. 
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Abbildung 1: Internationale Konjunktur 

Saisonbereinigt, 2000 = 100, gleitende Dreimonatsdurchschnitte 
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Q: Europäische Kommission, Deutsche Bundesbank, ISM (Institute for Supply ManagementTM), ifo (Institut 
für Wirtschaftsforschung), OECD. 
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Der Konjunkturabschwung konzentriert sich im Euro-Raum bislang auf die Industrie. 
Die Baukonjunktur schwächt sich langsamer ab − der Produktionsindex lag im No-
vember um 5% unter dem Niveau des IV. Quartals 2007. Im Einzelhandel ist bislang 
nur eine leichte Dämpfung der realen Umsätze zu beobachten: Die Vorjahresverän-
derung von −1% im Dezember war primär eine Folge des starken Anstiegs der Ver-
braucherpreise im Jahr 2008. Allerdings gerät die Konsumnachfrage wegen der Ab-
nahme der Beschäftigung und des Anstiegs der Arbeitslosigkeit zunehmend unter 
Druck. 

Die saisonbereinigte Arbeitslosenquote stieg im Dezember 2008 auf 8% der Erwerbs-
personen und war damit um ¾ Prozentpunkte höher als ihr Tiefstwert im I. Quartal 
2008. Besonders stark erhöhte sich die Arbeitslosigkeit in jenen Ländern, in denen der 
langjährige Immobilienboom zusammengebrochen ist: In Spanien betrug die Ar-
beitslosenquote zuletzt 14,4% der Erwerbspersonen (I. Quartal 2008 9,3%), in Irland 
8,2% (5%). 

 

Die Wirtschaft der ostmitteleuropäischen EU-Länder wird bislang primär durch das 
Nachlassen der Nachfrage aus Westeuropa beeinträchtigt. Dies schlägt sich in einer 
Verringerung der Industrieproduktion nieder. Der Produktionsindex lag zuletzt in den 
größten Volkswirtschaften Polen, Ungarn, Tschechien und Slowakei um 10% bis 15% 
unter dem Höchstwert im Frühjahr 2008. Im November und Dezember beschleunigte 
sich der Rückgang merklich. Viel stärker ist der Einbruch in den baltischen Ländern. 

Die von der Binnennachfrage abhängigen Branchen entwickeln sich noch relativ 
günstig, doch dürfte die Bedienung der rasch gestiegenen (Fremdwährungs-)Schul-
den immer schwieriger werden. Die Bauproduktion ging − mit Ausnahme von Un-
garn, dessen restriktive Budgetpolitik die Investitionen bremste − bislang kaum zu-
rück. Der Einzelhandel ist in den großen Ländern noch wenig rückläufig, nur in den 
baltischen Ländern sanken die Umsätze deutlich. 

 

In Österreich wird der Konjunkturzyklus primär vom Export bestimmt − 60% der erzeug-
ten Güter und Dienstleistungen werden ausgeführt. Der Konjunkturabschwung setzte 
im Export Mitte 2007 ein und blieb zunächst verhalten. Ab dem II. Quartal 2008 ging 
die Auslandsnachfrage nach Gütern immer stärker zurück. Im IV. Quartal lag sie laut 
Volkswirtschaftlicher Gesamtrechnung real um 1,1% unter dem Wert des III. Quartals 
(−6,7% gegenüber dem Vorjahr). Laut Außenhandelsstatistik betrug der Vorjahresab-
stand im November nominell −14%, in den ersten elf Monaten des Jahres noch +3%. 
Während der Export in die USA schon länger deutlich schrumpft, nahm jener in die 
EU 27 im November erstmals so stark ab (−16%).  

Der Rückgang der Auslandsnachfrage trifft vor allem die heimische Industrie. Die 
Wertschöpfung in der Sachgütererzeugung blieb im IV. Quartal 2008 saison- und ar-
beitstägig bereinigt real um 1,6% unter dem Niveau des Vorquartals und bereits um 
1,4% unter jenem des Vorjahres. In Mitleidenschaft gezogen werden vor allem die 
Unternehmen der technischen Verarbeitung (Maschinen- und Stahlbau, Fahrzeug-
industrie, Metallindustrie) und die Hersteller von Vorprodukten. 

Die Ergebnisse des WIFO-Konjunkturtests lassen für die kommenden Monate weitere 
markante Produktionseinbußen erwarten. Der Anteil der Unternehmen, die von einer 
Verringerung der Produktion ausgehen, überwog jenen der optimistischen Meldun-
gen im Jänner 2009 um 22 Prozentpunkte. Die Auftragsbestände verringern sich 
deutlich. Im Jänner sank die Kapazitätsauslastung auf nur noch 77,4%, ein halbes 
Jahr zuvor hatte sie noch 82,3% betragen. Besonders empfindlich brach die Auslas-
tung der Unternehmen mit mehr als 500 Beschäftigten (−8,3 Prozentpunkte) und in 
der Kraftfahrzeugindustrie ein (−13,5 Prozentpunkte). 

Im WIFO-Konjunkturtest vom Jänner 2009 zeichnet sich allerdings eine Verlangsa-
mung des Produktionsrückgangs ab, die sich in den nächsten Monaten bestätigen 
könnte: Die Unternehmen beurteilen die Produktionserwartungen, die Auslandsauf-
träge und die Geschäftslage in sechs Monaten geringfügig weniger negativ als im 
Monat zuvor. 

Beginnender 
Konjunkturabschwung 

in Ostmitteleuropa 

Der Rückgang der Export-
nachfrage lässt die Indust-

rieproduktion in Ostmitteleu-
ropa merklich sinken, die 

Binnennachfrage entwickelt 
sich noch stabil. 

Produktionseinbruch 
in der heimischen 

Exportindustrie 

Der Abschwung der Indust-
riekonjunktur verläuft in Ös-

terreich rascher als in den 
Rezessionen der letzten Jahr-

zehnte. Die Ergebnisse des 
WIFO-Konjunkturtests lassen 
nicht auf eine bevorstehen-
de Erholung der Produktion 

hoffen. 
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Abbildung 2: Ergebnisse des WIFO-Konjunkturtests 

Salden aus positiven und negativen Meldungen in % der befragten Unternehmen, 
saisonbereinigt 
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Q: Europäische Kommission, WIFO-Konjunkturtest. 

 

Die Wertschöpfung der Bauwirtschaft ging zu Jahresende saison- und arbeitstägig 
bereinigt zurück (IV. Quartal 2008 real −0,1% gegenüber dem Vorquartal). Der nomi-
nelle Produktionswert nahm gemäß den zuletzt verfügbaren Daten in den ersten 
zehn Monaten 2008 im Tiefbau kräftig zu, weil die öffentlichen Aufträge im Schienen- 
und Straßenbau forciert wurden. Schwach entwickelte sich schon im Jahresverlauf 
2008 der Industrie- und Geschäftsbau. Mit Nachlassen der Investitionstätigkeit der 
Industrie ist vor allem diese Bausparte vom Konjunkturabschwung unmittelbar betrof-
fen. 

Im WIFO-Konjunkturtest melden die Bauunternehmen seit dem IV. Quartal 2008 einen 
Rückgang der Auftragseingänge und der Produktion. Besonders pessimistisch ist der 
Wohnbausektor. Dies dürfte vor allem die Probleme im freifinanzierten Wohnbau wi-
derspiegeln. Die Baupreise stiegen in den letzten Jahren stark, nun erwarten die Un-
ternehmen einen kräftigen Preisverfall. Nahezu ebenso deutlich korrigierten die Bau-
unternehmen im Jänner 2009 ihre Erwartungen zur Beschäftigungsentwicklung nach 
unten. 

 

Die Konsumnachfrage der privaten Haushalte stabilisiert die Konjunktur, sie reagiert 
verzögert und abgeschwächt auf den Abschwung von Export und Investitionen. Im 
IV. Quartal 2008 nahmen die Konsumausgaben gegenüber dem Vorquartal saison- 
und arbeitstägig bereinigt real um 0,4% zu, ähnlich wie in den Vorquartalen. Aller-
dings war der Zuwachs gegenüber dem Vorjahr wie schon im gesamten Jahresver-
lauf 2008 mit real nur 1% nur halb so hoch wie im langfristigen Durchschnitt. 

Die Nachfrage der privaten Haushalte ist vom Konjunktureinbruch noch wenig be-
troffen. Dies zeigt sich auch im Geschäftsgang des Einzelhandels. Im IV. Quartal ent-
sprachen die realen Umsätze dem Vorjahresniveau. Im Dezember wurde ein Zu-
wachs von real 1,7% gegenüber dem Vorjahr verzeichnet, bereinigt um die höhere 

Bauproduktion sinkt 

Während im Tiefbau nach 
wie vor rege Nachfrage 
herrscht, verläuft der Ge-
schäftsgang vor allem im 
Industrie- und Geschäftsbau 
sehr ungünstig. Die Aussich-
ten für die gesamte Bauwirt-
schaft verschlechtern sich 
deutlich. 

Konsumnachfrage 
stabil 

Während die Umsätze im Ein-
zelhandel im Vorjahresver-
gleich stagnieren, erlitten der 
Kfz-Handel und der Groß-
handel im IV. Quartal bereits 
merkliche Einbußen. 
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Zahl an Verkaufstagen ergab sich allerdings im Weihnachtsgeschäft ein leichter 
Rückgang um 0,3%. 

 

Abbildung 3: Wirtschaftspolitische Eckdaten 

Unselbständig aktiv Beschäftigte1), in 1.000, saisonbereinigt
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Q: Arbeitsmarktservice Österreich, Hauptverband der österreichischen Sozialversicherungsträger, OeNB, 
Statistik Austria, WIFO-Berechnungen. − 1) Unselbständig Beschäftigte ohne Bezug von Karenz- bzw. Kin-
derbetreuungsgeld, ohne Präsenzdienst, ohne Schulungsteilnahmen von Arbeitslosen mit Beihilfen zur De-
ckung des Lebensunterhalts. 
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Deutlich ungünstiger entwickelte sich der Umsatz im Kfz-Handel (einschließlich Repa-
ratur und Tankstellen; IV. Quartal real −11,6% gegenüber dem Vorjahr). Im IV. Quartal 
2008 wurden dementsprechend um rund 8% weniger Pkw zugelassen als im Vorjahr 
(Dezember −16%). 

Auch der Großhandel reagiert auf den Konjunkturabschwung früher als der Einzel-
handel. Das Nachlassen von Außenhandel und der Investitionen hatte gegen Jah-
resende eine merkliche Abnahme der Umsätze zur Folge (November real −3,2% ge-
genüber dem Vorjahr). 

 

Setback in Economic Activity − Summary 

In the fourth quarter of 2008, seasonally and working day adjusted GDP declined for the first time since mid-2001, 
mainly in response to the deep recession in the export-oriented manufacturing industry. Private households, on the 
other hand, increased their consumption, albeit very moderately. Tourism registered a strong start of the winter sea-
son. The economic downturn is also reflected in rapidly slowing inflation and sharply rising unemployment.  

Austria's real gross domestic product declined at a seasonally and working day adjusted quarterly rate of 0.2 per-
cent in the fourth quarter of 2008, according to recent calculations by WIFO. It thus exceeded the year-earlier level 
only by a mere 0.3 percent. For 2008 as a whole, real GDP growth was 1.8 percent. The dampened economic out-
put in the fourth quarter primarily reflected the setback in activity in the export-oriented industry. The demand for 
exports remained 1 percent in real terms below the level seen in the third quarter, and 4.2 percent below the year-
earlier level. Manufacturing value added declined by 1.6 percent in real terms compared with the third quarter, 
and by 1.4 percent compared with a year before.  
The results of WIFO's January 2009 business cycle survey suggest that industrial production will decline further. Com-
panies are more pessimistic than they have been in a long time in their assessment of order books, particularly ex-
port order books, and their business outlook. Capacity utilisation, notably by big companies and the motor vehicle 
industry, has fallen markedly. A major part of the survey respondents anticipate further steep production declines. 
The balance of positive and negative responses reached −22 percentage points, following still +5 percentage 
points in July 2008 and +17 percentage points in January 2008. However, production expectations were slightly 
more positive in January 2009 than in December 2008 − this could be a first sign of a slight slowdown in the decline. 
The downturn of the global economy is intensifying. US economic output fell at a markedly faster pace in the fourth 
quarter of 2008 (−1 percent in real terms quarter-on-quarter, seasonally adjusted). The euro area has been in a re-
cession since spring 2008. Production fell sharply at the end of 2008 (November −5 percent, seasonally adjusted, 
compared with August) and so did industrial new orders (−15 percent). Although the downturn in construction and 
retailing has been less severe, unemployment is nevertheless already rising strongly. 
Economic activity in the East-Central European EU countries has also deteriorated, with industrial production suffer-
ing from appreciably slowing demand from the West. Construction output and retail sales, by contrast, have 
weakened only moderately so far in most countries. Emerging Asia has seen export demand and industrial produc-
tion plummet. The worldwide production decline is also reflected in global trade, which contracted by 6 percent in 
real terms month-on-month in November 2008; leading indicators point to a continuation of the downward trend in 
the coming months.  
In Austria, too, those sectors of the economy that are driven by domestic demand have been more stable than 
the export sector. Household spending was marginally higher in the fourth quarter of 2008 than during the previous 
quarter (+0.4 percent in real terms, seasonally and working day adjusted, +1 percent year-on-year). This may in 
part be attributable also to the slight increase in real disposable income: the inflation rate fell to 1.3 percent in De-
cember, from still 3.8 percent three months earlier, reflecting the sharp fall in commodity prices. While overall real 
retail sales in the fourth quarter stagnated at the year-earlier level, motor vehicle sales declined markedly 
(−11.6 percent). In December 2008, new passenger car registrations were down 16 percent from a year earlier. 
The winter tourist season had a very promising start. Thanks to the good weather and the lag with which − as ex-
perience shows − an economic downturn has an impact on tourism, both the number of overnight stays and real 
sales volumes rose at a year-on-year rate of 6.8 percent in November and December.  
The industrial and commercial building industry, which is driven by investment, has already weakened noticeably. 
Production in the civil engineering sector, however, has been lively. Overall real value added in the construction 
sector in the fourth quarter of 2008 remained 0.6 percent below the year-earlier level. The construction firms sur-
veyed in the WIFO business survey have grown increasingly pessimistic regarding developments of new orders, 
production, prices and employment.  
Owing to the slump in industrial production, the number of unemployed rose sharply in December and January − 
despite the rapid expansion of short-time working. Recent figures show an increase by 10,000 (seasonally adjusted) 
from November 2008, with the unemployment rate rising to 6.4 percent of the dependent labour force 
(+0.8 percentage point compared with the cyclical low in March 2008). The number of persons in dependent ac-
tive employment fell slightly compared with the previous quarters. 

___________________  

The business cycle report will be published in an English version in "Austrian Economic Quarterly". 
 



 KONJUNKTURBERICHT    
 

 MONATSBERICHTE 2/2009 111 

 

Zu Beginn der Wintersaison verzeichnete die heimische Tourismuswirtschaft kräftige 
Zuwächse. Im November und Dezember übertrafen sowohl die Zahl der Nächtigun-
gen als auch die realen Umsätze das Vorjahresergebnis um 6,8%. Dazu trug das 
günstige Wetter bei, aber auch der Umstand, dass sich ein Konjunkturabschwung 
erfahrungsgemäß erst mit Verzögerung auf die Nachfrage nach Tourismusdienstleis-
tungen auswirkt. 

 

Der Anstieg der Verbraucherpreise betrug im Dezember 2008 gegenüber dem Vor-
jahr nur noch 1,3%. Im September war die Inflationsrate bei 3,8% gelegen. Gegen-
über dem Vormonat gingen die Verbraucherpreise im Dezember 2008 um 0,2% zu-
rück. Für das gesamte Jahr 2008 ergibt sich eine Teuerungsrate von 3,2%. 

Die starke Dämpfung des Preisauftriebs ist vor allem eine Folge des Einbruchs der 
Rohölnotierungen auf den Weltmärkten. Diese lagen zuletzt bei rund 40 $ je Barrel 
Brent − etwa ein Drittel des Wertes vom August 2008. Treibstoffe und Heizöl kosteten 
auf Verbraucherebene in Österreich im Dezember 2008 um etwa ein Fünftel weniger 
als im Vorjahr, ihr Rückgang dämpfte den gesamtwirtschaftlichen Preisauftrieb um 
knapp 1 Prozentpunkt. Zudem schwächte sich der Anstieg der Nahrungsmittelpreise 
erheblich ab − auch dies primär eine Folge der Preisberuhigung auf den Weltmärk-
ten. 

Das markante Nachlassen des Preisauftriebs ermöglicht kräftige Reallohnsteigerun-
gen für die Beschäftigten. Die Tariflöhne lagen nominell zuletzt um 3,3% über dem 
Niveau des Vorjahres. 

 

Im Jänner 2009 waren 301.500 Arbeitslose registriert, um 33.000 mehr als ein Jahr zu-
vor. Im Vorjahresvergleich erhöhte sich die Arbeitslosigkeit damit zum dritten Mal in 
Folge. Besonders betroffen waren die Beschäftigten im Personalverleih. Auch in der 
Industrie nahm die Arbeitslosigkeit bereits kräftig zu, trotz der raschen Ausweitung der 
Kurzarbeit. Nicht zu den Arbeitslosen gezählt werden jene 54.000 Personen, die sich 
im Jänner in Schulung befanden. 

Vor allem in Phasen rund um den Konjunkturwendepunkt (sowie bei statistisch-
administrativen Effekten wie etwa der Einführung der sofortigen Meldepflicht für 
neue Beschäftigungsverhältnisse im Jänner 2008) wird die Entwicklung des Arbeits-
marktes besser durch saisonbereinigte Daten beschrieben als durch den Vergleich 
mit dem Vorjahr. Die saisonbereinigte Zahl der unselbständig aktiv Beschäftigten 
stieg schon seit dem Frühjahr 2008 nur noch verhalten, jene der Arbeitslosen stetig. 
Seit Oktober 2008 geht die Zahl der unselbständig aktiv Beschäftigten nun gegen-
über dem Vormonat zurück (etwa −2.000 pro Monat), und die Arbeitslosigkeit erhöht 
sich stark (Dezember +6.000 gegenüber dem Vormonat, Jänner +4.000 auf 232.000). 
Die saisonbereinigte Arbeitslosenquote betrug im Jänner 6,4% der unselbständigen 
Erwerbspersonen und war damit um 0,8 Prozentpunkte höher als ihr Tiefstwert des 
Konjunkturzyklus im März 2008. 

 

Merkliche Steigerung 
im Wintertourismus 

Inflation schwächt sich 
rasch ab 

Die Inflationsrate ging inner-
halb von drei Monaten vor 

allem aufgrund des konjunk-
turbedingten Verfalls der 

Rohstoffpreise von 3,8% auf 
1,3% zurück. 

Markanter Anstieg der 
Arbeitslosigkeit 

Der Einbruch der Industrie-
konjunktur löste im Dezem-

ber und Jänner eine rasche 
Zunahme der Arbeitslosigkeit 

aus. 
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Kennzahlen zur Wirtschaftslage 
Der Tabellensatz "Kennzahlen zur Wirtschaftslage" bietet monatlich einen Überblick über die wichtigsten 
Indikatoren zur Entwicklung der österreichischen und internationalen Wirtschaft. Die Daten werden 
unmittelbar vor Redaktionsschluss aus der Volkswirtschaftlichen Datenbank des WIFO abgefragt. Täglich 
aktuelle Informationen enthalten die "WIFO-Wirtschaftsdaten" auf der WIFO-Website (http://www.wifo.ac. 
at/cgi-bin/tabellen/tabhome.cgi). 
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Internationale Konjunkturindikatoren 
Übersicht 1: Standardisierte Arbeitslosenquote 

 2005 2006 2007 2007 2008 2008 
    IV. Qu. I. Qu. II. Qu. III. Qu. Juni Juli August Septem-

ber 
Oktober Novem-

ber 
 In % der Erwerbspersonen, saisonbereinigt               

OECD insgesamt   6,8   6,3   5,8   5,8   5,7   5,9   6,2   6,0   6,1   6,2   6,3   6,4   6,5 
USA   5,1   4,6   4,6   4,8   4,9   5,3   5,9   5,5   5,7   6,1   6,1   6,5   6,7 
Japan   4,4   4,1   3,8   3,8   3,9   4,0   4,1   4,1   4,0   4,2   4,0   3,7   4,0 
Kanada   6,8   6,3   6,0   5,9   5,9   6,1   6,1   6,2   6,1   6,1   6,1   6,2   6,3 
EU   8,9   8,2   7,1   6,9   6,8   6,9   7,0   6,9   6,9   7,0   7,0   7,1   7,2 

Euro-Raum   8,8   8,3   7,4   7,2   7,2   7,4   7,5   7,4   7,4   7,5   7,6   7,7   7,8 
Deutschland   10,6   9,8   8,4   8,0   7,6   7,4   7,2   7,4   7,3   7,2   7,2   7,1   7,1 
Frankreich   9,3   9,2   8,3   7,8   7,6   7,7   7,7   7,7   7,7   7,7   7,8   7,8   7,9 
Italien   7,7   6,8   6,1   6,4   6,7   6,8   6,7   6,8   6,7   6,7   6,7   .   . 
Spanien   9,2   8,5   8,3   8,6   9,3   10,5   11,7   10,9   11,3   11,6   12,1   12,8   13,4 
Niederlande   4,7   3,9   3,2   2,9   2,8   2,8   2,7   2,7   2,7   2,7   2,7   2,7   2,7 
Belgien   8,5   8,2   7,4   7,1   7,1   7,0   7,2   7,0   7,2   7,2   7,2   7,0   7,0 
Österreich   5,2   4,7   4,4   4,0   4,0   3,7   3,7   3,6   3,6   3,7   3,9   3,8   3,8 
Portugal   7,7   7,8   8,1   7,8   7,7   7,7   7,8   7,7   7,8   7,8   7,8   7,8   7,8 
Finnland   8,4   7,7   6,8   6,6   6,3   6,3   6,4   6,4   6,4   6,4   6,4   6,4   6,4 
Griechenland   9,9   8,9   8,3   8,0   7,8   7,5   7,5   7,5   7,5   7,5   7,5   .   . 
Irland   4,4   4,5   4,6   4,7   5,0   5,6   6,6   6,0   6,3   6,5   6,9   7,4   7,9 
Luxemburg   4,6   4,6   4,2   4,1   4,1   4,3   4,4   4,4   4,4   4,4   4,5   4,6   4,6 

Großbritannien   4,8   5,4   5,3   5,1   5,1   5,4   5,8   5,5   5,7   5,8   5,9   .   . 
Schweden   7,3   7,0   6,2   5,9   5,9   5,8   6,2   5,8   5,9   6,2   6,4   6,7   7,0 
Dänemark   4,8   3,9   3,8   3,3   3,2   3,2   3,3   3,2   3,2   3,3   3,5   3,8   4,1 

Schweiz1)   3,8   3,3   2,8   2,6   2,5   2,5   2,5   2,5   2,5   2,5   2,6   2,6   2,7 
Norwegen   4,6   3,5   2,6   2,5   2,4   2,5   2,5   2,6   2,4   2,4   2,6   2,7   . 
Polen   17,8   13,9   9,6   8,5   7,8   7,4   6,8   7,2   6,9   6,8   6,6   6,5   6,5 
Ungarn   7,2   7,4   7,4   7,7   7,7   7,7   7,9   7,8   7,8   7,9   7,9   8,0   8,3 
Tschechien   7,9   7,2   5,3   4,8   4,5   4,5   4,3   4,4   4,4   4,3   4,3   4,4   4,5 
Slowakei   16,3   13,3   11,2   10,6   10,2   10,0   9,2   9,8   9,4   9,2   9,0   9,0   9,1 

Q: Eurostat, OECD. − 1) Nationale Definition. • E-Mail-Adresse: Christine.Kaufmann@wifo.ac.at 
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Übersicht 2: Verbraucherpreise 
 2005 2006 2007 2007 2008 2008 
    IV. Qu. I. Qu. II. Qu. III. Qu. Juni Juli August Septem-

ber 
Oktober Novem-

ber 
 Veränderung gegen das Vorjahr in % 

Verbraucherpreisindex              
OECD insgesamt  + 2,6  + 2,7  + 2,5  + 3,2  + 3,5  + 3,9  + 4,7  + 4,4  + 4,9  + 4,7  + 4,5  + 3,8  + 2,3 

USA  + 3,4  + 3,2  + 2,9  + 4,0  + 4,1  + 4,4  + 5,3  + 5,0  + 5,5  + 5,4  + 5,0  + 3,7  + 1,1 
Japan  – 0,3  + 0,2  + 0,1  + 0,5  + 1,0  + 1,4  + 2,2  + 2,0  + 2,3  + 2,1  + 2,1  + 1,7  + 1,0 
Kanada  + 2,2  + 2,0  + 2,1  + 2,4  + 1,8  + 2,4  + 3,4  + 3,1  + 3,4  + 3,5  + 3,4  + 2,6  + 2,0 

Harmonisierter VPI              
EU  + 2,3  + 2,3  + 2,4  + 3,0  + 3,5  + 3,9  + 4,3  + 4,2  + 4,4  + 4,3  + 4,2  + 3,7  + 2,8 

Euro-Raum  + 2,2  + 2,2  + 2,1  + 2,9  + 3,3  + 3,6  + 3,9  + 3,9  + 4,0  + 3,9  + 3,7  + 3,2  + 2,1 
Deutschland  + 1,9  + 1,8  + 2,3  + 3,1  + 3,1  + 3,0  + 3,3  + 3,4  + 3,5  + 3,3  + 3,0  + 2,5  + 1,4 
Frankreich  + 1,9  + 1,9  + 1,6  + 2,5  + 3,3  + 3,7  + 3,6  + 4,0  + 4,0  + 3,5  + 3,4  + 3,0  + 1,9 
Italien  + 2,2  + 2,2  + 2,0  + 2,6  + 3,3  + 3,8  + 4,1  + 4,0  + 4,0  + 4,2  + 3,9  + 3,6  + 2,7 
Spanien  + 3,4  + 3,6  + 2,8  + 4,0  + 4,5  + 4,7  + 4,9  + 5,1  + 5,3  + 4,9  + 4,6  + 3,6  + 2,4 
Niederlande  + 1,5  + 1,7  + 1,6  + 1,7  + 1,9  + 2,0  + 2,9  + 2,3  + 3,0  + 3,0  + 2,8  + 2,5  + 1,9 
Belgien  + 2,5  + 2,3  + 1,8  + 2,7  + 3,8  + 5,0  + 5,6  + 5,7  + 5,9  + 5,4  + 5,5  + 4,8  + 3,2 
Österreich  + 2,1  + 1,7  + 2,2  + 3,2  + 3,2  + 3,7  + 3,7  + 4,0  + 3,8  + 3,6  + 3,7  + 3,0  + 2,3 
Portugal  + 2,1  + 3,0  + 2,4  + 2,7  + 3,0  + 2,9  + 3,1  + 3,4  + 3,1  + 3,1  + 3,2  + 2,5  + 1,4 
Finnland  + 0,8  + 1,3  + 1,6  + 2,0  + 3,4  + 3,9  + 4,5  + 4,3  + 4,3  + 4,6  + 4,7  + 4,4  + 3,5 
Griechenland  + 3,5  + 3,3  + 3,0  + 3,6  + 4,3  + 4,8  + 4,8  + 4,9  + 4,9  + 4,8  + 4,7  + 4,0  + 3,0 
Irland  + 2,2  + 2,7  + 2,9  + 3,2  + 3,4  + 3,6  + 3,3  + 3,9  + 3,6  + 3,2  + 3,2  + 2,7  + 2,1 
Luxemburg  + 3,8  + 3,0  + 2,7  + 4,0  + 4,2  + 4,8  + 5,2  + 5,3  + 5,8  + 4,8  + 4,8  + 3,9  + 2,0 

Großbritannien  + 2,1  + 2,3  + 2,3  + 2,1  + 2,4  + 3,4  + 4,8  + 3,8  + 4,4  + 4,8  + 5,2  + 4,5  + 4,1 
Schweden  + 0,8  + 1,5  + 1,7  + 2,3  + 3,1  + 3,6  + 4,0  + 4,0  + 3,8  + 4,1  + 4,2  + 3,4  + 2,4 
Dänemark  + 1,7  + 1,8  + 1,7  + 2,2  + 3,2  + 3,7  + 4,6  + 4,2  + 4,4  + 4,8  + 4,5  + 3,8  + 2,8 
Schweiz1)  + 1,2  + 1,1  + 0,7  + 1,7  + 2,5  + 2,7  + 3,0  + 2,9  + 3,1  + 2,9  + 2,9  + 2,6  + 1,5 
Norwegen  + 1,5  + 2,5  + 0,7  + 0,9  + 2,9  + 2,8  + 4,3  + 3,0  + 3,9  + 4,1  + 4,8  + 5,1  + 3,2 
Polen1)  + 2,2  + 1,3  + 2,5  + 3,4  + 4,2  + 4,3  + 4,6  + 4,5  + 4,8  + 4,8  + 4,3  + 4,1  + 3,6 
Ungarn1)  + 3,6  + 3,9  + 8,0  + 7,1  + 6,9  + 6,8  + 6,3  + 6,7  + 6,7  + 6,5  + 5,8  + 5,1  + 4,2 
Tschechien1)  + 1,9  + 2,6  + 3,0  + 5,0  + 7,4  + 6,8  + 6,6  + 6,7  + 6,8  + 6,4  + 6,5  + 5,9  + 4,4 
Slowakei1)  + 2,7  + 4,5  + 2,8  + 3,2  + 4,0  + 4,5  + 5,1  + 4,6  + 4,9  + 5,0  + 5,3  + 5,2  + 4,9 

Q: Statistik Austria, OECD. − 1) Nationale Definition. • E-Mail-Adresse: Christine.Kaufmann@wifo.ac.at 
Übersicht 3: Saisonbereinigte Konjunkturindikatoren für die Sachgütererzeugung in der EU 

 2006 2007 2008 2009 
 I. Qu. II. Qu. III. Qu. IV. Qu. I. Qu. II. Qu. III. Qu. IV. Qu. I. Qu. II. Qu. III. Qu. IV. Qu. I. Qu. 
 Salden aus positiven und negativen Meldungen, in % der befragten Unternehmen               

Auftragsbestände  – 15  – 4  + 0  + 1  + 2  + 7  + 4  + 1  – 1  – 6  – 13  – 27  – 48 
Exportauftragsbestände  – 12  – 4  + 0  + 0  + 1  + 5  + 2  + 0  – 1  – 3  – 10  – 25  – 46 
Fertigwarenlager  + 11  + 7  + 5  + 5  + 6  + 5  + 5  + 7  + 7  + 8  + 11  + 16  + 21 
Produktionserwartungen  + 8  + 13  + 14  + 15  + 15  + 16  + 15  + 13  + 13  + 8  + 1  – 14  – 31 
Verkaufspreiserwartungen  + 6  + 8  + 10  + 12  + 13  + 12  + 13  + 12  + 15  + 14  + 23  + 8  – 10 
Q: Europäische Kommission (DG-ECFIN). • E-Mail-Adresse: Eva.Jungbauer@wifo.ac.at 
Übersicht 4: Dreimonatszinssatz 

 2006 2007 2008 2008 2008 
    I. Qu. II. Qu. III. Qu. IV. Qu. Juli August Septem-

ber 
Oktober Novem-

ber 
Dezem-

ber 
 In %               

USA   5,2   5,3   3,0   3,2   2,8   3,1   2,8   2,8   2,8   3,6   4,3   2,4   1,8 
Japan   0,2   0,7   .   0,8   0,7   0,7   .   0,7   0,7   0,7   0,8   0,8   . 
Kanada   4,2   4,6   3,3   3,9   3,3   3,3   2,8   3,3   3,2   3,3   3,3   2,8   2,3               
Euro-Raum   3,1   4,3   4,6   4,5   4,9   5,0   4,2   5,0   5,0   5,0   5,1   4,2   3,3               
Großbritannien   4,8   6,0   5,5   5,7   5,9   5,8   4,6   5,8   5,8   5,9   6,2   4,4   3,2 
Schweden   2,3   3,6   3,9   4,2   4,1   4,4   2,9   4,3   4,4   4,5   3,6   3,2   1,8 
Dänemark   3,1   4,3   4,9   4,5   4,9   5,1   5,0   5,1   5,1   5,0   5,3   5,1   4,8 
Schweiz   1,6   2,6   2,5   2,8   2,8   2,8   1,5   2,8   2,8   3,0   2,7   1,3   0,7 
Norwegen   3,1   5,0   6,2   6,0   6,4   6,6   5,9   6,5   6,5   6,8   6,9   6,2   4,6 
Polen   4,2   4,8   6,3   5,9   6,5   6,6   6,4   6,6   6,5   6,6   6,8   6,6   5,9 
Ungarn   7,0   7,9   .   8,0   8,6   8,6   .   9,0   8,3   8,6   8,9   11,4   . 
Tschechien   2,3   3,1   4,0   4,0   4,2   3,9   4,1   4,1   3,8   3,8   4,2   4,2   3,9 
Q: OECD. • E-Mail-Adressen: Ursula.Glauninger@wifo.ac.at, Christa.Magerl@wifo.ac.at 
Übersicht 5: Sekundärmarktrendite 

 2006 2007 2008 2008 2008 2009 
    I. Qu. II. Qu. III. Qu. IV. Qu. August Septem-

ber 
Oktober Novem-

ber 
Dezem-

ber 
Jänner 

 In %               
USA   4,9   4,8   4,2   4,4   4,6   4,4   3,5   4,4   4,3   4,4   3,5   2,7   3,6 
Japan   1,7   1,7   1,5   1,4   1,6   1,5   1,4   1,5   1,5   1,5   1,5   1,3   1,2 
Kanada   4,2   4,3   3,6   3,7   3,7   3,6   3,4   3,6   3,5   3,7   3,6   3,0   . 
Euro-Raum   3,9   4,3   4,4   4,1   4,5   4,6   4,2   4,5   4,5   4,5   4,2   3,9   . 

Deutschland   3,8   4,2   4,0   3,9   4,4   4,2   3,4   4,2   4,0   3,9   3,3   2,9   3,3 
Frankreich   3,8   4,3   4,2   4,0   4,5   4,4   3,8   4,4   4,3   4,3   3,6   3,3   3,8 
Italien   4,0   4,5   4,6   4,3   4,8   4,9   4,7   4,8   4,9   5,2   4,5   4,4   4,6 
Spanien   3,8   4,3   4,3   4,1   4,6   4,6   4,1   4,5   4,6   4,6   3,9   3,8   4,4 
Niederlande   3,8   4,3   4,2   4,0   4,5   4,4   3,9   4,4   4,3   4,4   3,7   3,5   4,0 
Belgien   3,8   4,3   4,4   4,2   4,7   4,6   4,1   4,5   4,6   4,6   4,0   3,8   4,3 
Österreich   3,8   4,3   4,3   4,1   4,4   4,5   4,0   4,4   4,4   4,2   4,1   3,7   3,8 
Portugal   3,9   4,4   4,5   4,2   4,7   4,7   4,3   4,7   4,7   4,8   4,0   4,0   4,6 
Finnland   3,7   4,3   4,2   4,0   4,5   4,4   3,8   4,3   4,3   4,3   3,6   3,5   3,8 
Irland   3,7   4,2   4,4   4,2   4,6   4,6   4,4   4,5   4,5   4,5   4,4   4,2   4,9 
Luxemburg   3,9   4,6   .   4,4   4,7   4,9   .   4,8   4,8   4,7   4,4   .   . 
Griechenland   4,1   4,5   4,8   4,4   4,8   4,9   5,0   4,9   4,9   4,9   5,1   5,1   5,6 

Großbritannien   4,5   5,0   4,8   5,0   5,2   4,7   4,2   4,7   4,4   4,6   4,6   3,3   3,6 
Schweden   3,7   4,2   3,8   4,0   4,3   4,0   2,9   4,1   3,8   3,5   2,8   2,4   3,0 
Dänemark   3,8   4,3   4,3   4,1   4,6   4,4   3,8   4,4   4,3   4,3   3,8   3,3   3,7 
Schweiz   2,5   2,9   2,9   3,0   3,3   2,9   2,4   2,9   2,7   2,8   2,2   2,2   . 
Norwegen   4,1   4,8   4,5   4,4   4,7   4,7   4,0   4,7   4,5   4,2   4,2   3,8   . 
Q: OeNB, OECD. Rendite langfristiger staatlicher Schuldverschreibungen. • E-Mail-Adressen: Ursula.Glauninger@wifo.ac.at, Christa.Magerl@wifo.ac.at 
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Wechselkurse 
Übersicht 6: Referenzkurse der wichtigsten Währungen zum Euro 

 2006 2007 2008 2008 2008 2009 
    I. Qu. II. Qu. III. Qu. IV. Qu. August Septem-

ber 
Oktober Novem-

ber 
Dezem-

ber 
Jänner 

 Fremdwährung je Euro               
Dollar   1,26   1,37   1,47   1,50   1,56   1,50   1,32   1,50   1,44   1,33   1,27   1,34   1,32 
Yen   146,06   161,24   152,33   157,75   163,38   161,76   126,44   163,63   153,20   133,52   123,28   122,51   119,73 
Schweizer Franken   1,57   1,64   1,59   1,60   1,61   1,61   1,52   1,62   1,59   1,52   1,52   1,54   1,49 
Pfund Sterling   0,68   0,68   0,80   0,76   0,79   0,80   0,84   0,79   0,80   0,79   0,83   0,90   0,92 
Tschechische Krone   28,34   27,76   24,96   25,55   24,83   24,10   25,36   24,29   24,50   24,77   25,19   26,12   27,17 
Estnische Krone   15,65   15,65   15,65   15,65   15,65   15,65   15,65   15,65   15,65   15,65   15,65   15,65   15,65 
Zypern-Pfund   0,58   0,58   .   .   .   .   .   .   .   .   .   .   . 
Lettischer Lats   0,70   0,70   0,70   0,70   0,70   0,70   0,71   0,70   0,71   0,71   0,71   0,71   0,70 
Litauische Litas   3,45   3,45   3,45   3,45   3,45   3,45   3,45   3,45   3,45   3,45   3,45   3,45   3,45 
Ungarischer Forint   264,13   251,32   251,74   259,37   247,95   236,13   263,50   235,88   240,68   260,15   265,32   265,02   279,86 
Maltesische Lira   0,43   0,43   .   .   .   .   .   .   .   .   .   .   . 
Polnischer Zloty   3,90   3,78   3,52   3,57   3,41   3,31   3,77   3,29   3,37   3,58   3,73   4,00   4,23 
Slowenischer Tolar   239,60   .   .   .   .   .   .   .   .   .   .   .   . 
Slowakische Krone   37,21   33,78   31,27   33,04   31,39   30,31   30,35   30,33   30,28   30,46   30,39   30,20   .               
Effektiver Wechselkursindex Veränderung gegen das Vorjahr in % 
Nominell  + 0,2  + 1,1  + 1,2  + 2,0  + 2,2  + 1,1  – 0,5  + 1,1  + 0,4  – 0,7  – 1,4  + 0,4   . 

Industriewaren  + 0,2  + 1,2  + 1,1  + 1,9  + 2,1  + 1,1  – 0,7  + 1,1  + 0,3  – 0,8  – 1,5  + 0,3   . 
Real  – 0,5  + 0,7   .  + 1,4  + 1,8  + 0,4   .  + 0,3  – 0,1  – 1,4  – 1,7   .   . 

Industriewaren  – 0,4  + 0,8   .  + 1,4  + 1,8  + 0,4   .  + 0,3  – 0,1  – 1,4  – 1,8   .   . 
Q: OeNB. • E-Mail-Adressen: Ursula.Glauninger@wifo.ac.at, Christa.Magerl@wifo.ac.at 
 

Weltmarkt-Rohstoffpreise 
Übersicht 7: HWWI-Index 

 2006 2007 2008 2008 2008 2009 
    I. Qu. II. Qu. III. Qu. IV. Qu. August Septem-

ber 
Oktober Novem-

ber 
Dezem-

ber 
Jänner 

 Veränderung gegen das Vorjahr in %               
Auf Dollarbasis  + 21,1  + 13,5  + 32,4  + 56,2  + 67,7  + 50,7  – 29,5  + 54,5  + 28,7  – 9,9  – 33,6  – 43,6  – 43,6 
Auf Euro-Basis  + 19,7  + 3,7  + 22,4  + 36,4  + 44,7  + 37,4  – 22,2  + 40,6  + 24,4  – 3,8  – 23,4  – 38,5  – 37,2 

Ohne Energierohstoffe  + 25,2  + 7,9  + 4,3  + 10,2  + 7,3  + 8,3  – 9,2  + 9,6  + 5,9  – 5,7  – 6,2  – 15,8  – 19,9 
Nahrungs- und Genussmittel  + 9,7  + 14,3  + 24,2  + 34,0  + 37,8  + 28,6  – 0,3  + 30,1  + 19,6  + 4,9  + 5,0  – 10,1  – 5,8 
Industrierohstoffe  + 31,1  + 5,9  – 2,5  + 2,5  – 1,9  + 1,4  – 12,8  + 2,7  + 0,9  – 9,7  – 10,6  – 18,3  – 25,7 
Energierohstoffe  + 17,7  + 2,0  + 29,7  + 49,0  + 61,4  + 48,8  – 26,5  + 52,9  + 31,5  – 3,1  – 28,9  – 45,9  – 43,4 
Rohöl  + 18,6  + 0,9  + 25,8  + 45,8  + 57,8  + 43,4  – 30,2  + 48,0  + 25,8  – 7,2  – 32,8  – 49,2  – 46,9 

Q: Hamburgisches WeltwirtschaftsInstitut. • E-Mail-Adresse: Ursula.Glauninger@wifo.ac.at 
 

Kennzahlen für Österreich 
Volkswirtschaftliche Gesamtrechnung laut ESVG 1995 
Übersicht 8: Bruttowertschöpfung und Verwendung des Bruttoinlandsproduktes 

 2004 2005 2006 2007 2008 2009 2010 2007 2008 
        II. Qu. III. Qu. IV. Qu. I. Qu. II. Qu. III. Qu. 
 Veränderung gegen das Vorjahr in %, real (berechnet auf Basis von Vorjahrespreisen) 

Bruttowertschöpfung zu Herstellungspreisen            
Land- und Forstwirtschaft  + 7,6  – 1,8  – 0,4  + 8,6  + 0,0  + 0,0  + 0,0  + 7,2  + 10,3  + 10,1  + 2,4  + 3,4  – 1,5 
Sachgütererzeugung und 
Bergbau1)  + 3,0  + 4,8  + 9,6  + 5,5  + 3,0  – 2,8  + 2,0  + 5,4  + 4,9  + 4,7  + 5,3  + 5,5  + 2,2 
Energie- und Wasserversorgung  + 10,3  – 2,2  + 6,3  – 1,7  + 7,0  + 1,0  + 1,0  – 3,1  + 2,6  + 6,0  + 6,6  + 7,8  + 7,3 
Bauwesen  + 1,4  + 1,2  + 0,4  + 2,8  + 1,0  – 1,0  + 0,5  + 4,4  + 2,2  – 1,5  + 3,0  + 0,9  – 0,5 
Handel2)  – 0,0  + 2,2  – 1,0  + 1,5  + 1,0  + 0,8  + 1,0  + 1,4  + 0,6  + 1,7  + 0,8  + 0,8  + 0,3 
Beherbergungs- und Gaststätten-
wesen  + 0,8  + 2,6  + 2,6  + 2,3  + 4,0  – 2,5  – 0,5  + 2,3  + 3,0  + 5,3  + 10,8  + 0,4  – 0,9 
Verkehr und Nachrichten-
übermittlung  + 3,0  – 0,6  + 6,3  + 3,1  + 2,8  + 0,5  + 1,5  + 3,2  + 2,4  + 2,3  + 2,7  + 2,9  + 2,8 
Kreditinstitute und Versiche-
rungen  + 8,5  + 10,0  + 5,4  + 8,5  – 0,5  – 1,0  + 1,0  + 10,3  + 7,3  + 7,5  + 2,8  + 1,7  – 4,5 
Grundstücks- und Wohnungs-
wesen3)  + 4,0  + 4,7  + 3,1  + 3,0  + 2,0  – 1,0  + 0,0  + 3,1  + 3,0  + 2,3  + 2,4  + 2,5  + 2,3 
Öffentliche Verwaltung4)  – 1,3  + 1,7  + 1,9  – 0,5  – 0,5  + 0,5  + 0,5  – 0,6  – 0,8  – 0,5  – 0,8  – 0,5  – 0,4 
Sonstige Dienstleistungen  + 1,6  + 2,0  + 1,6  + 1,6  + 1,3  + 1,0  + 1,0  + 1,5  + 1,4  + 1,7  + 1,7  + 1,8  + 2,0               
Wertschöpfung der Wirtschafts-
bereiche  + 2,6  + 3,1  + 3,7  + 3,1  + 1,9  – 0,7  + 0,9  + 3,3  + 2,8  + 2,8  + 3,2  + 2,6  + 1,2 
Gütersteuern  + 1,3  + 1,1  + 1,1  + 2,9   .   .   .  + 2,6  + 2,3  + 1,7  + 1,1  + 0,9  + 1,4 
Gütersubventionen  + 0,1  + 1,6  + 5,9  + 5,1   .   .   .  + 5,5  + 4,9  + 4,3  + 3,6  + 3,1  + 2,9               
Bruttoinlandsprodukt  + 2,5  + 2,9  + 3,4  + 3,1  + 1,8  – 0,5  + 0,9  + 3,2  + 2,7  + 2,6  + 2,9  + 2,4  + 1,2               
Verwendung des Bruttoinlandsproduktes            
Konsumausgaben insgesamt  + 1,9  + 2,3  + 2,4  + 1,2  + 1,0  + 1,0  + 1,0  + 1,1  + 0,8  + 1,4  + 0,7  + 1,1  + 0,9 

Private Haushalte  + 2,2  + 2,6  + 2,4  + 1,0  + 1,0  + 1,0  + 1,0  + 1,0  + 0,4  + 1,0  + 1,0  + 0,8  + 1,1 
Staat  + 1,0  + 1,5  + 2,3  + 1,8  + 1,0  + 1,0  + 1,0  + 1,2  + 1,9  + 2,6  + 0,1  + 1,9  + 0,2 

Bruttoinvestitionen5)  + 1,9  + 2,7  + 2,4  + 3,6  + 1,2  – 3,4  + 0,5  + 2,3  + 4,2  – 1,1  + 0,5  + 5,2  + 5,6 
Bruttoanlageinvestitionen  + 0,7  + 2,4  + 2,6  + 4,7  + 1,9  – 3,8  + 0,3  + 3,1  + 4,9  + 3,1  + 1,6  + 6,0  + 0,6 

Ausrüstungen6)  – 0,4  + 5,5  + 0,9  + 6,8  + 2,0  – 7,0  + 0,0  + 2,4  + 9,4  + 8,8  + 0,1  + 10,1  + 1,0 
Bauten  + 1,6  – 0,4  + 4,2  + 2,8  + 1,8  – 1,0  + 0,5  + 3,7  + 1,4  – 1,2  + 3,9  + 2,6  + 0,3               

Inländische Verwendung7)  + 2,1  + 2,4  + 2,0  + 2,1  + 1,1  – 0,1  + 0,9  + 1,0  + 2,9  + 0,9  + 0,3  + 2,9  + 0,0 
Exporte  + 10,1  + 7,0  + 7,5  + 8,8  + 3,1  – 0,5  + 1,4  + 9,0  + 8,2  + 8,5  + 6,7  + 3,4  + 1,5 
Importe  + 9,8  + 6,3  + 5,1  + 7,5  + 2,1  + 0,2  + 1,5  + 5,3  + 8,8  + 6,0  + 2,9  + 4,4  – 0,4 
Q: Statistik Austria, WIFO. 2008 bis 2010: Prognose. − 1) Einschließlich Gewinnung von Steinen und Erden. − 2) Einschließlich Reparatur von Kfz und Ge-
brauchsgütern. − 3) Einschließlich Vermietung beweglicher Sachen und Erbringung von unternehmensbezogenen Dienstleistungen. − 4) Einschließlich 
Landesverteidigung und Sozialversicherung. − 5) Einschließlich Vorratsveränderung. − 6) Einschließlich immaterieller Anlagen, sonstiger Ausrüstungen, 
Nutztiere und Nutzpflanzen. − 7) Einschließlich statistischer Differenz. • E-Mail-Adresse: Christine.Kaufmann@wifo.ac.at 
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Übersicht 9: Einkommen und Produktivität 
 2004 2005 2006 2007 2008 2009 2010 2007 2008 
        II. Qu. III. Qu. IV. Qu. I. Qu. II. Qu. III. Qu. 
 Veränderung gegen das Vorjahr in % 

Nominell              
Bruttonationaleinkommen  + 4,5  + 4,8  + 4,4  + 4,9  + 4,2  + 1,0  + 2,3  + 4,8  + 4,4  + 5,0  + 5,9  + 6,2  + 4,2 

Arbeitnehmerentgelte  + 2,0  + 3,6  + 4,7  + 4,3  + 5,6  + 2,7  + 2,4  + 4,2  + 4,1  + 4,1  + 5,1  + 5,1  + 5,0 
Betriebsüberschuss und 
Selbständigeneinkommen  + 7,3  + 7,4  + 7,0  + 6,5  + 2,4  – 0,6  + 2,0  + 6,4  + 6,3  + 6,6  + 6,8  + 6,5  + 2,7 

Abschreibungen  + 3,6  + 4,2  + 4,4  + 5,3  + 5,5  + 4,0  + 2,0  + 5,4  + 5,3  + 5,2  + 5,2  + 5,7  + 6,3 
Nettonationaleinkommen  + 4,6  + 4,9  + 4,5  + 4,8  + 4,0  + 0,5  + 2,3  + 4,7  + 4,2  + 4,9  + 6,1  + 6,3  + 3,8 
Verfügbares Nettonational-
einkommen  + 4,6  + 4,8  + 4,7  + 5,1  + 4,0  + 0,4  + 2,2  + 5,0  + 4,3  + 5,2  + 5,7  + 6,2  + 3,9 
              
Real (berechnet auf Basis von Vorjahrespreisen)            
Bruttonationaleinkommen  + 2,7  + 2,3  + 2,3  + 2,7   .   .   .  + 2,8  + 2,3  + 2,1  + 2,0  + 1,8  – 0,0 
Abschreibungen  + 2,4  + 2,4  + 2,4  + 2,6   .   .   .  + 2,6  + 2,7  + 2,7  + 2,7  + 2,8  + 2,9 
Nettonationaleinkommen  + 2,7  + 2,3  + 2,3  + 2,7   .   .   .  + 2,9  + 2,2  + 2,0  + 1,8  + 1,6  – 0,6 
Verfügbares Nettonational-
einkommen  + 2,7  + 2,2  + 2,5  + 3,0   .   .   .  + 3,1  + 2,4  + 2,2  + 1,4  + 1,5  – 0,5 
              
Gesamtwirtschaftliche Produktivität             
BIP real je Erwerbstätigen  + 2,2  + 1,7  + 1,9  + 1,3  – 0,1  – 0,2  + 0,5  + 1,3  + 1,2  + 1,1  + 1,0  + 0,5  – 0,6 
              
BIP nominell Mrd. €   232,78   244,45   257,29   270,84   282,02   285,44   291,74   66,99   68,29   70,09   69,04   70,62   71,01 

Je Einwohner in €   28.476   29.691   31.067   32.571   33.786   34.071   34.697   8.059   8.209   8.420   8.290   8.475   8.514 
Q: Statistik Austria, WIFO. 2008 bis 2010: Prognose. • E-Mail-Adresse: Christine.Kaufmann@ wifo.ac.at 
 

Zahlungsbilanz 
Übersicht 10: Leistungsbilanz 

 2003 2004 2005 2006 2007 2006 2007 2008 
      IV. Qu. I. Qu. II. Qu. III. Qu. IV. Qu. I. Qu. II. Qu. III. Qu. 
 Mrd. € 

              
Leistungsbilanz  + 3,78  + 4,84  + 4,91  + 7,26  + 8,56  + 3,49  + 3,89  + 1,28  – 0,30  + 3,69  + 5,41  + 0,93  + 1,29 

Güter  – 1,53  – 0,79  – 1,43  + 0,33  + 1,25  + 0,72  + 0,05  + 1,18  – 0,82  + 0,84  + 0,71  + 0,46  – 0,18 
Dienstleistungen  + 7,86  + 7,98  + 9,37  + 9,72  +11,96  + 2,13  + 5,29  + 1,72  + 1,96  + 3,00  + 6,20  + 1,76  + 2,07 
Einkommen  – 0,97  – 0,98  – 1,62  – 1,48  – 3,62  + 0,19  – 0,83  – 1,25  – 0,96  – 0,58  – 0,72  – 0,90  – 0,24 
Laufende Transfers  – 1,58  – 1,36  – 1,41  – 1,31  – 1,03  + 0,44  – 0,62  – 0,36  – 0,48  + 0,43  – 0,78  – 0,39  – 0,36 

Vermögensübertragungen  + 0,01  – 0,27  – 0,19  – 0,80  – 0,06  – 0,47  + 0,01  – 0,02  – 0,02  – 0,03  – 0,01  – 0,01  – 0,02 
Q: OeNB. • E-Mail-Adressen: Ursula.Glauninger@wifo.ac.at, Christa.Magerl@wifo.ac.at  

 

Übersicht 11: Kapitalbilanz 
 2003 2004 2005 2006 2007 2006 2007 2008 
      IV. Qu. I. Qu. II. Qu. III. Qu. IV. Qu. I. Qu. II. Qu. III. Qu. 
 Mrd. € 

              
Kapitalbilanz  – 0,53  – 0,64  – 0,24  – 7,94  – 10,28  – 2,50  – 4,08  – 1,16  + 2,75  – 7,79  – 3,96  – 2,94  + 1,16 

Direktinvestitionen im Ausland  – 6,32  – 6,68  – 62,82  – 6,89  – 25,15  – 2,37  – 12,28  – 1,76  – 4,74  – 6,36  – 6,09  – 3,67  – 3,89 
Eigenkapital  – 4,09  – 4,56  – 5,05  – 5,33  – 22,07  – 0,77  – 10,94  – 2,26  – 2,71  – 6,15  – 3,99  – 1,59  – 1,86 

Direktinvestitionen in Österreich  + 6,33  + 3,13  + 62,68  + 3,22  + 21,75  + 2,82  + 8,05  + 6,19  + 3,69  + 3,82  + 2,77  + 2,80  + 1,02 
Eigenkapital  + 1,96  + 0,94  + 6,84  + 0,45  + 2,94  + 0,68  – 5,07  + 4,28  + 1,57  + 2,16  – 0,00  + 0,70  + 0,64 

Ausländische Wertpapiere  – 16,85  – 26,92  – 34,38  – 26,93  – 14,00  + 0,24  – 13,11  – 17,42  + 1,14  + 15,38  + 2,89  – 5,82  + 1,20 
Anteilspapiere  – 2,42  – 3,28  – 4,56  – 6,58  – 0,40  – 1,10  – 1,04  – 1,79  + 1,68  + 0,75  + 1,57  – 0,44  + 1,79 
Verzinsliche Wertpapiere  – 14,44  – 23,64  – 29,82  – 20,34  – 13,60  + 1,34  – 12,07  – 15,63  – 0,53  + 14,63  + 1,32  – 5,38  – 0,59 

Inländische Wertpapiere  + 20,89  + 25,85  + 23,45  + 38,43  + 35,86  + 8,52  + 27,34  + 17,99  + 3,97  – 13,44  + 7,63  + 5,45  + 0,33 
Anteilspapiere  + 2,14  + 5,49  + 4,76  + 8,46  + 2,77  + 1,89  + 1,48  + 0,67  – 0,99  + 1,62  – 1,42  – 0,34  – 0,96 
Verzinsliche Wertpapiere  + 18,74  + 20,36  + 18,69  + 29,96  + 33,10  + 6,63  + 25,86  + 17,32  + 4,97  – 15,06  + 9,04  + 5,80  + 1,29 

Sonstige Investitionen  – 5,69  + 2,91  + 10,28  – 15,43  – 25,86  – 11,38  – 14,04  – 5,02  + 0,28  – 7,09  – 12,69  – 1,74  + 3,12 
Finanzderivate  – 0,67  – 0,49  + 0,16  – 0,86  – 1,02  – 0,65  + 0,18  – 1,13  – 0,64  + 0,56  + 1,46  + 0,19  – 1,10 
Offizielle Währungsreserven  + 1,80  + 1,56  + 0,38  + 0,50  – 1,86  + 0,31  – 0,22  – 0,02  – 0,96  – 0,66  + 0,09  – 0,17  + 0,48 

Statistische Differenz  – 3,27  – 3,93  – 4,49  + 1,49  + 1,78  – 0,51  + 0,19  – 0,10  – 2,43  + 4,13  – 1,43  + 2,03  – 2,43 
Q: OeNB. • E-Mail-Adressen: Ursula.Glauninger@wifo.ac.at, Christa.Magerl@wifo.ac.at 
 

Tourismus 
Übersicht 12: Übernachtungen 

 2006 2007 2008  2008 2008 
    I. Qu. II. Qu. III. Qu. IV. Qu. Juli August Septem-

ber 
Oktober Novem-

ber 
Dezem-

ber 
 Veränderung gegen das Vorjahr in % 

              
In allen Unterkunftsarten  + 0,1  + 1,7  + 4,2  + 12,6  – 7,0  + 1,6  + 5,0  + 3,5  + 0,8  – 0,2  + 1,5  + 0,2  + 9,2 
Inländer  + 2,0  + 2,7  + 2,6  + 5,1  – 1,0  + 3,3  + 2,2  + 1,9  + 4,8  + 2,9  + 0,4  + 0,2  + 6,0 
Ausländer  – 0,5  + 1,3  + 4,8  + 14,4  – 10,1  + 0,9  + 6,3  + 4,1  – 0,8  – 1,5  + 2,0  + 0,3  + 10,1 

Aus Deutschland  – 4,4  – 1,3  + 4,0  + 17,5  – 18,5  + 1,1  + 6,1  + 6,6  – 1,2  – 2,4  + 2,7  + 0,9  + 9,2 
Aus den Niederlanden  + 0,9  + 3,7  + 4,8  + 4,2  + 1,3  + 1,6  + 19,6  + 6,1  – 2,6  – 5,0  – 8,4  + 3,9  + 24,4 
Aus Italien  + 1,1  – 3,1  – 2,5  + 3,5  + 1,0  – 4,1  – 6,3  – 5,2  – 4,3  – 0,7  + 12,1  – 24,1  – 4,4 
Aus der Schweiz  + 1,8  + 3,5  – 3,9  – 3,8  – 7,7  – 3,1  – 1,8  – 6,9  – 0,9  + 0,7  – 4,8  + 0,5  + 3,0 
Aus Großbritannien  + 5,1  + 3,9  – 0,4  + 7,7  – 9,4  – 6,0  – 5,6  – 5,9  – 5,5  – 6,9  – 10,4  – 17,6  – 2,1 
Aus den USA  + 7,8  – 2,6  – 17,8  – 9,4  – 22,6  – 14,1  – 24,6  – 10,8  – 16,3  – 17,1  – 31,4  – 23,2  – 15,9 
Aus Japan  – 4,7  – 15,5  – 10,3  – 4,9  – 13,7  – 11,3  – 9,2  – 7,0  – 17,2  – 8,6  – 13,3  – 11,2  – 1,7 

Q: Statistik Austria. • E-Mail-Adresse: Sabine.Fragner@wifo.ac.at 
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Übersicht 13: Zahlungsströme im internationalen Tourismus 
 2003 2004 2005 2006 2007 2006 2007 2008 
      IV. Qu. I. Qu. II. Qu. III. Qu. IV. Qu. I. Qu. II. Qu. III. Qu. 
 Mio. € 

              
Exporte   13.528   13.897   14.700   15.144   15.632   2.966   5.681   2.691   4.083   3.177   6.434   2.670   4.127 

Einnahmen i. e. S.   11.917   12.203   12.904   13.255   13.780   2.523   5.258   2.197   3.584   2.741   6.013   2.155   3.623 
Personentransport   1.611   1.694   1.796   1.889   1.852   443   423   494   499   436   421   515   504 

Importe   8.638   8.742   8.921   9.309   9.354   1.807   1.589   2.421   3.491   1.853   1.615   2.250   3.585 
Ausgaben i. e. S.   7.635   7.473   7.505   7.642   7.702   1.424   1.202   2.000   3.041   1.459   1.222   1.794   3.098 
Personentransport   1.003   1.269   1.416   1.667   1.652   383   387   421   450   394   393   456   487 

Saldo   4.890   5.155   5.779   5.835   6.278   1.159   4.092   270   592   1.324   4.819   420   542 
Ohne Personentransport   4.282   4.730   5.399   5.613   6.078   1.099   4.056   197   543   1.282   4.791   361   525 

Q: OeNB, WIFO. • E-Mail-Adresse: Sabine.Fragner@wifo.ac.at  
Übersicht 14: Hauptergebnisse des Tourismus-Satellitenkontos (TSA) 

 2002 2003 2004 2005 2006 2007 
 Mio. € 

Touristische Nachfrage       
Ausgaben ausländischer Besucher   12.965   13.246   13.612   14.360   14.769   15.272 

Übernachtende Touristen   11.472   11.745   12.089   12.738   13.047   13.414 
Tagesbesucher   1.493   1.501   1.523   1.621   1.722   1.858 

Ausgaben inländischer Besucher   11.356   11.606   12.241   12.723   13.263   14.111 
Urlaubsreisende   8.874   9.040   9.702   10.102   10.330   10.925 

Übernachtende Touristen1)   5.539   5.689   6.074   6.256   6.449   6.719 
Tagesbesucher   3.334   3.351   3.627   3.846   3.880   4.207 

Geschäftsreisende   2.483   2.566   2.540   2.621   2.933   3.186 
Übernachtende Touristen   1.133   1.189   1.134   1.178   1.476   1.594 
Tagesbesucher   1.349   1.377   1.406   1.444   1.457   1.592 

Ausgaben der Inländer in Wochenendhäusern und Zweitwohnungen   882   905   940   969   977   984 
Gesamtausgaben (Urlaubs- und Geschäftsreisende, einschließlich 
Verwandten- und Bekanntenbesuche)   25.202   25.758   26.792   28.052   29.009   30.367 
Q: Statistik Austria, WIFO. 2002 bis 2006: endgültig (revidiert), 2007: vorläufig. Zur Methodik siehe Smeral, E., Franz, A., Laimer, P., "Ein Tourismus-
satellitenkonto für Österreich. Ökonomische Zusammenhänge, Methoden und Hauptergebnisse", WIFO-Monatsberichte, 2002, 75(1), S. 29-37, 
http://publikationen.wifo. ac.at/pls/wifosite/wifosite.wifo_search.get_abstract_type?p_language=1&pubid=21031. − 1) Einschließlich Aufwendungen im 
Zuge von Kuraufenthalten. • E-Mail-Adresse: Sabine.Fragner@wifo.ac.at  
Übersicht 15: Die volkswirtschaftliche Bedeutung von Tourismus und Freizeitwirtschaft 

 2002 2003 2004 2005 2006 2007 2002 2003 2004 2005 2006 2007 
 Mio. € Anteile am BIP in % 

Tourismus-Satellitenkonto             
Direkte Wertschöpfung des Tourismus laut TSA             

Ohne Dienst- und Geschäftsreisen   11.373   11.682   12.180   12.469   12.945   13.581   5,2   5,2   5,2   5,1   5,0   5,0 
Einschließlich Dienst- und Geschäftsreisen   12.367   12.649   13.052   13.343   13.835   14.553   5,7   5,7   5,6   5,5   5,4   5,4 

             
 Mio. € Beitrag zum BIP in % 

TSA-Erweiterungen             
Direkte und indirekte Wertschöpfung              

Tourismus (ohne Dienst- und Geschäftsreisen)   18.630   19.017   19.887   20.853   21.382   22.289   8,5   8,5   8,5   8,5   8,3   8,2 
Freizeitkonsum der Inländer am Wohnort   16.642   17.249   17.940   18.520   19.928   21.039   7,6   7,7   7,7   7,6   7,7   7,8 
Tourismus und Freizeitwirtschaft in Österreich   35.272   36.266   37.827   39.373   41.310   43.328   16,1   16,2   16,2   16,1   16,1   16,0 

Q: Statistik Austria, WIFO. 2002 bis 2006: endgültig(revidiert, 2007: vorläufig. • E-Mail-Adresse: Sabine.Fragner@wifo.ac.at  

Außenhandel 

Übersicht 16: Warenexporte 
 2007 2008 2007 2008 2005 2006 2007 2008 2008 
  Novem-

ber1) 
 Novem-

ber1) 
   Novem-

ber1) 
Juli August Septem-

ber 
Oktober Novem-

ber 
 Mrd. € Anteile in % Veränderung gegen das Vorjahr in % 

              
Insgesamt   114,7   109,7   100,0   100,0  + 5,4  + 9,5  + 10,5  + 3,2  + 8,6  – 4,0  + 9,4  – 4,1  – 14,1 
              
Intra-EU 27   83,1   79,4   72,5   72,4  + 4,8  + 8,0  + 11,0  + 2,8  + 7,0  – 3,5  + 8,5  – 5,0  – 16,2 

Intra-EU 15   64,1   60,1   55,9   54,8  + 4,4  + 6,2  + 8,9  + 0,7  + 3,5  – 6,3  + 6,6  – 6,4  – 17,2 
Deutschland   34,4   32,8   30,0   29,9  + 4,0  + 4,5  + 9,4  + 2,3  + 7,4  – 2,9  + 11,3  – 3,5  – 16,3 
Italien   10,2   9,5   8,9   8,7  + 6,2  + 12,8  + 10,8  + 0,1  + 8,5  – 10,3  + 8,6  – 10,6  – 18,9 

12 neue EU-Länder   19,0   19,3   16,5   17,6  + 6,1  + 15,2  + 18,9  + 10,0  + 19,3  + 4,9  + 14,6  – 0,2  – 13,3 
MOEL 5   15,5   15,7   13,5   14,3  + 2,8  + 13,5  + 20,2  + 9,1  + 19,7  + 6,1  + 15,4  – 0,6  – 13,9 

Ungarn   4,0   3,9   3,5   3,6  – 3,5  + 8,8  + 14,2  + 6,0  + 12,2  + 10,7  + 11,6  + 0,7  – 12,5 
Tschechien   4,1   4,1   3,6   3,8  + 6,3  + 15,7  + 20,8  + 9,5  + 23,3  – 0,3  + 12,8  – 9,4  – 19,2 

Baltikum   0,5   0,4   0,4   0,4  + 76,6  – 18,4  + 17,9  – 4,3  – 13,2  – 15,3  – 4,0  – 10,0  – 16,3 
Extra-EU 27   31,6   30,3   27,5   27,6  + 7,2  + 13,7  + 9,3  + 4,2  + 12,6  – 5,1  + 12,1  – 1,7  – 8,3 

Extra-EU 15   50,5   49,6   44,1   45,2  + 6,8  + 14,2  + 12,7  + 6,4  + 15,0  – 1,3  + 13,0  – 1,1  – 10,3 
Südosteuropa   2,6   2,5   2,2   2,3  + 4,1  + 7,0  + 16,6  + 7,7  + 11,4  – 6,1  + 11,3  – 0,9  – 11,5 
GUS   3,9   4,4   3,4   4,0  + 23,4  + 33,0  + 19,5  + 20,1  + 50,6  + 6,6  + 32,9  + 7,6  – 6,0 
Industriestaaten Übersee   9,5   8,3   8,3   7,6  + 2,8  + 13,1  – 1,2  – 6,1  – 10,3  – 16,6  – 0,7  – 8,6  – 12,2 

USA   5,8   4,9   5,0   4,4  + 0,8  + 14,4  – 5,6  – 9,5  – 17,6  – 21,9  – 9,5  – 16,0  – 16,4 
OPEC   2,2   2,2   1,9   2,0  + 21,8  + 14,8  + 19,7  + 11,5  + 24,7  + 12,8  + 24,7  – 1,2  + 3,4 
NOPEC   6,6   6,9   5,8   6,3  + 7,6  + 16,6  + 19,0  + 14,3  + 20,3  + 5,4  + 25,6  + 10,4  + 3,7 

              
Agrarwaren   7,0   7,1   6,1   6,5  + 11,5  + 11,2  + 8,2  + 9,4  + 13,1  – 1,5  + 13,5  + 3,3  – 10,6 
Roh- und Brennstoffe   7,0   7,1   6,1   6,5  + 25,4  – 22,1  + 23,3  + 11,3  + 22,5  + 15,0  + 12,9  + 3,0  – 14,3 
Industriewaren   100,7   95,5   87,8   87,0  + 3,5  + 12,2  + 9,9  + 2,2  + 7,3  – 5,5  + 8,9  – 5,0  – 14,3 

Chemische Erzeugnisse   12,1   12,0   10,6   10,9  + 13,8  + 17,9  + 10,6  + 5,5  + 23,0  + 4,2  + 13,3  – 3,9  – 6,7 
Bearbeitete Waren   27,4   27,1   23,9   24,7  + 9,5  + 14,5  + 13,2  + 5,4  + 10,5  – 1,8  + 15,1  – 1,1  – 12,3 
Maschinen, Fahrzeuge   47,6   43,5   41,5   39,7  – 2,2  + 10,7  + 9,1  – 0,9  + 1,3  – 11,8  + 4,1  – 9,0  – 18,6 
Konsumnahe Fertigwaren   12,9   12,4   11,3   11,3  + 5,8  + 8,9  + 5,0  + 3,9  + 9,4  – 3,9  + 11,7  – 0,9  – 10,2 

Q: Statistik Austria. Monatsdaten für das aktuelle Jahr werden laufend revidiert. − 1) Kumuliert. • E-Mail-Adressen: Irene.Langer@wifo.ac.at, Gabriele.Wellan 
@wifo.ac.at 
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Übersicht 17: Warenimporte 
 2007 2008 2007 2008 2005 2006 2007 2008 2008 
  Novem-

ber1) 
 Novem-

ber1) 
   Novem-

ber1) 
Juli August Septem-

ber 
Oktober Novem-

ber 
 Mrd. € Anteile in % Veränderung gegen das Vorjahr in % 

              
Insgesamt   114,3   110,4   100,0   100,0  + 5,9  + 8,0  + 9,6  + 4,7  + 8,7  – 2,6  + 4,9  + 1,9  – 7,7               
Intra-EU 27   85,3   81,2   74,6   73,5  + 3,0  + 6,1  + 9,6  + 3,3  + 7,2  – 4,1  + 7,9  – 0,3  – 12,2 

Intra-EU 15   72,5   67,9   63,4   61,5  + 3,2  + 6,0  + 9,3  + 1,7  + 5,2  – 6,8  + 5,3  – 1,4  – 13,4 
Deutschland   47,5   44,7   41,6   40,4  + 4,1  + 6,2  + 9,8  + 2,3  + 5,0  – 7,0  + 3,8  + 0,3  – 13,4 
Italien   7,9   7,7   6,9   7,0  + 2,5  + 12,4  + 9,8  + 5,3  + 14,7  + 1,2  + 12,8  – 1,3  – 12,2 

12 neue EU-Länder   12,8   13,3   11,2   12,0  + 1,9  + 6,4  + 11,2  + 12,1  + 19,2  + 10,4  + 22,7  + 6,1  – 5,1 
MOEL 5   11,7   12,2   10,3   11,0  + 1,7  + 6,5  + 13,0  + 12,3  + 18,4  + 7,1  + 22,0  + 6,1  – 4,8 

Ungarn   2,8   3,0   2,5   2,7  – 5,3  + 5,0  + 8,7  + 17,2  + 13,9  + 3,7  + 14,7  + 7,1  – 1,9 
Tschechien   3,6   3,8   3,2   3,4  + 10,5  + 5,2  + 8,5  + 11,7  + 25,3  + 12,8  + 36,2  + 6,3  – 5,1 

Baltikum   0,1   0,1   0,1   0,1  – 9,7  + 11,0  + 23,9  + 0,7  – 11,2  + 37,7  – 0,9  – 12,6  – 47,5 
Extra-EU 27   29,0   29,2   25,4   26,5  + 16,3  + 14,0  + 9,9  + 9,0  + 13,3  + 1,6  – 2,7  + 7,8  + 5,2 

Extra-EU 15   41,8   42,5   36,6   38,5  + 11,3  + 11,6  + 10,3  + 9,9  + 15,1  + 4,3  + 4,4  + 7,3  + 2,0 
Südosteuropa   1,1   1,2   1,0   1,1  – 4,1  + 29,6  + 11,0  + 16,6  + 39,2  – 15,5  + 31,4  + 24,0  + 3,9 
GUS   3,3   3,9   2,9   3,5  + 48,2  + 4,6  – 9,1  + 33,5  + 103,5  + 38,1  – 5,6  + 26,9  – 11,7 
Industriestaaten Übersee   7,1   6,2   6,2   5,6  + 6,6  + 4,4  + 4,2  – 6,6  – 9,0  – 18,9  – 8,1  + 0,8  – 17,3 

USA   3,7   3,2   3,3   2,9  + 7,3  + 9,0  + 8,1  – 9,0  – 14,8  – 23,5  – 16,5  + 17,6  – 27,2 
OPEC   2,1   2,8   1,9   2,6  + 23,8  + 42,3  + 18,0  + 45,7  + 7,3  + 76,7  + 89,7  – 20,6  + 14,2 
NOPEC   9,5   9,2   8,3   8,3  + 16,4  + 20,8  + 12,0  + 3,9  + 5,5  – 8,8  + 12,3  + 7,5  – 0,9               

Agrarwaren   7,1   7,0   6,2   6,3  + 7,1  + 7,3  + 13,9  + 8,6  + 13,7  + 1,1  + 12,5  – 0,8  – 6,4 
Roh- und Brennstoffe   16,1   18,3   14,1   16,6  + 37,2  + 3,9  – 1,0  + 24,9  + 45,0  + 28,3  + 33,1  + 18,3  + 1,1 
Industriewaren   91,1   85,1   79,7   77,1  + 1,0  + 8,9  + 11,4  + 0,9  + 2,3  – 8,5  – 0,0  – 0,7  – 9,5 

Chemische Erzeugnisse   12,8   12,4   11,2   11,2  + 12,5  + 12,2  + 7,8  + 4,3  + 13,4  – 10,5  + 7,1  + 0,3  – 6,9 
Bearbeitete Waren   20,0   19,0   17,5   17,2  + 3,6  + 18,1  + 13,2  + 1,4  + 6,4  – 4,9  + 13,7  – 1,3  – 11,8 
Maschinen, Fahrzeuge   41,7   37,9   36,5   34,3  – 4,1  + 5,8  + 10,9  – 0,9  – 3,1  – 11,5  – 1,6  – 2,2  – 17,2 
Konsumnahe Fertigwaren   15,9   14,6   13,9   13,2  + 3,5  + 5,8  + 10,9  – 1,4  + 4,3  – 8,7  – 13,8  – 2,9  – 10,5 

Q: Statistik Austria. Monatsdaten für das aktuelle Jahr werden laufend revidiert. − 1) Kumuliert. • E-Mail-Adressen: Irene.Langer@wifo.ac.at, Gabriele.Wellan 
@wifo.ac.at 

Zinssätze 
Übersicht 18: Kurz- und langfristige Zinssätze 

 2006 2007 2008 2007 2008 2008 2009 
    IV. Qu. I. Qu. II. Qu. III. Qu. IV. Qu. Septem-

ber 
Oktober Novem-

ber 
Dezem-

ber 
Jänner 

Geld- und Kapitalmarktzinssätze In % 
Basiszinssatz   2,0   3,1   3,2   3,2   3,2   3,2   3,7   2,8   3,7   3,4   2,8   2,1   1,7 
Taggeldsatz   2,8   3,9   3,9   3,9   4,0   4,0   4,3   3,2   4,3   3,8   3,2   2,5   1,8 
Dreimonatszinssatz   3,1   4,3   4,6   4,7   4,5   4,9   5,0   4,2   5,0   5,1   4,2   3,3   2,5 
Sekundärmarktrendite              

Benchmark   3,8   4,3   4,3   4,3   4,1   4,4   4,5   4,0   4,4   4,2   4,1   3,7   3,8 
Insgesamt   3,7   4,3   4,2   4,4   3,9   4,4   4,5   3,8   4,3   4,0   3,8   3,5   3,5               

Sollzinssätze der inländischen Kreditinstitute            
An private Haushalte              

Für Konsum: 1 bis 5 Jahre   4,9   6,2   6,9   6,5   6,4   7,0   7,6   6,7   7,6   7,7   6,4   6,0   . 
Für Wohnbau: Über 10 Jahre   4,8   5,3   5,6   5,5   5,5   5,6   5,7   5,8   5,7   5,8   5,8   5,7   . 

An nichtfinanzielle Unternehmen              
Bis 1 Mio. €: Bis 1 Jahr   4,1   5,1   5,5   5,5   5,3   5,5   5,7   5,4   5,7   6,0   5,4   4,9   . 
Über 1 Mio. €: Bis 1 Jahr   3,6   4,7   5,0   5,0   4,9   5,1   5,2   5,0   5,4   5,6   4,9   4,5   . 

An private Haushalte und nichtfinanzielle Unternehmen           
In Yen   1,3   1,8   2,0   2,0   1,9   1,9   1,9   2,4   1,9   2,4   2,4   2,3   . 
In Schweizer Franken   2,6   3,6   3,7   3,8   3,8   3,7   3,7   3,5   3,8   4,2   3,4   2,9   .               

Habenzinssätze der inländischen Kreditinstitute            
Einlagen von privaten Haushalten             

Bis 1 Jahr   2,7   3,9   4,3   4,2   4,1   4,2   4,5   4,3   4,6   4,8   4,5   3,5   . 
Über 2 Jahre   3,2   4,0   4,2   4,3   4,1   4,0   4,4   4,1   4,4   4,3   4,1   4,1   . 

Spareinlagen von privaten Haushalten             
Bis 1 Jahr   2,7   3,8   4,2   4,3   4,1   4,1   4,4   4,4   4,4   4,8   4,6   3,8   . 
Über 2 Jahre   3,2   4,0   4,1   4,3   4,1   3,9   4,4   4,1   4,3   4,3   4,1   4,1   . 

Q: OeNB, EZB. • E-Mail-Adressen: Ursula.Glauninger@wifo.ac.at, Christa.Magerl@wifo.ac.at 

Landwirtschaft 
Übersicht 19: Landwirtschaftliche Gesamtrechnung laut ESVG 1995 

 Ø 1994/ 
1996 

2003 2004 2005 2006 2007 Ø 1994/ 
1996 

2003 2004 2005 2006 2007 

Produktionswert  Mio. €, zu Erzeugerpreisen Mio. €, zu Herstellungspreisen 
Pflanzliche Erzeugung   2.294   2.301   2.374   2.262   2.385   3.008   2.744   2.635   2.707   2.263   2.385   3.008 
Tierische Erzeugung   2.732   2.403   2.420   2.540   2.634   2.788   2.920   2.556   2.640   2.664   2.783   2.844 
Übrige Produktion   442   529   529   515   504   504   442   529   529   515   504   504 

Erzeugung des landwirtschaftlichen 
Wirtschaftsbereichs   5.468   5.234   5.324   5.317   5.523   6.301   6.106   5.721   5.876   5.442   5.673   6.356 
Bruttowertschöpfung Landwirtschaft   2.318   2.051   2.121   2.162   2.289   2.735   2.956   2.538   2.674   2.287   2.439   2.791 
Nettowertschöpfung Landwirtschaft   .   .   .   .   .   .   1.652   1.155   1.263   831   955   1.271              

 1.000 Jahresarbeitseinheiten Veränderung gegen das Vorjahr in % 
             
Arbeitseinsatz in der Landwirtschaft   196,3   170,4   168,6   165,2   160,0   156,8   .  – 1,2  – 1,1  – 2,0  – 3,1  – 2,0 
             

 Real, Ø 1994/1996 = 100 Nominell, Ø 1994/1996 = 100 
             
Faktoreinkommen je Jahresarbeitseinheit   100,0   99,4   104,7   102,0   110,6   123,1   100,0   107,3   114,9   114,3   126,2   143,3              

 Erwerbstätige zu Vollzeitäquivalenten 
(Jahresarbeitseinheiten) 

Bruttowertschöpfung zu Herstellungspreisen 
             
Anteil der Landwirtschaft in %   5,9   4,9   4,8   4,7   4,5   4,3   1,9   1,3   1,3   1,0   1,0   1,1 
Q: Eurostat, NewCronos Datenbank, Statistik Austria, Bundesanstalt für Agrarwirtschaft, WIFO-Berechnungen. 2007: vorläufig; Stand September 2008. • 
E-Mail-Adresse: Dietmar.Weinberger@wifo.ac.at 
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Übersicht 20: Markt- und Preisentwicklung 
 2004 2005 2006 2007 2007 2008  2008 
 

Ø 1994/ 
1996     IV. Qu. I. Qu. II. Qu. III. Qu. Juni Juli August Septem-

ber 
 1.000 t Veränderung gegen das Vorjahr in % 

Marktentwicklung              
Milchanlieferung   2.278,0   2.617,0   2.618,7   2.670,4   2.660,2  – 1,6  + 3,0  + 0,7  + 1,2  – 3,2  + 1,0  + 0,1  + 2,5 
Marktleistung Getreide1)   .   2.609,2   2.441,1   2.244,6   2.423,2   .   .   .   .   .   .   .   . 
Marktleistung Schlachtrinder   196,5   189,7   186,3   198,1   199,7  + 2,7  – 1,0  + 7,6  + 1,2  + 14,2  + 1,4  – 9,2  + 11,4 
Marktleistung Schlachtkälber   13,0   10,0   9,1   8,7   8,5  + 2,5  – 6,8  – 11,9  – 13,3  – 4,8  – 8,8  – 24,1  – 8,1 
Marktleistung Schlachtschweine   430,5   468,6   459,5   461,2   482,1  + 5,3  + 1,7  – 0,5  – 0,5  + 2,2  – 1,5  – 9,0  + 9,4 
Marktleistung Schlachtgeflügel2)   84,2   99,7   99,8   93,3   102,8  + 6,6  – 1,5  – 0,2  – 4,3  – 2,1  + 6,9  – 14,9  – 4,4 
              

 € je t Veränderung gegen das Vorjahr in % 
Erzeugerpreise (ohne Umsatzsteuer)             
Milch (4% Fett, 3,3% EE)   311,5   284,7   285,2   290,8   329,5  + 28,3  + 36,6  + 33,0  + 11,3  + 28,5  + 18,1  + 13,4  + 3,5 
Qualitätsweizen3)   .   113,5   99,3   110,1   180,1  + 79,6  + 65,4  + 54,8  – 22,6   .   .  – 20,1  – 27,8 
Jungstiere (R3)4)   .   2.686,7   3.010,0   3.122,5   3.026,7  + 0,4  + 3,8  + 6,6  + 10,6  + 10,2  + 10,7  + 11,3  + 9,7 
Schweine (Kl. E.)4)   .   1.427,5   1.450,0   1.510,0   1.379,2  – 4,9  + 8,2  + 14,1  + 16,3  + 17,7  + 14,0  + 18,0  + 16,8 
Hühner bratfertig   .   1.935,8   1.918,3   1.921,7   1.970,8  + 4,0  + 4,8  + 3,9  + 3,6  + 4,1  + 4,6  + 4,1  + 2,0 
Q: Agrarmarkt Austria, Statistik Austria, Bundesanstalt für Agrarwirtschaft, WIFO-Berechnungen. − 1) Wirtschaftsjahr (Juli bis Juni); Körnermais: Oktober bis 
September. − 2) Back-, Brat- und Truthühner. − 3) Ab Juli 2008 A-Konto-Zahlungen. − 4) € je t Schlachtgewicht. • E-Mail-Adresse: Dietmar.Wein-
berger@wifo.ac.at  

Sachgütererzeugung 

Übersicht 21: Produktion, Beschäftigung und Auftragslage 
 2006 2007 2007 2008 2008 
   IV. Qu. I. Qu. II. Qu. III. Qu. Mai Juni Juli August Septem-

ber 
Oktober Novem-

ber 
 Veränderung gegen das Vorjahr in %               

Produktionsindex (arbeitstägig bereinigt)             
Insgesamt  + 7,7  + 6,2  + 3,3  + 4,5  + 3,1  + 1,7  + 2,6  + 2,1  – 0,1  + 2,9  + 2,3  – 2,8  – 0,4 

Vorprodukte  + 7,7  + 6,8  + 2,7  + 3,9  + 2,1  – 0,5  + 0,1  + 1,5  – 0,9  – 1,2  + 0,5  – 2,9  – 3,4 
Kfz  + 5,5  + 0,6  – 4,3  + 0,2  + 1,0  – 9,7  + 0,9  – 4,0  – 11,4  – 6,9  – 9,9  – 18,3  – 12,1 
Investitionsgüter  + 9,4  + 11,3  + 9,1  + 6,9  + 7,7  + 7,5  + 12,3  + 6,0  + 5,1  + 6,8  + 10,2  + 4,3  + 1,1 
Konsumgüter  + 4,3  + 2,3  + 1,5  + 1,5  – 0,0  – 2,2  – 1,4  – 2,6  – 3,2  – 1,5  – 2,0  – 3,2  – 1,0 

Dauerhafte  + 8,2  + 4,2  + 0,4  + 4,0  + 4,4  – 3,1  – 1,3  + 4,7  – 2,5  + 0,4  – 6,3  – 0,1  + 3,0 
Nahrungs- und Genussmittel  + 4,7  + 1,6  + 0,6  + 4,1  + 0,5  + 1,5  + 1,1  – 2,6  – 0,8  + 0,2  + 5,3  + 0,4  + 2,7 
Andere Nichtdauerhafte   + 1,6  + 1,8  + 3,1  – 3,0  – 3,4  – 6,0  – 4,4  – 7,4  – 6,5  – 4,9  – 6,5  – 8,9  – 7,5 

              
Beschäftigte  + 3,0  + 2,2  + 2,2   .   .   .   .   .   .   .   .   .   . 
Geleistete Stunden  + 3,2  + 1,9  + 1,9   .   .   .   .   .   .   .   .   .   . 
Produktion je Beschäftigten  + 4,2  + 3,2  + 0,3   .   .   .   .   .   .   .   .   .   . 
Produktion (unbereinigt) 
je geleistete Stunde  + 3,6  + 3,4  + 0,7   .   .   .   .   .   .   .   .   .   . 
              
Auftragseingänge  + 14,4  + 5,5  + 2,1   .   .   .   .   .   .   .   .   .   . 

Inland  + 10,1  + 6,1  – 2,4   .   .   .   .   .   .   .   .   .   . 
Ausland  + 16,3  + 5,2  + 4,1   .   .   .   .   .   .   .   .   .   . 

Auftragsbestand  + 13,4  + 18,1  + 13,5   .   .   .   .   .   .   .   .   .   . 
Inland  + 8,9  + 20,6  + 20,4   .   .   .   .   .   .   .   .   .   . 
Ausland  + 15,1  + 17,2  + 11,0   .   .   .   .   .   .   .   .   .   . 

Q: Statistik Austria, WIFO-Berechnungen. • E-Mail-Adresse: Karolina.Trebicka@wifo.ac.at 

Übersicht 22: Ergebnisse des WIFO-Konjunkturtests für die Sachgütererzeugung 
 2006 2007 2008 2009 
 I. Qu. II. Qu. III. Qu. IV. Qu. I. Qu. II. Qu. III. Qu. IV. Qu. I. Qu. II. Qu. III. Qu. IV. Qu. I. Qu. 
 Salden aus positiven und negativen Meldungen, in % der befragten Unternehmen, saisonbereinigt 

              
Auftragsbestände  – 19  – 14  – 7  – 5  – 2  – 3  – 6  – 7  – 15  – 16  – 23  – 28  – 47 
Exportauftragsbestände  – 25  – 19  – 15  – 13  – 12  – 12  – 13  – 16  – 21  – 23  – 29  – 36  – 53 
Fertigwarenlager  + 7  + 6  + 4  + 0  + 1  + 4  + 4  + 7  + 8  + 7  + 15  + 14  + 21 
Produktionserwartungen  + 16  + 19  + 18  + 19  + 17  + 16  + 15  + 15  + 17  + 10  + 4  – 9  – 21 
Verkaufspreiserwartungen  + 5  + 11  + 14  + 17  + 19  + 13  + 11  + 13  + 20  + 14  + 16  + 6  – 13 
Q: WIFO-Konjunkturtest. • E-Mail-Adresse: Eva.Jungbauer@wifo.ac.at  

Bauwirtschaft 

Übersicht 23: Produktion 
 2005 2006 2007 2007 2008 2008 
    IV. Qu. I. Qu. II. Qu. III. Qu. Mai Juni Juli August Septem-

ber 
Oktober 

 Veränderung gegen das Vorjahr in % 
Produktionswert              
Hoch- und Tiefbau1)  + 4,5  + 14,5  + 6,9  + 0,7  + 15,0  + 13,8  + 12,3  + 13,6  + 9,4  + 11,5  + 7,4  + 17,8  + 10,2 

Hochbau  + 3,0  + 13,7  + 6,7  – 0,4  + 5,1  + 2,1  + 3,8  – 1,4  – 0,0  + 2,4  + 1,4  + 7,6  + 2,5 
Wohnhaus-, Siedlungsbau  + 0,6  + 27,1  + 3,0  – 2,7  + 11,4  + 12,3  + 10,4  + 7,9  + 13,2  + 11,5  + 4,2  + 15,2  + 12,1 

Tiefbau  + 6,2  + 13,9  + 7,0  + 1,6  + 37,0  + 29,9  + 23,7  + 34,4  + 21,8  + 24,5  + 15,1  + 32,0  + 20,4 
Bauwesen insgesamt2)  + 3,3  + 17,7  + 7,3  + 2,1   .   .   .   .   .   .   .   .   . 

Baunebengewerbe  + 2,8  + 21,3  + 7,9  + 4,4   .   .   .   .   .   .   .   .   . 
              
Auftragsbestände  + 18,3  + 10,5  + 4,0  + 6,7   .   .   .   .   .   .   .   .   . 
Auftragseingänge  + 9,5  + 5,2  + 9,0  + 6,7   .   .   .   .   .   .   .   .   . 
Q: Statistik Austria. − 1) Wert der technischen Gesamtproduktion nach dem Güteransatz (GNACE), charakteristische Produktion ohne Nebenleistungen. 
− 2) Wert der abgesetzten Produktion nach dem Aktivitätsansatz (ÖNACE 1995), einschließlich Bauhilfsgewerbe, nach dem Schwerpunkt der Tätigkeit 
des Bauunternehmens. • E-Mail-Adresse: Michael.Weingaertler@wifo.ac.at 
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Übersicht 24: Preise und Arbeitsmarkt 
 2006 2007 2008 2008 2008 
    I. Qu. II. Qu. III. Qu. IV. Qu. Juli August Septem-

ber 
Oktober Novem-

ber 
Dezem-

ber 
 Veränderung gegen das Vorjahr in % 

Baupreisindex1)              
Hoch- und Tiefbau  + 2,7  + 3,8  + 5,0  + 3,9  + 4,9  + 5,4  + 5,6   .   .   .   .   .   . 

Hochbau  + 2,9  + 4,3  + 4,8  + 4,0  + 4,7  + 5,3  + 5,3   .   .   .   .   .   . 
Wohnhaus-, Siedlungsbau  + 2,8  + 4,2  + 4,7  + 3,9  + 4,6  + 5,2  + 5,2   .   .   .   .   .   . 

Tiefbau  + 2,5  + 3,2  + 5,1  + 3,8  + 5,1  + 5,6  + 5,9   .   .   .   .   .   . 
              
Arbeitsmarkt              
Beschäftigung Hoch- und Tiefbau  + 2,0  + 2,9   .   .   .   .   .   .   .   .   .   .   . 
Arbeitslose  – 6,5  – 11,6   .   .   .   .   .   .   .   .   .   .   . 
Offene Stellen  + 38,5  + 2,0  – 12,4  – 12,2  – 13,6  – 11,7  – 11,9  – 16,0  – 10,1  – 8,7  – 6,2  – 18,2  – 15,4 
Q: Statistik Austria, Hauptverband der österreichischen Sozialversicherungsträger, Arbeitsmarktservice Österreich. − 1) 1996 = 100. • E-Mail-Adresse: 
Michael.Weingaertler@wifo.ac.at 
 

Binnenhandel 
Übersicht 25: Umsätze und Beschäftigung 

 2005 2006 2007 2007 2008 2008 
    IV. Qu. I. Qu. II. Qu. III. Qu. Juni Juli August Septem-

ber 
Oktober Novem-

ber 
 Veränderung gegen das Vorjahr in % 

              
Nettoumsätze nominell  + 2,3  + 3,6  + 3,3  + 4,2  + 6,4  + 8,6  + 7,1  + 9,0  + 9,4  + 2,0  + 9,9  + 3,9  – 4,0 

Kfz-Handel, Reparatur von Kfz 
und Tankstellen  – 0,3  + 2,4  + 1,0  + 3,0  + 5,1  + 5,6  – 0,3  + 7,3  + 1,1  – 8,1  + 5,8  + 2,5  – 10,1 
Handelsvermittlung und 
Großhandel ohne Kfz  + 3,1  + 4,5  + 4,1  + 5,0  + 7,4  + 11,5  + 10,4  + 12,9  + 13,2  + 5,3  + 12,9  + 4,5  – 3,8 
Einzelhandel ohne Kfz, ohne 
Tankstellen  + 2,2  + 2,3  + 3,0  + 3,3  + 4,9  + 4,1  + 3,6  + 1,0  + 5,9  – 0,3  + 5,2  + 3,5  – 0,8 

              
Nettoumsätze real  + 0,1  + 1,4  + 0,4  + 0,1  + 0,5  + 1,2  + 1,1  + 0,9  + 1,9  – 3,8  + 5,3  + 1,7  – 4,4 

Kfz-Handel, Reparatur von Kfz 
und Tankstellen  – 2,2  + 0,1  – 0,3  + 0,6  + 1,4  + 2,0  – 3,9  + 3,6  – 2,8  – 11,6  + 2,4  – 0,3  – 11,6 
Handelsvermittlung und 
Großhandel ohne Kfz  + 0,1  + 1,6  + 0,2  – 0,3  – 0,2  + 1,3  + 2,9  + 1,7  + 2,8  – 2,1  + 7,9  + 2,4  – 3,2 
Einzelhandel ohne Kfz, ohne 
Tankstellen  + 1,5  + 1,7  + 1,0  + 0,4  + 1,4  + 0,7  – 0,1  – 2,6  + 2,5  – 3,9  + 1,3  + 1,2  – 2,8 

              
Beschäftigte1)  + 0,7  + 1,2  + 1,5  + 1,6  + 1,9  + 2,1  + 1,6  + 2,1  + 2,1  + 1,0  + 1,6  + 1,4  + 1,0 

Kfz-Handel, Reparatur von Kfz 
und Tankstellen  + 1,5  + 1,3  + 0,3  – 0,3  – 0,4  – 0,4  – 0,6  – 0,2  – 0,4  – 0,9  – 0,5  – 0,7  – 1,1 
Handelsvermittlung und 
Großhandel ohne Kfz  + 0,1  + 1,6  + 2,4  + 2,1  + 2,4  + 3,1  + 2,3  + 3,1  + 3,0  + 1,6  + 2,2  + 1,6  + 1,1 
Einzelhandel ohne Kfz, ohne 
Tankstellen  + 0,9  + 0,9  + 1,2  + 1,7  + 2,3  + 2,1  + 1,8  + 2,3  + 2,1  + 1,3  + 1,9  + 1,8  + 1,5 

Q: Statistik Austria; laut ÖNACE 1995, ab 2003 mit ÖNACE 2003 verkettet. − 1) Einschließlich im Betrieb tätiger Inhaber und mithelfender Familienmit-
glieder. • E-Mail-Adresse: Martina.Agwi@wifo.ac.at 
 

Verkehr 
Übersicht 26: Güter- und Personenverkehr 

 2006 2007 2008 2008 2008 
    I. Qu. II. Qu. III. Qu. IV. Qu. Juli August Septem-

ber 
Oktober Novem-

ber 
Dezem-

ber 
 Veränderung gegen das Vorjahr in % 

Güterverkehr              
Straße (in tkm)  + 11,6  – 1,0   .   .   .   .   .   .   .   .   .   .   . 
Neuzulassungen Lkw (Nutzlast 1 t 
und darüber)  + 4,9  + 19,4  + 3,6  + 10,4  + 25,3  – 6,5  – 15,4  + 2,1  – 16,7  – 4,5  – 13,4  – 21,4  – 10,6 
Bahn (in tkm)  + 18,5  + 0,7   .  – 1,4  + 3,6  + 3,7   .   .   .   .   .   .   . 

Inlandverkehr  + 13,8  + 8,1   .  + 9,3  + 20,4  + 26,9   .   .   .   .   .   .   . 
Ein- und Ausfuhr  + 19,6  – 9,3   .  + 1,9  + 7,5  + 5,1   .   .   .   .   .   .   . 
Transit  + 20,8  + 18,6   .  – 19,1  – 19,4  – 21,3   .   .   .   .   .   .   . 

              
Personenverkehr              

Bahn (Personenkilometer)  + 2,1  + 3,2   .   .   .   .   .   .   .   .   .   .   . 
Luftverkehr (Passagiere)  + 5,8  + 10,0   .  + 14,6  + 8,9  + 1,8   .  + 2,4  + 3,0  + 0,1  – 2,7  – 9,8   . 
Neuzulassungen Pkw  + 0,2  – 3,4  – 1,5  – 2,0  + 6,3  – 5,2  – 7,7  – 3,9  – 14,3  + 2,2  + 4,0  – 13,3  – 16,3 

Q: Statistik Austria, ÖBB. • E-Mail-Adresse: Martina.Agwi@wifo.ac.at 
 

Bankenstatistik 
Übersicht 27: Einlagen und Kredite 

 2001 2002 2003 2004 2005 2006 2007 2007 2008 
        II. Qu. III. Qu. IV. Qu. I. Qu. II. Qu. III. Qu. 
 Veränderung der Endstände gegen das Vorjahr in % 

              
Einlagen insgesamt  + 7,8  + 1,2  + 4,8  + 4,8  + 4,8  + 4,7  + 11,7  + 6,6  + 8,6  + 11,7  + 12,4  + 10,4  + 8,8 

Spareinlagen  + 4,8  + 1,8  + 3,5  + 2,8  + 0,7  + 2,1  + 4,5  + 2,9  + 3,5  + 4,5  + 5,7  + 5,0  + 4,1 
Termineinlagen  + 31,8  – 13,8  – 13,4  + 12,5  + 9,1  + 14,3  + 51,5  + 22,7  + 41,1  + 51,5  + 58,4  + 48,2  + 36,5 
Sichteinlagen  + 8,2  + 9,4  + 18,0  + 7,3  + 12,2  + 6,9  + 10,4  + 8,4  + 5,8  + 10,4  + 5,9  + 3,2  + 4,0 
Fremdwährungseinlagen  – 19,1  – 9,3  + 4,9  + 8,0  + 34,2  + 9,1  + 32,3  + 10,8  + 23,0  + 32,3  + 35,3  + 31,4  + 8,2 

Direktkredite an inländische 
Nichtbanken  + 3,5  + 1,2  + 1,6  + 5,0  + 4,7  + 4,5  + 3,6  + 2,4  + 2,3  + 3,6  + 5,0  + 5,5  + 6,2 
Q: OeNB. • E-Mail-Adressen: Ursula.Glauninger@wifo.ac.at, Christa.Magerl@wifo.ac.at 
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Arbeitsmarkt 
Übersicht 28: Saisonbereinigte Arbeitsmarktindikatoren 

 2007 2008 2008 2009 
 III. Qu. IV. Qu. I. Qu. II. Qu. III. Qu. IV. Qu. Juli August Septem-

ber 
Oktober Novem-

ber 
Dezem-

ber 
Jänner 

 Veränderung gegen die Vorperiode in % 
              
Unselbständig aktiv Beschäftigte1)  + 0,5  + 0,8  + 1,2  + 0,2  + 0,1  – 0,1  – 0,0  + 0,0  + 0,0  – 0,0  – 0,1  – 0,1  – 0,1 
Arbeitslose  – 1,5  – 1,9  – 5,2  + 2,0  + 2,3  + 3,8  + 1,0  + 0,7  + 0,7  + 1,0  + 1,8  + 2,7  + 1,7 
Offene Stellen  – 0,0  – 1,6  + 1,5  – 2,8  – 4,9  – 7,3  – 2,1  – 1,8  – 1,6  – 2,3  – 3,3  – 3,9  – 3,6 
Arbeitslosenquote              

In % der unselbständigen 
Erwerbspersonen   6,2   6,0   5,7   5,8   5,9   6,1   5,8   5,9   5,9   6,0   6,1   6,3   6,3 
In % der Erwerbspersonen 
(laut Eurostat)   4,6   4,0   4,0   3,7   3,7   3,8   3,6   3,7   3,9   3,8   3,8   3,9   . 

Q: Hauptverband der österreichischen Sozialversicherungsträger, Arbeitsmarktservice Österreich, Eurostat, WIFO-Berechnungen. − 1) Ohne Bezug von 
Karenz- bzw. Kinderbetreuungsgeld, ohne Präsenzdienst, ohne arbeitslose Schulungsteilnehmer mit Beihilfen zur Deckung des Lebensunterhalts. • 
E-Mail-Adresse: Stefan.Fuchs@wifo.ac.at  

Übersicht 29: Beschäftigung, Arbeitslosigkeit und offene Stellen 
 2006 2007 2008 2008 2008 2009 
 

 
  I. Qu. II. Qu. III. Qu. IV. Qu. August Septem-

ber 
Oktober Novem-

ber 
Dezem-

ber 
Jänner 

 In 1.000 
              
Unselbständig Beschäftigte   3.281   3.344   3.420   3.363   3.425   3.493   3.401   3.494   3.468   3.436   3.409   3.359   3.339 

Männer   1.765   1.798   1.831   1.786   1.843   1.879   1.814   1.880   1.868   1.850   1.827   1.763   1.746 
Frauen   1.516   1.546   1.590   1.577   1.582   1.614   1.588   1.614   1.601   1.586   1.582   1.595   1.593 

              
Ausländer   391   413   436   425   439   451   429   452   452   438   427   423   421 

              
Sachgütererzeugung   574   589   .   .   .   .   .   .   .   .   .   .   . 
Bauwesen   240   247   .   .   .   .   .   .   .   .   .   .   . 
Private Dienstleistungen   1.337   1.373   .   .   .   .   .   .   .   .   .   .   . 
Unternehmensbezogene 
Dienstleistungen   329   349   .   .   .   .   .   .   .   .   .   .   . 

              
Unselbständig aktiv Beschäftigte1)   3.162   3.227   3.304   3.247   3.308   3.377   3.285   3.378   3.352   3.319   3.292   3.244   3.224 

Männer   1.750   1.784   1.816   1.772   1.828   1.865   1.800   1.866   1.854   1.836   1.813   1.751   1.732 
Frauen   1.412   1.444   1.488   1.475   1.480   1.511   1.485   1.512   1.498   1.483   1.479   1.492   1.491 

              
Arbeitslose   239   222   212   241   188   182   239   184   183   203   226   287   302 

Männer   136   124   119   148   98   93   136   92   94   104   121   184   199 
Frauen   103   98   93   93   90   89   102   91   89   99   104   103   103 

              
Personen in Schulung2)   58   53   51   55   51   44   52   40   50   55   55   46   54 
              
Offene Stellen   33   38   37   37   42   39   32   40   39   35   29   30   27 
              

 Veränderung gegen das Vorjahr in 1.000 
              
Unselbständig Beschäftigte  + 50,6  + 63,2  + 76,5  + 92,9  + 88,5  + 77,4  + 47,1  + 80,8  + 71,1  + 62,1  + 51,7  + 27,4  + 5,4 

Männer  + 24,2  + 32,8  + 32,5  + 46,0  + 39,5  + 31,6  + 13,0  + 33,3  + 28,2  + 23,1  + 16,9  – 0,9  – 14,6 
Frauen  + 26,4  + 30,4  + 43,9  + 46,9  + 48,9  + 45,8  + 34,1  + 47,4  + 42,9  + 39,0  + 34,8  + 28,3  + 20,0 

              
Ausländer  + 16,5  + 21,9  + 23,5  + 28,3  + 27,7  + 22,5  + 15,4  + 22,2  + 24,8  + 18,3  + 14,3  + 13,7  + 4,8 

              
Sachgütererzeugung  + 1,1  + 15,0   .   .   .   .   .   .   .   .   .   .   . 
Bauwesen  + 4,8  + 7,0   .   .   .   .   .   .   .   .   .   .   . 
Private Dienstleistungen  + 31,5  + 35,8   .   .   .   .   .   .   .   .   .   .   . 
Unternehmensbezogene 
Dienstleistungen  + 21,5  + 20,1   .   .   .   .   .   .   .   .   .   .   . 

              
Unselbständig aktiv Beschäftigte1)  + 51,5  + 65,5  + 76,7  + 94,7  + 88,2  + 76,6  + 47,2  + 80,2  + 70,0  + 61,9  + 51,7  + 28,2  + 5,5 

Männer  + 23,0  + 33,2  + 32,8  + 47,1  + 39,5  + 31,5  + 13,1  + 33,4  + 28,0  + 22,8  + 16,9  – 0,3  – 14,5 
Frauen  + 28,5  + 32,3  + 43,9  + 47,6  + 48,6  + 45,1  + 34,1  + 46,8  + 42,0  + 39,1  + 34,8  + 28,5  + 20,0 

              
Arbeitslose  – 13,5  – 16,9  – 10,0  – 28,9  – 12,8  – 5,6  + 7,3  – 7,3  – 2,8  – 2,1  + 2,0  + 21,8  + 32,8 

Männer  – 8,5  – 11,4  – 5,5  – 19,8  – 7,2  – 2,5  + 7,4  – 3,4  – 0,9  + 0,8  + 3,7  + 17,6  + 26,8 
Frauen  – 5,0  – 5,5  – 4,5  – 9,0  – 5,6  – 3,1  – 0,1  – 3,9  – 1,9  – 2,8  – 1,7  + 4,2  + 6,0 

              
Personen in Schulung2)  + 8,9  – 4,9  – 2,1  – 3,7  – 4,4  – 1,6  + 1,2  – 2,6  + 0,3  + 0,4  + 1,2  + 1,9  + 1,2 
              
Offene Stellen  + 6,7  + 5,3  – 0,7  + 2,8  + 0,2  – 3,1  – 2,7  – 2,7  – 3,2  – 2,9  – 3,8  – 1,4  – 7,2 
Q: Hauptverband der österreichischen Sozialversicherungsträger, Arbeitsmarktservice Österreich, Eurostat, WIFO-Berechnungen. − 1) Ohne Bezug von 
Karenz- bzw. Kinderbetreuungsgeld, ohne Präsenzdienst, ohne arbeitslose Schulungsteilnehmer mit Beihilfen zur Deckung des Lebensunterhalts. − 
2) Bezug von Individualbeihilfe des AMS. • E-Mail-Adresse: Stefan.Fuchs@wifo.ac.at   

Übersicht 30: Arbeitslosenquote und Stellenandrang 
 2006 2007 2008 2008 2008 2009 
 

 
  I. Qu. II. Qu. III. Qu. IV. Qu. August Septem-

ber 
Oktober Novem-

ber 
Dezem-

ber 
Jänner 

 In % der unselbständigen Erwerbspersonen 
              
Arbeitslosenquote  + 6,8  + 6,2  + 5,8  + 6,7  + 5,2  + 5,0  + 6,6  + 5,0  + 5,0  + 5,6  + 6,2  + 7,9  + 8,3 

Männer  + 7,1  + 6,5  + 6,1  + 7,7  + 5,0  + 4,7  + 7,0  + 4,7  + 4,8  + 5,3  + 6,2  + 9,5  + 10,2 
Frauen  + 6,4  + 6,0  + 5,6  + 5,5  + 5,4  + 5,2  + 6,0  + 5,4  + 5,3  + 5,9  + 6,2  + 6,1  + 6,0 

Unter 25-Jährige (in % der 
Arbeitslosen insgesamt)  + 15,9  + 15,8  + 16,1  + 14,6  + 15,7  + 17,3  + 16,8  + 17,3  + 18,0  + 17,4  + 17,1  + 16,2  + 16,0 
              
Stellenandrang (Arbeitslose je 
100 offene Stellen)   727   582   566   654   443   464   755   465   476   580   766   947   1.125 
Q: Hauptverband der österreichischen Sozialversicherungsträger, Arbeitsmarktservice Österreich, WIFO-Berechnungen. • E-Mail-Adresse: Stefan.Fuchs 
@wifo.ac.at 
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Preise und Löhne 
Übersicht 31: Verbraucherpreise und Großhandelspreise 

 2006 2007 2008 2008 2008 
    I. Qu. II. Qu. III. Qu. IV. Qu. Juli August Septem-

ber 
Oktober Novem-

ber 
Dezem-

ber 
 Veränderung gegen das Vorjahr in % 

              
Harmonisierter VPI  + 1,7  + 2,2  + 3,2  + 3,2  + 3,7  + 3,7  + 2,3  + 3,8  + 3,6  + 3,7  + 3,0  + 2,3  + 1,5 
Verbraucherpreisindex  + 1,5  + 2,2  + 3,2  + 3,3  + 3,6  + 3,8  + 2,2  + 3,8  + 3,7  + 3,8  + 3,1  + 2,3  + 1,3 

Ohne Saisonwaren  + 1,4  + 2,1  + 3,3  + 3,2  + 3,6  + 3,8  + 2,3  + 3,9  + 3,7  + 3,8  + 3,1  + 2,4  + 1,4 
Nahrungsmittel, alkoholfreie 
Getränke  + 1,9  + 4,2  + 6,3  + 7,9  + 6,9  + 6,6  + 3,9  + 7,1  + 6,4  + 6,4  + 4,8  + 4,3  + 2,5 
Alkoholische Getränke, Tabak  + 0,3  + 2,3  + 4,9  + 5,4  + 4,9  + 4,7  + 4,8  + 5,0  + 4,6  + 4,4  + 4,6  + 4,6  + 5,0 
Bekleidung und Schuhe  – 0,3  + 2,2  + 1,5  + 2,7  + 0,5  + 1,6  + 1,4  + 1,4  + 0,0  + 3,2  + 1,9  + 1,0  + 1,1 
Wohnung, Wasser, Energie  + 4,3  + 4,6  + 2,7  + 2,6  + 2,7  + 3,0  + 2,6  + 3,3  + 2,8  + 2,9  + 2,6  + 3,1  + 2,0 
Hausrat und laufende 
Instandhaltung  + 0,8  + 1,1  + 2,5  + 2,7  + 2,6  + 2,4  + 2,2  + 2,2  + 2,5  + 2,6  + 2,2  + 2,3  + 2,0 
Gesundheitspflege  + 0,8  + 1,8  + 2,0  + 1,7  + 1,6  + 2,1  + 2,4  + 2,1  + 2,1  + 2,1  + 2,2  + 2,5  + 2,5 
Verkehr  + 2,8  + 0,3  + 5,4  + 6,0  + 8,4  + 7,3  – 0,0  + 7,8  + 7,4  + 6,8  + 4,1  – 0,2  – 3,8 
Nachrichtenübermittlung  – 6,1  – 3,3  – 4,2  – 6,2  – 3,9  – 4,3  – 2,5  – 3,5  – 5,0  – 4,4  – 3,7  – 2,5  – 1,2 
Freizeit und Kultur  – 2,2  + 0,1  + 0,9  – 0,1  + 0,2  + 1,8  + 1,7  + 1,2  + 2,0  + 2,3  + 2,6  + 1,4  + 1,0 
Erziehung und Unterricht  + 7,4  + 1,9  + 1,2  + 2,2  + 2,3  + 1,2  – 0,9  + 2,2  + 2,2  – 0,9  – 0,9  – 0,9  – 0,9 
Restaurants und Hotels  + 2,3  + 2,6  + 3,6  + 3,5  + 3,5  + 3,7  + 3,8  + 3,7  + 3,5  + 4,1  + 3,8  + 3,8  + 3,7 
Verschiedene Waren und 
Dienstleistungen  + 1,6  + 2,4  + 3,0  + 2,6  + 3,2  + 3,0  + 3,4  + 3,0  + 3,0  + 3,0  + 3,3  + 3,4  + 3,3 

              
Großhandelspreisindex  + 2,9  + 4,1  + 6,4  + 8,9  + 10,9  + 7,6  – 1,2  + 11,1  + 7,4  + 4,2  + 1,8  – 1,8  – 3,7 

Ohne Saisonprodukte  + 3,0  + 4,1  + 6,3  + 8,8  + 10,7  + 7,5  – 1,1  + 11,0  + 7,4  + 4,1  + 1,9  – 1,7  – 3,6 
Q: Statistik Austria. • E-Mail-Adresse: Ursula.Glauninger@wifo.ac.at 
 

Übersicht 32: Tariflöhne 
 2006 2007 2008 2008 2008 2009 
    I. Qu. II. Qu. III. Qu. IV. Qu. August Septem-

ber 
Oktober Novem-

ber 
Dezem-

ber 
Jänner 

  
              
Beschäftigte  + 2,7  + 2,4  + 3,1  + 2,9  + 3,1  + 3,2  + 3,2  + 3,1  + 3,2  + 3,2  + 3,2  + 3,2  + 3,5 

Ohne öffentlichen Dienst  + 2,7  + 2,4  + 3,2  + 3,5  + 3,5  + 3,5  + 3,3  + 3,5  + 3,5  + 3,5  + 3,3  + 3,3  + 3,5 
Arbeiter  + 2,7  + 2,5  + 3,2  + 3,0  + 3,2  + 3,3  + 3,4  + 3,3  + 3,4  + 3,4  + 3,4  + 3,4  + 3,6 
Angestellte  + 2,7  + 2,4  + 3,2  + 3,0  + 3,2  + 3,2  + 3,2  + 3,2  + 3,2  + 3,2  + 3,2  + 3,2  + 3,4 
Bedienstete              

Öffentlicher Dienst  + 2,7  + 2,3  + 2,8  + 2,7  + 2,7  + 2,7  + 2,7  + 2,7  + 2,7  + 2,7  + 2,7  + 2,7  + 3,5 
Verkehr  + 2,6  + 2,3  + 3,1  + 2,9  + 2,9  + 2,9  + 2,9  + 2,9  + 2,9  + 2,9  + 2,9  + 2,9  + 3,7 

Q: Statistik Austria. • E-Mail-Adresse: Andrea.Sutrich@wifo.ac.at 
 

Übersicht 33: Effektivverdienste 
 2005 2006 2007 2007 2008 2007 
    IV. Qu. I. Qu. II. Qu. III. Qu. Juli August Septem-

ber 
Oktober Novem-

ber 
Dezem-

ber 
 Veränderung gegen das Vorjahr in % 

              
Gesamtwirtschaft1)              
Lohn- und Gehaltssumme, brutto  + 3,5  + 4,9  + 4,5  + 4,3  + 5,1  + 5,1  + 5,0   .   .   .   .   .   . 
Lohn- und Gehaltssumme, netto  + 4,1  + 4,8  + 4,3   .   .   .   .   .   .   .   .   .   . 
Pro-Kopf-Einkommen              

Je Arbeitnehmer, brutto  + 2,4  + 3,2  + 2,3  + 2,2  + 2,5  + 2,9  + 3,0   .   .   .   .   .   . 
Je Arbeitnehmer, netto  + 3,0  + 3,1  + 2,1   .   .   .   .   .   .   .   .   .   . 
Je Arbeitnehmer, netto real2)  + 0,7  + 1,3  – 0,0   .   .   .   .   .   .   .   .   .   . 

              
Sachgütererzeugung              
Lohn- und Gehaltssumme, brutto  + 2,9  + 6,1  + 5,0  + 4,6   .   .   .  + 5,8  + 5,0  + 4,0  + 4,4  + 4,6  + 4,8 
Pro-Kopf-Einkommen je 
unselbständig Beschäftigten              

Einschließlich Sonderzahlungen  + 2,8  + 2,9  + 2,8  + 2,4   .   .   .  + 3,5  + 2,9  + 1,9  + 2,1  + 2,5  + 2,4 
Stundenverdienste je Arbeiter              

Einschließlich Sonderzahlungen  + 3,0  + 2,8  + 2,5  + 1,9   .   .   .  + 1,8  + 3,0  + 3,4  + 0,3  + 2,7  + 2,7 
Ohne Sonderzahlungen  + 2,8  + 2,8  + 2,6  + 2,4   .   .   .  + 1,2  + 2,6  + 3,4  + 1,5  + 2,9  + 2,7 

              
Bauwesen              
Lohn- und Gehaltssumme, brutto  + 1,6  + 11,7  + 4,8  + 3,4   .   .   .  + 5,1  + 1,8  + 0,7  + 5,0  + 2,4  + 3,4 
Pro-Kopf-Einkommen je 
unselbständig Beschäftigten              

Einschließlich Sonderzahlungen  + 2,6  – 0,3  + 2,9  + 3,0   .   .   .  + 4,6  + 1,9  + 0,9  + 4,8  + 2,5  + 1,9 
Stundenverdienste je Arbeiter              

Einschließlich Sonderzahlungen  + 2,8  + 0,2  + 2,9  + 3,1   .   .   .  + 2,3  + 2,6  + 2,5  + 2,9  + 4,7  + 2,1 
Ohne Sonderzahlungen  + 2,8  + 1,0  + 2,9  + 2,7   .   .   .  + 1,8  + 3,4  + 2,5  + 2,8  + 3,0  + 2,2 

Q: Statistik Austria. − 1) Laut ESVG 1995. − 2) Referenzjahr 2000, berechnet auf Basis von Vorjahrespreisen. • E-Mail-Adresse: Andrea.Sutrich@wifo.ac.at 
 

Staatshaushalt 
Übersicht 34: Staatsquoten 

 1995 1996 1997 1998 1999 2000 2001 2002 2003 2004 2005 2006 2007 
 In % des Bruttoinlandsproduktes 

              
Staatsausgaben   56,3   55,9   53,7   54,0   53,7   52,1   51,6   51,0   51,5   54,0   49,8   49,4   48,4 
Abgabenquote Staat und EU   41,4   42,9   44,4   44,4   44,0   43,2   45,3   43,9   43,8   43,4   42,2   41,7   42,1 
Finanzierungssaldo1)  – 5,8  – 4,0  – 1,8  – 2,4  – 2,3  – 1,7   0,0  – 0,7  – 1,4  – 4,4  – 1,5  – 1,5  – 0,4 
Schuldenstand   68,3   68,3   64,4   64,8   67,2   66,5   67,1   66,5   65,5   64,8   63,7   62,0   59,5 
Q: Statistik Austria, Stand 30. September 2008. − 1) Einschließlich Saldo der Währungstauschverträge. • E-Mail-Adresse: Dietmar. Klose@wifo.ac.at 
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Soziale Sicherheit 
Übersicht 35: Pensionen nach Pensionsversicherungsträgern  

 2002 2003 2004 2005 2006 2007 2002 2003 2004 2005 2006 2007 
 Zahl der Pensionen in 1.000 Durchschnittspension in €              

Bestand insgesamt 2.008,0 2.015,2 2.042,0 2.069,3 2.095,2 2.125,4 771 787 805 820 847 872 
Unselbständige 1.662,8 1.670,2 1.696,9 1.723,9 1.749,5 1.779,0 790 805 822 836 864 888 

Arbeiter 978,0 973,4 981,4 992,5 1.002,8 1.014,2 626 635 648 657 676 695 
Angestellte 642,8 655,4 674,5 691,0 707,0 725,3 1.029 1.047 1.066 1.085 1.120 1.148 

Selbständige 345,2 345,0 345,1 345,4 345,7 346,4 681 699 719 736 762 790 
Gewerbliche Wirtschaft 156,7 157,4 158,3 159,5 160,5 161,2 856 879 904 927 961 998 
Bauern 188,1 187,3 186,5 185,9 185,2 184,9 531 543 557 567 589 609              

Neuzuerkennungen insgesamt1) 101,3 96,0 111,7 113,9 112,5 117,4 793 841 853 796 839 905 
Unselbständige 87,2 80,5 96,4 98,7 97,5 102,1 799 849 860 795 838 905 

Arbeiter 48,6 42,9 52,4 57,2 56,6 57,7 576 622 657 584 617 675 
Angestellte 36,9 36,0 42,3 39,9 39,5 42,6 1.087 1.115 1.108 1.091 1.147 1.206 

Selbständige1) 14,1 15,5 15,3 15,2 15,0 15,3 760 799 808 804 844 907 
Gewerbliche Wirtschaft 7,5 8,0 8,0 8,0 7,9 7,7 965 1.033 1.026 1.019 1.050 1.162 
Bauern 6,6 7,5 7,2 7,2 7,0 7,6 525 548 565 567 612 651 

Q: Hauptverband der österreichischen Sozialversicherungsträger. − 1) Ohne Notariat. • E-Mail-Adresse: Sandra.Schneeweiss@wifo.ac.at 
Übersicht 36: Pensionen nach Pensionsarten 

 2002 2003 2004 2005 2006 2007 2002 2003 2004 2005 2006 2007 
 Zahl der Pensionen in 1.000 Durchschnittspension in €              

Bestand insgesamt 2.008,0 2.015,2 2.042,0 2.069,3 2.095,1 2.125,4 771 787 805 820 847 872 
Direktpensionen 1.480,7 1.492,9 1.521,3 1.548,1 1.573,8 1.605,0 872 888 906 922 952 978 

Invaliditätspensionen 385,5 388,1 406,4 418,7 429,7 440,8 752 771 796 812 839 863 
Alle Alterspensionen1) 1.095,1 1.104,8 1.114,9 1.129,4 1.144,1 1.164,2 914 929 947 963 994 1.021 

Normale Alterspensionen 885,4 912,0 950,0 989,2 1.021,2 1.054,0 832 849 876 900 937 965 
Vorzeitige Alterspensionen 209,3 192,4 164,5 139,8 122,9 110,3 1.261 1.310 1.360 1.409 1.466 1.554 

Lange Versicherungsdauer 120,9 118,2 111,7 107,9 94,2 42,7 1.370 1.418 1.447 1.467 1.475 1.299 
Arbeitslosigkeit 14,7 13,6 9,7 5,7 2,0 0,0 729 738 753 760 784 992 
Geminderte Arbeitsfähigkeit 73,4 60,3 42,9 26,1 13,8 5,9 1.190 1.228 1.271 1.311 1.342 1.336 
Gleitpensionen 0,4 0,3 0,2 0,1 0,0 – 947 977 1.012 989 1.022 – 

Korridorpension – – – – 1,1 2,7 – – – – 1.321 1.310 
Langzeitversicherte2) – – – – 11,5 58,5 – – – – 1.682 1.776 
Schwerarbeitspension      0,4      1.307 

Witwen- bzw. Witwerpensionen 477,8 474,7 472,4 472,7 472,2 741,3 514 521 532 541 559 574 
Waisenpensionen 49,5 47,6 48,3 48,5 49,1 49,1 253 259 265 270 279 290              

Neuzuerkennungen insgesamt3) 101,3 96,0 111,7 113,9 112,5 117,4 793 841 853 796 839 905 
Direktpensionen 71,1 68,1 81,9 81,8 81,7 87,6 941 994 990 927 976 1.041 

Invaliditätspensionen 22,9 22,1 33,5 30,9 29,9 30,4 865 891 908 805 818 848 
Alle Alterspensionen1) 48,1 46,1 48,4 50,9 51,7 57,2 977 1.044 1.046 1.001 1.068 1.144 

Normale Alterspensionen 18,4 17,0 19,1 22,0 21,5 24,8 469 542 542 485 550 626 
Vorzeitige Alterspensionen 29,7 29,1 29,3 28,9 30,2 32,3 1.292 1.335 1.376 1.393 1.436 1.542 

Lange Versicherungsdauer 25,4 26,1 28,7 28,9 17,5 13,3 1.376 1.408 1.388 1.393 1.284 1.251 
Arbeitslosigkeit 3,2 2,9 0,4 0,01 0,00 0,00 684 699 673 551 1.427 1.292 
Geminderte Arbeitsfähigkeit 1,0 0,2 0,05 0,01 0,01 – 1.109 964 876 533 833 – 
Gleitpensionen 0,1 0,1 0,04 – – – 1.003 986 1.021 – – – 

Korridorpension – – – – 1,1 1,6 – – – – 1.317 1.280 
Langzeitversicherte2) – – – – 11,6 17,0 – – – – 1.677 1.799 
Schwerarbeitspension      0,4      1.299 

Witwen- bzw. Witwerpensionen 25,0 23,2 24,2 26,2 25,2 24,2 497 518 535 518 532 566 
Waisenpensionen 5,3 4,7 5,5 6,0 5,6 5,6 213 214 220 220 223 232 

Q: Hauptverband der österreichischen Sozialversicherungsträger. − 1) Einschließlich Knappschaftssold. − 2) "Hacklerregelung". − 3) Ohne Notariat. • 
E-Mail-Adresse: Sandra.Schneeweiss@wifo.ac.at 
Übersicht 37: Durchschnittsalter bei Neuzuerkennung von Pensionen 

 2002 2003 2004 2005 2006 2007 2002 2003 2004 2005 2006 2007 
 Männer Frauen              

Alle Pensionsversicherungsträger, Direktpensionen 59,1 59,0 58,5 59,0 59,0 59,0 57,4 57,3 56,9 57,1 56,9 57,2 
Invaliditätspensionen 53,7 54,3 54,5 53,9 53,9 53,9 51,3 51,3 51,0 51,0 50,7 50,6 
Alle Alterspensionen 62,8 62,7 62,8 63,4 63,2 62,8 59,3 59,0 59,2 59,5 59,3 59,5 

Q: Hauptverband der österreichischen Sozialversicherungsträger. • E-Mail-Adresse: Sandra.Schneeweiss@wifo.ac.at 
Übersicht 38: Beiträge des Bundes zur Pensionsversicherung 

 2002 2003 2004 20051) 2006 2007 2002 2003 2004 20051) 2006 2007 
 Mio. € In % des Pensionsaufwands              

Unselbständige 2.691,3 3.550,5 3.797,9 2.637,4 2.720,4 2.660,5 15,0 19,3 19,8 13,3 13,2 12,4 
Gewerbliche Wirtschaft 1.039,3 1.019,5 1.038,6 708,7 656,7 705,1 57,1 54,5 53,5 35,4 31,4 32,3 
Bauern 1.031,0 1.027,5 1.066,7 961,0 1.009,7 1.066,7 86,9 85,7 87,0 76,8 78,0 79,7 
Q: Hauptverband der österreichischen Sozialversicherungsträger. − 1) Ab 2005 nicht direkt vergleichbar, Pensionsharmonisierungsgesetz (BGBl. 
I/142/2004). • E-Mail-Adresse: Sandra.Schneeweiss@wifo.ac.at 

Umwelt 
Übersicht 39: Energiebedingte CO2-Emissionen 

 CO2-Emissionen Emissionsintensität 
 1990 2000 2001 2002 2003 2004 2005 2006 2006 
 Mio. t kg je BIP1) t je 

Einwohner            
OECD 11.083,2 12.513,5 12.548,9 12.541,4 12.778,6 12.904,3 12.941,7 12.873,7 0,41 10,93 

USA 4.863,3 5.693,0 5.672,7 5.614,5 5.688,6 5.772,4 5.784,5 5.696,8 0,51 19,00 
EU 27 4.063,1 3.841,6 3.916,1 3.886,3 4.004,9 4.009,9 3.978,7 3.983,1 0,33 8,07 

Deutschland 950,4 827,1 845,4 832,9 842,1 843,4 811,3 823,5 0,37 10,00 
Österreich 56,6 62,0 66,1 68,1 73,5 73,6 75,0 72,8 0,28 8,80 
Frankreich 352,1 375,8 384,0 375,7 384,3 383,8 386,6 377,5 0,22 5,97 
Italien 397,8 424,7 426,6 433,6 452,4 450,0 453,8 448,0 0,29 7,61 
Polen 343,9 292,0 290,6 280,2 291,2 295,2 294,2 306,0 1,45 8,02 
Tschechien 155,1 121,6 121,6 117,4 120,9 122,0 119,9 121,0 0,61 11,78 

China 2.244,0 3.077,6 3.123,1 3.347,0 3.871,1 4.587,3 5.100,5 5.648,5 0,63 4,28 
Q: IEA. − 1) Zu Preisen von 2000, auf Dollarbasis, kaufkraftbereinigt. • E-Mail-Adresse: Katharina.Koeberl@wifo.ac.at 
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Übersicht 40: Umweltrelevante Steuern im Sinne der VGR 
 2000 2001 2002 2003 2004 2005 2006 2007 
 Mio. € 

         
Umweltsteuereinnahmen insgesamt 5.436  6.015  6.294  6.602  6.835  6.920  6.875  7.105  

Energiesteuern1) 3.288  3.635  3.801  4.009  4.330  4.350  4.221  4.453  
Transportsteuern2) 1.625  1.821  1.920  1.994  1.931  1.989  2.042  2.030  
Ressourcensteuern3) 453  470  480  503  516  535  540  549  
Umweltverschmutzungssteuern4) 71  89  93  97  57  46  72  72  

         
 Anteile der Umweltsteuern in % 

         
An den Steuereinnahmen insgesamt 
(einschließlich Sozialabgaben) 6,0  6,2  6,5  6,7  6,7  6,7  6,4  6,2  
Am BIP (nominell) 2,6  2,8  2,9  2,9  2,9  2,8  2,7  2,6  
Q: Bundesrechnungsabschluss, Statistik Austria, WIFO-Datenbank, WIFO-Berechnungen. − 1) Mineralölsteuer, Energieabgabe. − 2) Kfz-Steuer, Kfz-Zulas-
sungssteuer Motorbezogene Versicherungssteuer, Normverbrauchsabgabe, Straßenbenützungsbeitrag. − 3) Grundsteuer, Jagd- und Fischereiabgabe, 
Abgabe gemäß Wiener Baumschutzgesetz, Landschaftsschutz- und Naturschutzabgabe. − 4) Altlastenbeitrag, Deponiestandortabgabe. • 
E-Mail-Adresse: Katharina.Koeberl@wifo.ac.at  

Entwicklung in den Bundesländern 
Übersicht 41: Bruttowertschöpfung 

 2003 2004 2005 2006 2007 2006 2007 
      I. Qu. II. Qu. III. Qu. IV. Qu. I. Qu. II. Qu. III. Qu. IV. Qu. 
 Veränderung gegen das Vorjahr in %, real (berechnet auf Basis von Vorjahrespreisen) 

              
Wien  + 1,2  + 1,9  + 1,4  + 2,9  + 2,6  + 4,1  + 2,8  + 2,5  + 2,4  + 1,3  + 2,6  + 3,2  + 3,1 
Niederösterreich  + 1,9  + 2,6  + 1,6  + 4,7  + 3,8  + 5,8  + 3,6  + 4,4  + 5,2  + 4,2  + 3,8  + 3,5  + 3,8 
Burgenland  + 1,8  + 1,8  + 2,4  + 4,1  + 2,6  + 4,7  + 4,5  + 2,0  + 5,1  + 1,9  + 2,1  + 3,8  + 2,7 
Steiermark  + 2,4  + 3,3  + 2,6  + 4,4  + 3,5  + 6,8  + 3,6  + 2,9  + 4,3  + 5,0  + 4,1  + 3,3  + 1,8 
Kärnten  + 1,6  + 2,7  + 2,3  + 4,6  + 3,5  + 4,6  + 3,3  + 4,4  + 6,0  + 3,8  + 4,6  + 3,8  + 2,0 
Oberösterreich  + 1,6  + 2,7  + 3,7  + 4,7  + 4,8  + 5,1  + 2,4  + 4,8  + 6,5  + 6,6  + 5,3  + 4,4  + 3,3 
Salzburg  + 0,9  + 3,0  + 1,8  + 3,3  + 3,4  + 3,5  + 3,3  + 2,7  + 3,8  + 3,8  + 3,4  + 3,2  + 3,1 
Tirol  + 1,8  + 1,4  + 3,6  + 4,1  + 3,5  + 3,3  + 4,8  + 4,3  + 3,9  + 2,4  + 3,9  + 4,0  + 3,9 
Vorarlberg  + 0,0  + 2,5  + 3,6  + 4,7  + 4,2  + 5,5  + 4,9  + 5,5  + 3,2  + 4,7  + 3,6  + 2,6  + 5,6 
              
Österreich  + 1,5  + 2,4  + 2,3  + 4,0  + 3,5  + 4,8  + 3,3  + 3,6  + 4,3  + 3,6  + 3,7  + 3,5  + 3,2 
Q: WIFO-Berechnungen, vorläufige Schätzwerte, Stand Juni 2008. • E-Mail-Adresse: Maria.Thalhammer@wifo.ac.at   

Übersicht 42: Tourismus 
 2006 2007 2008 2008 2008 
    I. Qu. II. Qu. III. Qu. IV. Qu. Juli August Septem-

ber 
Oktober Novem-

ber 
Dezem-

ber 
 Veränderung gegen das Vorjahr in % 

Übernachtungen              
Wien  + 6,7  + 3,3  + 6,0  + 15,6  + 5,5  + 3,9  + 2,6  + 7,3  + 0,1  + 4,8  + 7,3  – 0,0  + 0,2 
Niederösterreich  + 4,0  + 4,3  + 3,1  + 8,1  + 3,1  + 1,7  + 1,0  + 3,7  + 0,4  + 1,1  + 2,8  + 0,2  – 0,8 
Burgenland  + 1,4  + 4,8  + 4,0  + 9,7  + 1,9  + 2,4  + 6,9  + 2,1  + 2,4  + 3,1  + 3,7  + 5,8  + 14,2 
Steiermark  + 0,0  + 3,1  + 5,0  + 14,0  – 3,2  + 3,8  + 2,5  + 7,6  + 1,8  + 1,7  – 1,0  – 1,8  + 8,7 
Kärnten  – 3,4  + 4,0  + 1,3  + 7,9  – 5,1  + 0,7  + 3,8  + 4,6  – 1,9  – 2,6  + 3,0  – 8,3  + 8,8 
Oberösterreich  + 1,3  + 1,6  + 3,1  + 7,2  – 2,7  + 5,0  + 2,9  + 5,9  + 6,0  + 2,2  + 2,3  + 3,9  + 2,5 
Salzburg  + 2,0  + 0,7  + 4,6  + 12,1  – 11,8  + 1,7  + 5,8  + 5,2  + 1,0  – 2,9  + 0,1  – 3,5  + 10,4 
Tirol  – 1,5  + 0,2  + 4,7  + 12,8  – 14,2  + 1,2  + 7,2  + 3,1  + 0,9  – 1,2  – 1,7  + 3,5  + 12,1 
Vorarlberg  – 2,1  + 2,6  + 3,8  + 17,1  – 18,2  – 5,2  + 8,0  – 14,1  + 0,8  + 0,1  + 4,7  – 0,6  + 11,0 
              
Österreich  + 0,1  + 1,7  + 4,2  + 12,6  – 7,0  + 1,6  + 5,0  + 3,5  + 0,8  – 0,2  + 1,5  + 0,2  + 9,2 
Q: Statistik Austria, WIFO-Berechnungen. • E-Mail-Adresse: Maria.Thalhammer@wifo.ac.at  

Übersicht 43: Abgesetzte Produktion der Sachgütererzeugung 
 2005 2006 2007 2007 2007 
    I. Qu. II. Qu. III. Qu. IV. Qu. Juli August Septem-

ber 
Oktober Novem-

ber 
Dezem-

ber 
 Veränderung gegen das Vorjahr in % 

              
Wien  + 5,3  + 7,2  – 1,1  + 1,1  – 2,0  + 0,2  – 3,3  + 2,5  + 8,5  – 7,7  + 13,6  + 0,0  – 16,8 
Niederösterreich  + 7,1  + 12,2  + 7,5  + 6,5  + 7,4  + 6,5  + 9,4  + 8,7  + 5,5  + 5,3  + 11,8  + 8,7  + 7,4 
Burgenland  + 6,9  + 10,9  + 3,8  – 3,9  + 0,3  + 10,8  + 8,0  + 10,9  + 13,1  + 8,7  + 9,6  + 5,4  + 9,1 
Steiermark  + 6,4  + 9,6  + 2,6  + 10,4  + 5,1  + 0,8  – 4,8  – 0,4  + 8,8  – 4,1  + 3,7  – 10,1  – 7,6 
Kärnten  + 8,2  + 15,9  + 6,0  + 9,3  + 7,3  + 3,3  + 4,5  + 7,4  + 2,1  + 0,6  + 5,0  – 0,7  + 9,6 
Oberösterreich  + 5,3  + 9,0  + 9,7  + 12,7  + 10,2  + 8,4  + 7,9  + 12,7  + 8,8  + 4,2  + 12,9  + 5,8  + 4,5 
Salzburg  + 2,5  + 13,3  + 7,8  + 12,2  + 10,3  + 5,7  + 4,0  + 15,9  + 6,0  – 2,8  + 7,4  + 1,6  + 2,8 
Tirol  + 8,3  + 14,5  + 6,5  + 8,5  + 6,8  + 6,1  + 4,6  + 14,0  + 6,9  – 1,7  + 7,4  + 1,1  + 5,3 
Vorarlberg  + 7,3  + 13,6  + 10,7  + 13,1  + 11,6  + 5,2  + 13,0  + 11,0  + 5,3  – 0,3  + 13,2  + 12,4  + 13,6 
              
Österreich  + 6,2  + 10,9  + 6,2  + 9,0  + 6,9  + 5,1  + 4,3  + 8,2  + 7,2  + 0,4  + 9,8  + 2,1  + 0,7 
Q: Statistik Austria, WIFO-Berechnungen. • E-Mail-Adresse: Maria.Thalhammer@wifo.ac.at  
Übersicht 44: Abgesetzte Produktion im Bauwesen 

 2005 2006 2007 2007 2007 
    I. Qu. II. Qu. III. Qu. IV. Qu. Juli August Septem-

ber 
Oktober Novem-

ber 
Dezem-

ber 
 Veränderung gegen das Vorjahr in % 

              
Wien  – 1,0  + 12,1  + 8,5  – 0,5  + 11,5  + 10,0  + 10,9  + 10,4  + 19,0  + 1,7  + 16,4  + 3,9  + 12,8 
Niederösterreich  – 1,5  + 24,7  + 6,1  + 23,4  + 6,0  + 2,7  + 0,8  + 7,3  + 7,3  – 5,6  + 6,0  + 2,1  – 5,9 
Burgenland  + 6,1  + 19,2  + 3,0  + 28,8  – 0,7  – 1,3  – 1,1  + 1,0  – 0,2  – 4,8  – 1,8  – 0,2  – 1,2 
Steiermark  + 4,7  + 17,1  + 1,5  + 8,2  + 3,0  – 0,7  – 1,2  + 2,2  – 1,5  – 2,6  – 0,9  + 1,9  – 4,8 
Kärnten  + 10,7  + 18,4  + 9,9  + 11,6  + 18,8  + 17,7  – 4,0  + 30,7  + 11,9  + 9,6  + 6,3  – 5,7  – 11,8 
Oberösterreich  + 6,4  + 13,8  + 8,7  + 29,8  + 12,6  + 3,5  + 0,8  + 5,6  + 4,8  + 0,2  + 4,4  + 1,2  – 3,4 
Salzburg  + 8,5  + 21,0  + 15,4  + 33,0  + 22,9  + 11,8  + 4,9  + 10,7  + 7,5  + 17,3  + 7,5  – 3,3  + 10,2 
Tirol  + 3,1  + 22,2  + 7,5  + 20,3  + 10,4  + 3,6  + 3,1  + 7,5  + 4,3  – 0,7  + 6,4  – 2,0  + 5,0 
Vorarlberg  + 3,2  + 23,2  + 2,5  + 16,5  + 3,5  + 1,2  – 5,3  + 0,8  + 2,9  + 0,1  + 0,1  – 12,6  – 3,1 
              
Österreich  + 3,3  + 17,7  + 7,3  + 16,3  + 10,1  + 5,3  + 2,3  + 8,3  + 7,3  + 0,6  + 6,2  + 0,2  + 0,4 
Q: Statistik Austria, WIFO-Berechnungen. • E-Mail-Adresse: Maria.Thalhammer@wifo.ac.at 
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Übersicht 45: Beschäftigung und Arbeitslosigkeit 
 2006 2007 2008 2008 2008 2009 
    I. Qu. II. Qu. III. Qu. IV. Qu. August Septem-

ber 
Oktober Novem-

ber 
Dezem-

ber 
Jänner 

 In 1.000 
Unselbständig aktiv Beschäftigte1)             
Wien   739   750   765   752   768   775   764   774   772   771   769   752   751 
Niederösterreich   524   534   546   531   551   560   545   559   558   556   550   530   526 
Burgenland   84   86   88   83   89   91   87   91   91   89   88   83   82 
Steiermark   438   448   461   451   464   472   457   472   470   466   461   445   442 
Kärnten   194   198   202   194   204   211   198   212   207   202   199   192   189 
Oberösterreich   554   569   584   572   586   598   583   598   593   591   586   571   567 
Salzburg   219   223   229   230   226   233   226   233   229   225   222   232   230 
Tirol   276   282   289   293   282   295   285   296   290   279   279   297   295 
Vorarlberg   135   138   141   141   138   143   140   143   142   140   139   142   141 
              
Österreich   3.162   3.227   3.304   3.247   3.308   3.377   3.285   3.378   3.352   3.319   3.292   3.244   3.224 
              
Arbeitslose              
Wien   78   72   66   73   62   62   69   63   62   62   65   81   79 
Niederösterreich   40   37   35   43   29   31   38   32   29   30   34   51   53 
Burgenland   8   7   7   10   6   6   8   6   5   6   7   11   12 
Steiermark   33   32   31   37   26   25   35   26   25   28   32   46   49 
Kärnten   17   16   16   20   13   12   20   12   13   16   19   26   27 
Oberösterreich   26   22   22   26   17   19   25   19   18   19   22   34   36 
Salzburg   11   10   10   10   9   8   12   7   8   12   14   11   14 
Tirol   17   16   16   15   17   12   21   11   14   21   24   18   20 
Vorarlberg   9   9   8   8   8   8   10   8   8   9   10   10   10 
              
Österreich   239   222   212   241   188   182   239   184   183   203   226   287   302 
              

 Veränderung gegen das Vorjahr in 1.000 
Unselbständig aktiv Beschäftigte1)             
Wien  + 7,3  + 11,3  + 14,9  + 16,4  + 17,4  + 16,4  + 9,4  + 18,5  + 15,4  + 12,5  + 12,6  + 3,2  + 3,6 
Niederösterreich  + 8,6  + 10,5  + 12,3  + 15,7  + 13,7  + 11,6  + 8,1  + 11,6  + 10,7  + 10,1  + 9,4  + 4,8  + 2,1 
Burgenland  + 1,2  + 1,8  + 2,1  + 2,4  + 2,2  + 2,1  + 1,7  + 1,7  + 2,2  + 2,0  + 2,0  + 1,2  + 0,6 
Steiermark  + 7,1  + 10,2  + 12,7  + 16,9  + 15,1  + 12,3  + 6,7  + 12,8  + 10,5  + 10,0  + 7,8  + 2,3  – 2,1 
Kärnten  + 3,2  + 4,0  + 3,9  + 6,0  + 4,5  + 3,2  + 1,7  + 3,0  + 2,8  + 3,1  + 2,0  + 0,1  – 2,1 
Oberösterreich  + 10,8  + 14,5  + 15,7  + 18,1  + 17,6  + 17,4  + 9,8  + 18,2  + 16,2  + 14,5  + 10,2  + 4,6  + 0,2 
Salzburg  + 4,4  + 4,4  + 5,9  + 7,4  + 7,8  + 4,8  + 3,5  + 5,1  + 4,5  + 4,3  + 2,2  + 4,1  + 0,5 
Tirol  + 6,5  + 5,9  + 6,8  + 8,4  + 7,6  + 6,6  + 4,8  + 7,1  + 5,4  + 3,9  + 4,4  + 6,3  + 2,0 
Vorarlberg  + 2,3  + 2,8  + 2,3  + 3,3  + 2,4  + 2,3  + 1,4  + 2,3  + 2,3  + 1,6  + 1,1  + 1,6  + 0,6 
              
Österreich  + 51,5  + 65,5  + 76,7  + 94,7  + 88,2  + 76,6  + 47,2  + 80,2  + 70,0  + 61,9  + 51,7  + 28,2  + 5,5 
              
Arbeitslose              
Wien  – 3,3  – 5,8  – 5,8  – 8,0  – 6,5  – 4,9  – 3,8  – 5,0  – 4,7  – 5,8  – 5,7  + 0,2  + 1,4 
Niederösterreich  – 2,3  – 2,9  – 2,2  – 5,0  – 2,0  – 1,7  – 0,0  – 1,9  – 1,7  – 1,5  – 0,8  + 2,3  + 4,2 
Burgenland  – 0,4  – 0,7  – 0,1  – 0,8  + 0,0  + 0,1  + 0,4  + 0,0  + 0,3  + 0,2  + 0,2  + 0,8  + 0,9 
Steiermark  – 2,1  – 1,2  – 1,0  – 4,3  – 2,1  – 0,6  + 2,7  – 0,9  + 0,3  + 0,9  + 1,9  + 5,4  + 7,5 
Kärnten  – 0,4  – 1,0  – 0,0  – 2,4  – 0,2  + 0,6  + 1,9  + 0,3  + 0,9  + 0,8  + 1,2  + 3,6  + 4,7 
Oberösterreich  – 2,3  – 3,4  – 0,7  – 3,8  – 1,3  – 0,0  + 2,4  – 0,1  + 0,2  + 1,1  + 1,8  + 4,4  + 6,4 
Salzburg  – 1,2  – 1,0  + 0,0  – 1,5  – 0,2  + 0,2  + 1,5  + 0,1  + 0,5  + 0,9  + 1,4  + 2,2  + 2,9 
Tirol  – 0,7  – 0,3  – 0,0  – 1,9  – 0,2  + 0,7  + 1,3  + 0,4  + 1,3  + 1,2  + 1,0  + 1,9  + 3,0 
Vorarlberg  – 0,7  – 0,6  – 0,2  – 1,1  – 0,4  – 0,1  + 0,7  – 0,2  + 0,0  + 0,2  + 0,9  + 1,1  + 1,7 
              
Österreich  – 13,5  – 16,9  – 10,0  – 28,9  – 12,8  – 5,6  + 7,3  – 7,3  – 2,8  – 2,1  + 2,0  + 21,8  + 32,8 
Q: Hauptverband der österreichischen Sozialversicherungsträger, Arbeitsmarktservice Österreich, Statistik Austria, WIFO-Berechnungen. − 1) Ohne Bezug 
von Karenz- bzw. Kinderbetreuungsgeld, ohne Präsenzdienst. • E-Mail-Adresse: Maria.Thalhammer@wifo.ac.at 
 

Übersicht 46: Arbeitslosenquote 
 2006 2007 2008 2008 2008 2009 
    I. Qu. II. Qu. III. Qu. IV. Qu. August Septem-

ber 
Oktober Novem-

ber 
Dezem-

ber 
Jänner 

 In % der unselbständigen Erwerbspersonen 
              
Wien   9,3   8,5   7,8   8,6   7,2   7,2   8,0   7,3   7,2   7,2   7,5   9,4   9,3 
Niederösterreich   6,9   6,3   5,9   7,2   4,9   5,0   6,4   5,2   4,8   5,0   5,6   8,5   8,9 
Burgenland   8,5   7,6   7,4   10,1   5,7   5,8   8,1   5,9   5,5   5,8   6,8   11,7   12,5 
Steiermark   6,8   6,4   6,1   7,4   5,1   5,0   6,9   5,0   5,0   5,4   6,3   9,1   9,7 
Kärnten   7,9   7,3   7,2   8,9   5,7   5,3   9,0   5,2   5,8   7,1   8,3   11,5   12,1 
Oberösterreich   4,3   3,6   3,5   4,1   2,8   2,9   4,0   3,0   2,9   3,1   3,5   5,4   5,8 
Salzburg   4,5   4,0   3,9   3,9   3,9   3,1   5,0   3,0   3,3   4,8   5,5   4,6   5,5 
Tirol   5,5   5,3   5,2   4,8   5,6   3,7   6,6   3,4   4,4   6,9   7,6   5,4   6,1 
Vorarlberg   6,2   5,7   5,5   5,3   5,4   4,9   6,2   4,9   5,1   6,0   6,5   6,2   6,6 
              
Österreich   6,8   6,2   5,8   6,7   5,2   5,0   6,6   5,0   5,0   5,6   6,2   7,9   8,3 
Q: Hauptverband der österreichischen Sozialversicherungsträger, Arbeitsmarktservice Österreich, Statistik Austria, WIFO-Berechnungen. • E-Mail-Adres-
se: Maria.Thalhammer@wifo.ac.at 
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Fritz Breuss 

Mangelnde "Europäisierung" der nationalen 
Konjunkturzyklen als Risiko für den Euro-Raum 

Während über die ersten 10 Jahre der Wirtschafts- und Währungsunion eine größtenteils positive Bilanz zu 
ziehen ist, stellt die weltweite Finanzkrise die Funktionsfähigkeit der WWU auf die Probe. Die Überlebensfä-
higkeit der Währungsunion steht dank des guten Zusammenspiels der für die Politikgestaltung zuständi-
gen Institutionen außer Frage. Zwar hatten die Einführung der gemeinsamen Währung und die damit ver-
bundenen politischen Anpassungsprozesse bereits eine Harmonisierung des Konjunkturzyklus im Euro-
Raum zur Folge. Da eine völlige Harmonisierung aber nicht zu erreichen sein wird, zwingen einschnei-
dende Ereignisse wie der gegenwärtige Finanzkrisen-Schock die Geld- und Fiskalpolitik zum flexiblen 
Handeln. Mangels anderer Mechanismen zur Abfederung solcher Schocks (z. B. Fiscal Federalism in den 
USA) sind eine konsequentere Koordination der Wirtschaftspolitik und eine noch stärkere Zusammenarbeit 
zwischen den Ländern des Euro-Raums und der EZB dringend geraten. 

Begutachtung: Ewald Walterskirchen • Wissenschaftliche Assistenz: Roswitha Übl • E-Mail-Adresse: Fritz.Breuss@wifo.ac.at  

10 Jahre nach dem Inkrafttreten der WWU stellt die weltweite Finanzkrise den Euro-
Raum auf eine Bewährungsprobe. Teils wird ein Ende der Währungsunion befürchtet, 
teils verweist man aber auf die institutionellen Erfahrungen, die bisher halfen, auch 
eine solche Krise zu meistern. Die unterschiedliche Betroffenheit der Länder des Euro-
Raums durch die Finanzkrise (unterschiedliche Bankenstruktur und Immobilienmärk-
te) lässt das Gefährdungspotential zutage treten, das in den seit 1999 wachsenden 
Ungleichgewichten bezüglich der preislichen Wettbewerbsfähigkeit liegt. Zwar 
zeichnete sich bereits vor 1999 eine Harmonisierung des Konjunkturzyklus in Europa 
ab, die in den letzten Jahren anhielt. Die Finanzkrise wirkt im Euro-Raum wie ein exo-
gener Schock (ausgelöst durch die Immobilien- und Bankenkrisen der USA) mit 
asymmetrischen Auswirkungen. Er kann die Heterogenität im Konjunkturverlauf 
verstärken. Damit sind die Voraussetzungen für eine erfolgreiche Euro-Raum-weite 
Geldpolitik noch schwieriger geworden. 

 

Die WWU der EU umfasst sehr heterogene Länder, die sich sowohl bezüglich Potenti-
alwachstum, Arbeitslosenquote, Arbeitsmarktflexibilität und Entwicklungsniveau als 
auch der Landesgröße und Sprache unterscheiden. Unter dem Titel "Managing Di-
versity" wirft die OECD (2007, S. 17ff) in diesem Zusammenhang folgende Fragen auf: 
Konvergieren die Mitgliedsländer? Nimmt die Integration ihrer Volkswirtschaften zu? 
Wann wird Vielfalt zum Problem? Was sind die richtigen Antworten der Politik? Und 
hat die Währungsunion dazu beigetragen, die Anreize für Strukturreformen zu stär-
ken? 

Wachstums- und Inflationsdifferentiale bestehen notwendigerweise in jeder Wäh-
rungsunion. Sie können sich ergeben aus unterschiedlicher Fiskalpolitik, sektor- oder 
regionalspezifischen Schocks, unterschiedlicher Betroffenheit und/oder Reaktion auf 
gemeinsame Schocks (wie z. B. die weltweite Finanzkrise 2008/09), der Dynamik der 
Einkommenskonvergenz, unterschiedlichen Präferenzen, dem direkten Einfluss von 
Änderungen administrierter Preise oder indirekter Steuern usw. Das Wachstum des 
BIP pro Kopf betrug zwischen 4% pro Jahr in Irland und rund ½% in Portugal, während 
die durchschnittliche Inflationsrate zwischen 3,8% und 1,6% lag. Dass eine Wäh-
rungsunion durchaus auch mit sehr heterogenen Mitgliedsländern funktionsfähig ist, 

Harmonisierung in 
einer Währungsunion 
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zeigen internationale Vergleiche etwa der OECD (2007, S. 29ff; z. B. Australien, Ita-
lien, Kanada, Spanien, USA, Westdeutschland): 

• Die Unterschiede bzw. Streuung der jährlichen Veränderungsraten des realen BIP 
(gemessen an der Standardabweichung) sind nach 1999 zwischen den Ländern 
des Euro-Raums (EUR 12: 1,9) größer als zwischen 8 Regionen der USA (1,3) und 
zwischen den 20 Regionen in Italien (1,2), 11 Bundesländern Westdeutschlands 
(1,0) und 18 autonomen Provinzen Spaniens (0,8). Das Wirtschaftswachstum streut 
aber im Euro-Raum etwas weniger als zwischen 8 Regionen in Australien (2,1) und 
den 10 Provinzen in Kanada (2,0). 

• Mit Ausnahme von Australien nahm in allen genannten Währungsunionen die 
Streuung der BIP-Wachstumsraten zwischen den Perioden 1980/2005 und 
1999/2005 ab. 

• Die Streuung der Veränderungsraten des BIP pro Kopf zwischen den Ländern des 
Euro-Raums zeigten in den letzten 35 Jahren keinen eindeutigen Trend, weder 
nach oben noch nach unten. Im Unterschied zu früher liegen jetzt die drei gro-
ßen Länder in der unteren Hälfte der Verteilung. Daher scheinen die Wachstums-
differenzen jetzt größer, selbst wenn sie nicht größer sind als zuvor. 

• Die Inflationsdifferentiale wurden seit 1990 viel kleiner und sind seit 1999 unverän-
dert niedrig (OECD, 2007, S. 30). Die Streuung der Inflationsraten ist etwas größer 
als in Australien, Kanada und in den USA. Innerhalb des Euro-Raums verfestigten 
sich die Inflationsdifferentiale. Die meisten Länder des Euro-Raums weisen seit 
1999 entweder eine anhaltend überdurchschnittliche oder eine anhaltend un-
terdurchschnittliche Inflationsrate auf. Dies spiegelt sich auch seit 1999 im Rück-
gang der Korrelationskoeffizienten zwischen den individuellen Inflationsraten und 
jener im Durchschnitt des Euro-Raums. Dieser Grad an Persistenz scheint ein Cha-
rakteristikum des Euro-Raums zu sein und ist höher für die Preise von Dienstleistun-
gen als von Gütern. 

• Bisher hatten die Inflationsdifferentiale keine Zunahme der Unterschiede zwischen 
den Preisniveaus oder den Lohnstückkosten zur Folge. Die Länder mit höherer In-
flationsrate sind jene, die mit einem relativ niedrigen Preisniveau in den Euro-
Raum eintraten. Die Entwicklung spiegelt daher die natürliche Preisniveaukon-
vergenz wider, die innerhalb einer Währungsunion zu erwarten ist, selbst wenn 
sich das Tempo der Konvergenz verlangsamt hat. 

Die alte Theorie optimaler Währungsräume (Optimum Currency Area − OCA-Theo-
rie; Mundell, 1961) postuliert als Voraussetzung für das Funktionieren einer Währungs-
union Arbeitsmarkt- und Lohnflexibilität1). Sind diese Voraussetzungen seit 1999 bes-
ser als zuvor erfüllt? Die Streuung der Arbeitslosenquote zwischen den 12 Ländern 
des Euro-Raums verringerte sich seit 1994 kontinuierlich. Im Gegensatz zu den Erwar-
tungen, dass die schwere Wirtschaftskrise 2009 diesen Trend umkehren könnte, ver-
schlechterte sich die Lage auf dem Arbeitsmarkt sehr homogen. Andererseits erhöh-
te sich der Gleichklang der länderspezifischen Arbeitslosenquoten mit dem Durch-
schnitt des Euro-Raums in nur zwei Ländern (Irland, Niederlande) seit 1999 gegen-
über den 10 Jahren zuvor (Übersicht 1). In den anderen Ländern individualisierte sich 
der Arbeitsmarkt; er reagierte damit auch flexibler auf die länderspezifischen Gege-
benheiten. Ein ähnliches Muster spiegelt sich in der Entwicklung der Reallöhne, wenn 
auch die Korrelation des länderspezifischen Lohnwachstums mit der durchschnittli-
chen Entwicklung im Euro-Raum in 7 von 12 Ländern enger wurde (Übersicht 1). 

Das seit 1999 zunehmende Auseinanderdriften der Lohnstückkosten (entsprechen 
den realen Wechselkursen) innerhalb des Euro-Raums ist ein starker Indikator für 
mangelnde Lohnflexibilität − zumindest in den früheren "Weichwährungsländern" im 
Süden (Breuss, 2009, S. 69ff). Es spiegelt sich auch in einer zunehmenden Divergenz 
der Leistungsbilanzsalden. In dieser Entwicklung liegt ein beträchtliches Risiko für den 
Zusammenhalt des Euro-Raums.  
                                                           
1)  Aufgrund der Untersuchungsergebnisse des Inflation Persistence Network der EZB zum Preisverhalten im 
Euro-Raum (http://www.ecb.eu/home/html/researcher_ipn.en.html) initiierte die EZB 2006 eine weitere Ana-
lyse der Lohnbildung und Lohndynamik unter den geänderten Bedingungen der Währungsunion (Wage Dy-
namics Network, http://www.ecb.eu/home/html/researcher_wdn.en.html; EZB, 2008A, S. 81). 

Wachstumsdifferentiale 
leicht gesunken 

Inflationsunterschiede 
abgeschwächt 

Arbeitsmarkt- und 
Lohnflexibilität 
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Im Euro-Raum kamen in den letzten Jahren die Strukturreformen voran. Zwischen 
1998 und 2003 verbesserte sich der OECD-Indikator für Regulierung auf den Güter-
märkten im Euro-Raum stärker als in den nicht dem Euro-Raum angehörigen Ländern 
(OECD, 2007, S. 27; siehe auch Europäische Kommission, 2008A, S. 86, S. 190). Aller-
dings entsprach das Niveau der Regulierung im Euro-Raum im Jahr 2003 etwa jenem 
der Nicht-Euro-Raum-Länder von 1998. Fortschritten der Reform der Arbeitsmärkte für 
spezifische Beschäftigtengruppen steht eine geringe Verbesserung der Lohnflexibili-
tät gegenüber Schocks. Dies dürfte im österreichischen System der Sozialpartner-
schaft besser als anderswo gelöst sein. Evaluierungen der Instrumente zur Messung 
der wachstumsförderlichen Effekte von Strukturreformen (z. B. Dreger et al., 2007) 
oder Modellsimulationen der Effekte von Strukturreformen (z. B. Produktivitäts- und 
Lohnschocks für den Euro-Raum insgesamt mit einem DSGE-Modell Ratto − Roeger − 
in't Veld, 2006, mit einem Zwei-Länder-DSGE-Modell Breuss − Rabitsch, 2009; für die in 
der Lissabon-Strategie geforderten Strukturmaßnahmen mit einem WorldScan-
Modell Gelauff − Lejour, 2006) kommen zum Schluss, dass Strukturreformen das Po-
tentialwachstum erhöhen (gegenwärtig nur etwa 2%) und die strukturelle Arbeitslo-
sigkeit verringern (Arbeitslosenquote seit Inkrafttreten der WWU rund −1 Prozentpunkt 
auf 7½% bis 8%; OECD, 2007, S. 27). 

 

Der Vorläufer der WWU, das Europäische Währungssystem (EWS), bewirkte durch ein 
quasi-fixes Wechselkursregime Preisstabilität und eine teilweise Harmonisierung der 
Konjunkturzyklen (Artis − Krolzig − Toro, 2004). Über die weitere Harmonisierung des 
europäischen Konjunkturzyklus gehen die Meinungen in der Literatur auseinander. 
Die Europäische Kommission (2008A, S. 43ff) findet eindeutige Anzeichen für eine 
stärkere Harmonisierung. Nach Giannone − Lenza − Reichlin (2008) hat dagegen die 
Schaffung der WWU die historischen Charakteristika der Konjunkturzyklen in den 
Ländern des Euro-Raums und ihre Zusammenhänge nicht verändert. Eine Gruppe 
von Ländern, die in den 1970er-Jahren ein ähnliches Entwicklungsniveau (BIP pro 
Kopf) aufwiesen, verzeichnete auch gleiche Konjunkturzyklen, die durch die Einfüh-
rung der gemeinsamen Währung kaum beeinflusst wurden. In einer anderen Län-
dergruppe, deren Entwicklungsniveau anfangs sehr unterschiedlich war, war die Vo-
latilität der Zyklen auch nach 1999 größer. Ob ein europäischer Konjunkturzyklus 
(noch) identifiziert werden kann, hängt aber nicht zuletzt auch von der Analyseme-
thode ab2). 

Die eigene Analyse von 10 Jahren WWU (Breuss, 2009) kommt zum Schluss, dass die 
Schaffung der WWU bereits die Wirtschaftsunion gestärkt und tendenziell zu einem 
gemeinsamen Konjunkturzyklus3) geführt hat. Einerseits wäre ein gemeinsamer Zyklus 
für das richtige Funktionieren einer für den gesamten Euro-Raum konzipierten Geld-
politik notwendig, andererseits ist auf diesem Weg noch viel zu tun. Zudem werden 
diese Bemühungen mit jeder Erweiterung um eines der neuen EU-Länder erschwert. 
Obwohl ein gemeinsamer Zyklus die Geldpolitik erleichtern würde, ist die Heterogeni-
tät der Zyklen der einzelnen Euro-Raum-Länder oft auch ein Mittel zur Diversifizierung 
und damit insgesamt zur Abfederung großer exogener Schocks. 

Misst man die Konjunkturzyklen nur anhand der Wachstumsraten des realen BIP, so 
zeigt sich eine deutliche Verringerung der Streuung, also eine Harmonisierung in 
Richtung eines "europäischen Konjunkturzyklus".  

Die Länder des Euro-Raums können in zwei Gruppen unterteilt werden: Zur "Kern-
gruppe" gehören jene Länder, deren Wachstumsrate vom Durchschnitt des Euro-
Raums um −1,5 bis +1,7 Prozentpunkte abweicht (Belgien, Deutschland, Frankreich, 
Italien, Österreich). Die anderen Länder des Euro-Raums bilden eine Gruppe mit 
großen Wachstumsabweichungen (zwischen −8 und +9 Prozentpunkten; Abbil-
dung 1). Die Wachstumsraten der Kerngruppe liegen seit 1990 etwas unter dem 
Durchschnitt; seit 1999 wurde dieser Rückstand stetig kleiner. Dies bestätigt die Aus-
                                                           
2)  Zu den verschiedenen modernen Methoden zur Messung von Konjunkturschwankungen, deren Datierung 
und Analyse siehe Scheiblecker (2007). 
3)  Zum näheren Studium des europäischen Konjunkturzyklus hat die EZB das "Euro Area Business Cycle Net-
work (EABCN)" gegründet (http://www.ecb.eu/home/html/researcher_eabcn.en.html, http://www. 
eabcn.org/). 
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sage von Giannone − Lenza − Reichlin (2008) bezüglich der homogenen Gruppe mit 
gleichem Entwicklungsniveau. In der Gruppe mit großen Abweichungen, die haupt-
sächlich aus Kleinstaaten besteht, nahm dagegen die Divergenz bis 1999 erheblich 
zu, nach 1999 aber rasch ab. Im Durchschnitt dieser Gruppe war das Wachstum 
durchwegs höher als im Durchschnitt des Euro-Raums, während die schwache 
Wachstumsperformance der großen Länder Deutschland, Frankreich und Italien das 
Ergebnis unter den Durchschnitt des Euro-Raums drückte. 

 

Abbildung 1: Unterschiedliche Wachstumsdifferentiale 

Abweichungen des BIP-Wachstums vom Durchschnitt des Euro-Raums in Prozentpunkten 
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Q: WIFO-Berechnungen basierend auf Daten der Europäischen Kommission (Interimsprognose Jänner 
2009). − 1) Irland, Griechenland, Spanien, Luxemburg, Niederlande, Portugal, Finnland. − 2) Belgien, 
Deutschland, Frankreich, Italien, Österreich. 
 

Wenn man den Konjunkturzyklus als ein breiteres Phänomen auffasst, liefert die Un-
tersuchung mehrerer Makroindikatoren folgendes Bild (Abbildung 2): 

• Die Wachstumsdifferentiale verringern sich kontinuierlich, allerdings schon seit 
1990. Etwas deutlicher als in den Wachstumsraten des realen BIP wird die Ab-
nahme der Streuung anhand der Potential-Output-Lücke. Seit 1990 sank die Stan-
dardabweichung sowohl der Wachstumsraten des realen BIP als auch der Poten-
tial-Output-Lücke im Euro-Raum 12 stetig (Standardabweichung des BIP-Wachs-
tums im Durchschnitt 1990/1998 2,3, 1999/2007 2,0, Streuung der Potential-Output-
Lücke 1,5 bzw. 1,0). Die Streuung der Realzinssätze verringerte sich ebenso 
schwach wie jene des BIP-Wachstums (von 1,3 auf 1,0). Zwar nähern sich die 
langfristigen Nominalzinssätze in einer Währungsunion zwangsläufig stark an, die 
Inflationsraten aber nicht so stark. Die Länder des Euro-Raums scheinen sich ver-
stärkt in Richtung eines "europäischen Konjunkturzyklus" zu bewegen (Abbil-
dung 2). Laut OECD (2007, S. 30) verstärkte sich dieser längerfristige Trend seit 
1999 nicht nennenswert. Gemessen an den Trendwachstumsraten (gleitender 
Fünfjahresdurchschnitt) stieg die Streuung sogar leicht und war höher als in ande-
ren Regionen. Die Streuung der Wachstumsraten des Potential-Outputs pro Kopf 
(berechnet mit einer Produktionsfunktion) erhöhte sich laut OECD (2007) eben-
falls. 

• Die für 2009 infolge der weltweiten Finanzkrise prognostizierte Rezession macht 
den Zyklus nicht − wie befürchtet − heterogener, sondern harmonischer. Alle 
Länder des Euro-Raums geraten in die Rezession mit einem Rückgang des BIP, ei-
nem Anstieg der Arbeitslosenquote sowie des öffentlichen Defizits und der Staats-
schulden (Bankenhilfspakete, Konjunkturprogramme). Während die Streuung des 
Wirtschaftswachstums bis 2010 weiter abnehmen dürfte, unterbrach die Krise 
aber die Harmonisierung der Arbeitslosenquoten: Deren Streuung nimmt seit 2009 
stark zu (Abbildung 2). 

• Die nominelle Konvergenz − ausgehend von der für eine einheitliche Geldpolitik 
notwendigen Vereinheitlichung der kurzfristigen Nominalzinssätze − ist besonders 
hoch für die Inflationsraten (Streuung seit 1999 gegenüber 1980/1998 über 
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−2 Prozentpunkte) und die langfristigen Zinssätze, weniger jedoch für die realen 
(Abbildung 2). 

• Trotz der verstärkten Konvergenz der Realwirtschaft und im Finanzsektor nahm die 
Streuung der Leistungsbilanzsalden seit 1999 stark zu. Darin spiegelt sich das zu-
nehmende Auseinanderlaufen der preislichen und kostenbestimmten Wettbe-
werbsfähigkeit innerhalb des Euro-Raums (Breuss, 2009, S. 69ff). 

 

Abbildung 2: "Europäisierung" des Konjunkturzyklus  

Standardabweichungen der Euro-Raum-Länder vom Durchschnitt des Euro-Raums 12 
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Q: WIFO-Berechnungen basierend auf Daten der Europäischen Kommission (Interimsprognose Jänner 
2009, Potential-Output-Lücke Herbstprognose 2008). 
 

Ein Indikator für eine Herausbildung eines "europäischen Konjunkturzyklus" wäre eine 
Zunahme der Korrelation zwischen den Schwankungen der Wirtschaftsentwicklung 
der 12 Länder mit dem Durchschnitt des Euro-Raums (Übersicht 1). Hier zeigt sich an-
hand von vier Makroindikatoren − BIP-Wachstum, Inflationsrate, Arbeitslosenquote 
und Reallohnentwicklung −, dass die Entwicklung nicht einheitlich ist. 

 

Übersicht 1: Korrelation der wichtigsten Indikatoren seit Inkrafttreten der Währungsunion 

Korrelationskoeffizienten gegenüber dem Euro-Raum 12 
         
 Wirtschaftswachstum Inflationsrate Arbeitslosenquote Reallöhne pro Kopf1) 
 1999/2008 Differenz 

1999/2008 
gegenüber 
1989/1998 

1999/2008 Differenz 
1999/2008 

gegenüber 
1989/1998 

1999/2008 Differenz 
1999/2008 

gegenüber 
1989/1998 

1999/2008  Differenz 
1999/2008 

gegenüber 
1989/1998 

         
Österreich 0,79  + 0,01 0,95  + 0,04   0,38  – 0,47  + 0,72  + 0,31 
Belgien 0,87  – 0,03 0,85  – 0,01   0,76  – 0,23  + 0,81  + 0,22 
Finnland 0,95  + 0,47 0,61  – 0,21   0,70  – 0,14  – 0,26  + 0,06 
Frankreich 0,94  – 0,01 0,94  + 0,08   0,89  – 0,08  + 0,75  + 0,18 
Deutschland 0,90  + 0,03 0,85  – 0,06   0,56  – 0,39  + 0,54  – 0,31 
Griechenland 0,13  – 0,59 0,87  – 0,05   0,67  – 0,20  + 0,49  + 1,07 
Irland 0,66  + 0,16 0,15  – 0,49  – 0,06  + 0,43  – 0,53  – 1,09 
Italien 0,91  – 0,01 0,86  – 0,03   0,59  – 0,32  + 0,25  – 0,09 
Luxemburg 0,88  + 0,42 0,67  – 0,24   0,01  – 0,96  + 0,81  + 0,22 
Niederlande 0,89  + 0,04 0,15  – 0,23   0,58  + 0,55  + 0,63  + 0,09 
Portugal 0,88  + 0,02 0,28  – 0,68  – 0,24  – 1,09  + 0,35  – 0,47 
Spanien 0,84  – 0,11 0,83  – 0,14   0,38  – 0,50  – 0,09  – 0,90 
         
Standardabweichung 
der Länder des Euro-
Raums 12 1,66  + 0,01 0,75  – 2,21   2,84  – 1,15  + 0,93  – 0,04 

Q: WIFO-Berechnungen basierend auf Daten der Europäischen Kommission (Herbstprognose 2008, Interimsprognose Jänner 2009). − 1) Deflationiert 
mit dem Deflator des privaten Konsums, Wachstumsraten in %. 
 

• In nur sieben von 12 Euro-Raum-Ländern war das Wirtschaftswachstum seit 1999 
enger mit dem Konjunkturzyklus des Euro-Raums korreliert als in den 10 Jahren zu-
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vor (ähnlich Europäische Kommission, 2008A, S. 49). Dazu zählen auch Deutsch-
land und Österreich. 

• Die Inflationsraten waren nach dem Inkrafttreten der WWU sogar in nur zwei von 
12 Ländern des Euro-Raums enger korreliert als in den 10 Jahren zuvor. 

• Die Arbeitslosenquote war in nur zwei Ländern (Irland, Niederlande) nach 1999 
enger mit dem Durchschnitt verbunden als in den 10 Jahren zuvor. 

• Obwohl die relative Lohnstückkostenentwicklung seit 1999 stark auseinanderdrif-
tet, ist die Entwicklung der Reallöhne in sieben von 12 Ländern des Euro-Raums 
enger mit der durchschnittlichen Entwicklung korreliert als in den Jahren zuvor. 

Insgesamt ergibt sich somit ein zwiespältiges Bild: Einerseits nahm die Streuung von 
Wirtschaftswachstum, Preisen, Zinssätzen und Arbeitslosenquote seit 1999 ab, ande-
rerseits wurde der Konjunkturverbund − gemessen an der Änderung der Korrelation 
wichtiger Makrovariabler − seit 1999 nicht viel enger als in den 10 Jahren vor Inkraft-
treten der WWU. Für eine stärkere Harmonisierung der Wirtschaftsentwicklung im Eu-
ro-Raum fehlen also noch die Voraussetzungen. 

 

Wie die Analyse der OECD (2007, S. 30) ergeben hat, weisen auch andere Wäh-
rungsunionen nicht immer eine vollkommen harmonische Entwicklung ihrer Teilge-
biete (Bundesstaaten oder Regionen) auf. Dennoch überleben sie langfristig − etwa 
die USA. Allerdings gleichen z. B. in Kanada, aber auch in den USA Ersatzmechanis-
men die Heterogenität der Wirtschaftsentwicklung der Teilstaaten aus, während dies 
für die WWU explizit gleich zu Beginn ausgeschlossen wurde. 

Zu diesen Ersatzmechanismen zählt in Kanada und in den USA das Instrument des 
automatischen Budgetausgleichs ("Fiscal Federalism"; Oates, 1999, Breuss, 2000). Tritt 
z. B. in den USA in einem Bundesstaat ein asymmetrischer exogener Schock auf, in 
anderen Bundesstaaten aber nicht, so werden durch den Mechanismus des Fiscal 
Federalism die Mehreinnahmen an Steuern aus Bundesstaaten mit guter Entwicklung 
in Form automatischer Transfers an den betroffenen Staat umverteilt. Nach Schät-
zungen von Bayoumi − Masson (1995) machen die langfristigen regionalen Ströme 
von Bundessteuern und Transfers in den USA 0,22 $ je Dollar an Steuereinnahmen aus 
(der Umverteilungseffekt) und ihr konjunkturstabilisierender Effekt beträgt 0,31 $ je 
Dollar. In Kanada ist der Umverteilungseffekt größer (0,39 $) und der Stabilisierungsef-
fekt kleiner (0,17 $). Ein analoger Fiskalföderalismus fehlt in der WWU (Breuss, 2000). 
Der Umverteilungseffekt durch die EU-Strukturfonds erfüllt diese Funktion nicht, weil 
die Regional- und Kohäsionspolitik der EU nur mittel- bis langfristig angelegt ist und 
ihre Umverteilungseffekte laut Bayoumi − Masson (1995) viel geringer sind als die des 
Fiscal Federalism in den USA. 

In der gegenwärtigen schweren Weltwirtschaftskrise stellen sich zwei neue Aufgaben 
für den EU-Haushalt: einerseits sehr rasch, flexibel und andererseits kurzfristig stabilisie-
rend in die Volkswirtschaften der EU einzugreifen4): 

• Ein Finanzkrisenfonds könnte aus einer Tobin-Steuer auf (vor allem spekulative) 
Finanzmarkttransaktionen in Europa dotiert werden. Damit müssten die Verursa-
cher von Finanzmarktkrisen auch zu deren Lösung beitragen. Dass eine solche Fi-
nanzierung möglich ist, zeigen viele einschlägige Studien (zuletzt Schulmeister − 
Schratzenstaller − Picek, 2008). Ein solcher Finanzkrisenfonds wurde zwar von der 
französischen Ratspräsidentschaft vorgeschlagen, von den anderen Mitglieds-
ländern aber bisher abgelehnt, weil sie nationale (auf EU-Ebene koordinierte) 
Maßnahmen zur Rettung der Banken vorzogen. Gerade für Österreich wäre er 
jedoch angesichts der Kreditausfallrisken sehr hilfreich, weisen Österreichs Banken 
doch mit rund 78% des BIP oder 224 Mrd. € den höchsten Grad an aushaftenden 
Krediten in Osteuropa aus (Wirtschaftsblatt, 7. November 2008, S. 2). 

                                                           
4)  Die Vorschläge für einen Finanzkrisen- und einen Stabilisierungsfonds wurden von Breuss (2008B) anlässlich 
einer von der Europäischen Kommission organisierten Konferenz zum Thema "Den Haushalt reformieren, Eu-
ropa verändern" am 12. November 2008 in Brüssel vorgestellt (http://ec.europa.eu/budget/reform/confe-
rence/programme_de.htm, http://ec.europa.eu/budget/reform/conference/documents_de.htm. 
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• Stabilisierungsfonds: Einer schweren internationalen Finanzkrise folgt in der Regel 
eine Rezession der Realwirtschaft, wie die wiederholten Revisionen der Progno-
sen internationaler Organisationen (z. B. IWF, Europäische Kommission, OECD) 
nach unten und nicht zuletzt das Beispiel der Weltwirtschaftskrise 1929 zeigen. 
Auch hier benötigt die EU deshalb ein Instrument, das die Konjunktur kurzfristig 
stabilisieren kann. Ein solcher Stabilisierungsfonds5) wäre in Anlehnung an den Ka-
tastrophenfonds im EU-Haushalt vorstellbar. 

Mangels eines Fiscal Federalism nach dem Muster der USA wurden bereits bei In-
krafttreten der WWU verschiedene Stabilisierungsmechanismen zur Abfederung von 
Konjunkturschocks6) vorgeschlagen (einen Überblick gibt Breuss, 2000). Die Einfüh-
rung eines Mechanismus des Fiskalföderalismus wurde verworfen und im EG-Vertrag 
sogar eine "No-Bail-out"-Klausel (Art. 103) eingebaut, um Moral Hazard zu vermeiden. 
Die gegenwärtige Weltwirtschaftskrise hat aber schon ein Umdenken bewirkt − bis-
her nur auf nationalstaatlicher Ebene durch massive Interventionen in das Banken-
system (bis hin zur Verstaatlichung). 

Ob ein Stabilisierungsfonds die Kompetenz der EU-Länder bezüglich ihrer Wirt-
schaftspolitik (vor allem Fiskalpolitik) untergraben würde und dem Wunsch von 
Frankreichs Präsidenten Sarkozy nach einer "europäischen Wirtschaftsregierung" 
Nachdruck verleihen würde, ist schwierig zu beurteilen. Er könnte entweder aus der 
Seigniorage der EZB7) oder (zusätzlich) durch eine allfällige neue Tobin-Steuer ge-
speist werden (Breuss, 2000, 2008B). Ein solcher Stabilisierungsfonds sollte allerdings 
nur in einer gravierenden Krise wie der gegenwärtigen in Anspruch genommen wer-
den. 

Eine grundlegende Reform der EU-Haushaltspolitik kann aber nicht nur darin beste-
hen, das vorhandene Prozedere fortzuschreiben und dabei nur die schon bekann-
ten Herausforderungen mitzudenken. Sie muss Hand in Hand mit der Diskussion über 
die Sinnhaftigkeit der bestehenden Kompetenzverteilung (Breuss, 2008B) zwischen 
Mitgliedsländern und EU sowie innerhalb der Mitgliedsländer gehen (Zentralisierung 
versus Dezentralisierung, Föderalismus8) usw.), wie man dies aus der Sicht der Public 
Choice und politischen Ökonomie analysieren kann. Dazu liegen bereits zahlreiche 
Untersuchungen vor9), und auch das Konsortium ECORYS − CPB − IFO (2008) wählte 
diesen Ansatz. Erst nach einer solchen grundlegenden Analyse kann der "Mehrwert 
für die Bevölkerung" beurteilt werden − im Hinblick auf Effizienz, Allokation zwischen 
den verschiedenen Regierungsebenen (EU, Mitgliedsländer, Länder, Gemeinden), 
Akzeptanz der EU usw. 

Angesichts der aktuellen Konjunkturkrise fällt auf, dass der EU-Haushalt überwiegend 
auf eine langfristige Finanzierung der Politikbereiche der EU ausgerichtet ist (Struktur-

                                                           
5)  Der 2006 zur sozialen Abfederung von negativen Effekten der Globalisierung eingerichtete Europäische 
Fonds für die Anpassung an die Globalisierung (EGF) ist bereits ein kurzfristig einsetzbares Instrument und 
wurde erst kürzlich deutlich aufgestockt (http://ec.europa.eu/employment_social/egf/index_de.html). 
6)  Italianer − Vanheukelen (1993, S. 496) schlugen z. B. einen Mechanismus für eine automatische Stabilisie-
rung vor, der ohne eine Europäische Transferunion nach Art des Fiscal Federalism auskäme. Dazu wäre ein 
System von Transfers basierend auf der Arbeitslosenquote notwendig. Der Stabilisierungsmechanismus würde 
dann antizyklisch finanziert, und zwar von Mitgliedsländern mit höherem Wirtschaftswachstum, durch den 
Gemeinschaftshaushalt oder durch einen getrennten Stabilisierungsfonds. 
7)  Die EZB teilt seit 2006 die Einkünfte aus dem Euro-Banknotenumlauf (EZB-Gewinne oder Seigniorage) den 
nationalen Zentralbanken in jenem Geschäftsjahr zu, in dem sie anfallen, es sei denn sie werden wegen 
schlechter Bilanzergebnisse einbehalten und einer Reserve zugeführt (EZB, Pressemitteilung über den Jahres-
abschluss der Europäischen Zentralbank für das Geschäftsjahr 2007, Frankfurt am Main, 6. März 2008). Schät-
zungen der Europäischen Kommission (1990, S. 206) gingen − vor dem Hintergrund der Erfahrungen der Fed 
der USA − davon aus, dass die Seigniorage der EZB im Normalfall rund 2 bis 2,5 Mrd. $ pro Jahr betragen 
könnten. Laut EZB-Jahresbericht 2007 (EZB, 2008C, S. 248) erreichten die Einkünfte der EZB aus ihrem Anteil am 
Banknotenumlauf im Jahr 2006 1.319 Mio. € und im Jahr 2007 2.004 Mio. €. In beiden Jahren wurde der 
Seigniorage-Gewinn einbehalten, um zu vermeiden, dass die Gewinnausschüttung das Nettojahresergebnis 
übersteigt. 
8)  Eine Analyse der Ausgabenprioritäten im EU-Finanzrahmen 2007-2013 aus der Perspektive des Fiskalfödera-
lismus bietet Pitlik (2006). 
9)  Falk − Hölzl − Leo (2008) verweisen auf widersprüchliche Ziele und Finanzierung von Regionalpolitik und 
Spitzenforschung im Bereich Science, Technology and Innovation (SIT). Vor- und Nachteile einer föderalen 
Struktur in der EU und eine nach ökonomischen Kriterien sinnvolle Kompetenzstruktur diskutieren im Zusam-
menhang mit dem Verfassungsvertrag Breuss − Eller (2004). Dieses Thema ist im Rahmen des Vertrags von 
Lissabon wieder aktuell. 
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fonds, Finanzierung der GAP, Fortsetzung der Lissabon-Strategie über 2010 hinaus)10). 
Eine kurzfristige Haushaltsposition zur Stabilisierung der Konjunktur fehlt. Die langfristig 
angelegte Kohäsionspolitik hat sich mehrfach als sehr erfolgreich erwiesen: Irland 
holte von einem der ärmsten Länder Europas zum zweitreichsten auf; etwas weniger 
profitierten Portugal und Spanien oder Griechenland)11), und auch in den neuen EU-
Ländern sind von einer gut dotierten Strukturpolitik weitere Wachstumsimpulse zu er-
warten12). Gerade in Zeiten schwerer Krisen ist aber das Fehlen eines kurzfristigen 
Haushaltsinstruments auf EU-Ebene ein großer Mangel. 

Die vom späten Mundell (1973) und von Frankel − Rose (1998) postulierten Mecha-
nismen der endogenen Theorie der optimalen Währungsräume (Optimum Currency 
Area − OCA) könnten auch bewirken, dass sich die Konjunkturzyklen der Länder, die 
an der Währungsunion teilnehmen, allmählich angleichen, und zwar durch eine Zu-
nahme des Intra-Handels im Euro-Raum infolge der engeren wirtschaftlichen Ver-
flechtung (Breuss, 2009, S. 76ff). 

Die gegenwärtige WWU ist eine Währungsunion ohne Fiskalunion (Eichengreen, 
2007, 2009). Diesen Mangel kritisiert auch De Grauwe (2009) als möglichen Grund für 
ein Auseinanderbrechen der WWU. 

Gerade mit der abgestimmten, raschen und koordinierten Reaktion auf die interna-
tionale Finanzkrise und die drohende Wirtschaftskrise haben die Europäische Union 
und die Währungsunion den Härtetest bestanden. Die bisher gültige asymmetrische 
Architektur der Wirtschaftspolitik scheint flexibel genug zu sein, um auf Krisen zu rea-
gieren. Eine eigene "europäische Wirtschaftsregierung" ist nicht unbedingt erforder-
lich. Bereits anlässlich der Tagung in Brüssel am 15. und 16. Oktober 2008 bekräftigte 
der Europäische Rat, "angesichts der Finanzkrise . . . konzentriert und umfassend vor-
zugehen, um das reibungslose Funktionieren des Finanzsystems wiederherzustellen 
. . ." (Europäischer Rat, 2008A, S. 1). Er begrüßte die Maßnahmen der EZB, die gute 
Koordination mit den Zentralbanken der Partnerländer und mit der Fed sowie den 
"abgestimmten Aktionsplan der Länder des Euro-Währungsgebiets vom 12. Oktober 
2008" (Europäische Kommission, 2008B). Der Europäische Rat setzt sich für Maßnah-
men ein, ". . . um die Stabilität des Finanzsystems zu wahren, die wichtigsten Finanzin-
stitute zu stützen, Konkurse zu vermeiden und die Sicherung der Spareinlagen zu ge-
währleisten . . ." (Europäischer Rat, 2008A, S. 2). Zusätzlich sollten die Steuerpflichti-
gen geschützt und das Management in die Verantwortung genommen werden. 
"Angesichts der außergewöhnlichen Umstände ist bei der Anwendung der europäi-
schen Regeln (z. B. im SWP) . . . für rasches und flexibles Handeln zu sorgen." Der Rat 
begrüßt, ". . .dass die Kommission die Regeln der Wettbewerbspolitik, insbesondere 
hinsichtlich der staatlichen Beihilfen umsetzt" (z. B. bei der Rekapitalisierung der Ban-
ken laut Art. 87 Abs. 3b EGV; Europäische Kommission, 2008C, 2008E). Weiters wer-
den in den Schlussfolgerungen (Europäischer Rat, 2008A, S. 3-5) eine Reihe von 
Maßnahmen zur Vermeidung von Finanzkrisen angesprochen: Frühwarnung, Schutz 
von Sparguthaben, Koordination des Finanzsektors auf europäischer Ebene, Ver-
schärfung der Eigenkapitalanforderungen, Verschärfung der Vorschriften für die Rat-
ing-Agenturen und für die Rechnungslegung, Wiederherstellung des Vertrauens, 
Steigerung der Transparenz durch internationale Zusammenarbeit. Die Weltfinanz-
gipfel der 20 wichtigsten Welthandelsländer (15. November 2008 in Washington, 
2. April 2009 in London) sollten neue Spielregeln für die internationalen Finanzmärkte 
ausarbeiten. 

Im November 2008 folgte der Vorschlag eines "europäischen Konjunkturprogramms" 
durch die Europäische Kommission (2008D) im Ausmaß von 1,5% des EU-BIP bzw. 
200 Mrd. €. Im Dezember 2008 regte der Europäische Rat (2008B) ebenfalls eine 
großangelegte Koordination der Fiskalpolitik in der EU zur Krisenbewältigung an. Ins-

                                                           
10)  Überlegungen zur Zukunft der Lissabon-Strategie ("Post 2010") diskutiert Breuss (2008C). 
11)  Siehe die laufenden Kohäsionsberichte der Europäischen Kommission (http://ec.europa.eu/regional 
_policy/sources/docoffic/official/repor_de.htm), zuletzt der "Fünfte Zwischenbericht über den wirtschaftli-
chen und sozialen Zusammenhalt" vom 18. Juni 2008. 
12)  Breuss (2002). Allerdings dürften die Umschichtungen der Strukturfondsmittel von den früheren Kohäsions-
ländern Griechenland, Irland, Portugal und Spanien zu den neuen EU-Ländern von einer Verlagerung von 
Direktinvestitionsaktivitäten begleitet sein (Breuss − Egger − Pfaffermayr, 2003). 
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gesamt haben sich die Institutionen der EU und der Währungsunion durch ihr ent-
schlossenes Agieren angesichts des Schocks "internationale Finanzkrise" und seiner 
möglichen realwirtschaftlichen Folgen bewährt. Vor dem Hintergrund der drasti-
schen Aufstockung des Konjunkturpakets in den USA könnten auch die großen EU-
Länder (Deutschland hat bereits ein zweites Konjunkturprogramm beschlossen) ihre 
Anstrengungen verstärken, um die Folgen der Finanzkrise 2009 zu mildern. 

Dass sich die Wirtschaft im Euro-Raum im Vergleich mit der EU insgesamt und mit den 
USA bisher eher schwach entwickelt, scheint darauf hinzudeuten, dass die asymmet-
rische Architektur der WWU zwar in schweren Krisen, nicht aber in Normalzeiten op-
timal funktioniert. Der Prozess der Politikkoordination ist komplex und aufwendig. Die 
Koordination der Fiskalpolitik im Rahmen des Stabilitäts- und Wachstumspaktes wird 
durch die Verfolgung nationaler Interessen konterkariert. Wahltaktisches Verhalten 
der Regierungen kann einen "politischen Konjunkturzyklus" induzieren. Unterschiedli-
che Wahltermine in den Mitgliedsländern können somit die Harmonisierung des Kon-
junkturzyklus innerhalb der EU oder zumindest innerhalb des Euro-Raums erschweren. 
Nur im Falle eines harmonisierten Konjunkturzyklus eignet sich eine zentrale Geldpoli-
tik für alle Mitgliedsländer. Eine Harmonisierung der Wahltermine in den Mitgliedslän-
dern könnte die Politikkoordination im Euro-Raum verbessern. Diese theoretische 
Hypothese von Sapir − Sekkat (1999) wurde empirisch (mittels Modellsimulationen) 
von Breuss (2008A) bestätigt. Eine Synchronisierung der Wahltermine würde das BIP-
Wachstum stimulieren, die Arbeitslosigkeit verringern, allerdings einen Anstieg der In-
flation und in einigen Ländern eine Verschlechterung der Budgetsituation bewirken. 

Die WWU trat 1999 mit anfangs 11 Mitgliedsländern in Kraft. 2001 übernahm Grie-
chenland die gemeinsame Währung. Nach der Erweiterung der EU 2004 trat Slowe-
nien (2007) als erstes neues EU-Land in die Währungsunion ein. 2008 folgten Malta 
und Zypern, 2009 die Slowakei. Einerseits ist es Ziel der EU, nach der Errichtung der 
Zollunion 1967 und der Schaffung des Binnenmarktes 1993 auch in den nächsten 
großen wirtschaftlichen Integrationsschritt (WWU seit 1999) alle Mitgliedsländer ein-
zubeziehen.  

Zurzeit nehmen 16 Länder und damit mehr als die Hälfte der 27 EU-Länder an der 
Währungsunion teil. Eine vollständige auch monetäre Integration aller EU-Länder in 
die WWU ist noch weit entfernt. Der Erweiterungsprozess und damit die Ausdehnung 
des Binnenmarktes erfolgt schneller als die Integration in die WWU. Drei Länder der 
EU 15 nehmen aus den verschiedensten Gründen noch nicht an der Währungsunion 
teil (Dänemark und Großbritannien: Opting-out-Klausel im Maastricht-Vertrag, Dä-
nemark und Schweden negatives Referendum 2000 bzw. 2003). Diese Länder wür-
den zwar die Konvergenzkriterien13) erfüllen, wollen aber die gemeinsame Währung 
nicht übernehmen.  

Die neuen EU-Länder drängen dagegen in die WWU, obwohl sie kaum oder gar 
nicht die Konvergenzkriterien erfüllen. Zwar ist die Ausdehnung der Währungsunion 
wünschenswert, doch birgt jede Erweiterung der Währungsunion um immer hetero-
genere Länder die Gefahr eines Rückschlags in den Bemühungen zur Harmonisie-
rung des Konjunkturgeschehens in der EU (Breuss, 2002), weil das Entwicklungsniveau 
der neuen EU-Länder sehr unterschiedlich und viel niedriger ist als jenes der EU 15. In 
diesen Volkswirtschaften wird wegen des Balassa-Samuelson-Effektes (Breuss, 2006, 
S. 274ff) im Zuge des Aufholprozesses eine Tendenz zur Inflationsbeschleunigung und 
damit zur realen Aufwertung herrschen, weil ihr Konjunkturzyklus noch nicht mit je-
nem der EU 15 harmonisiert ist (Europäische Kommission, 2008A, S. 203ff). Die Harmo-
nisierung des Konjunkturverlaufs muss deshalb einerseits immer wieder neu begon-
nen werden. Andererseits würde die endogene OCA-Theorie postulieren, dass sich 
die Konjunkturzyklen nach der Übernahme der gemeinsamen Währung durch die 
Intensivierung des Handels mit dem Euro-Raum automatisch angleichen.  

 

                                                           
13)  Die vier Konvergenzkriterien (Primärkriterien: Inflationsrate, Finanzlage der öffentliche Hand, langfristige 
Zinssätze und Wechselkursstabilität) sind in einem Protokoll im Anhang zum EG-Vertrag näher beschrieben 
(Protokoll Nr. 21 über die Konvergenzkriterien), die Prüfung erfolgt nach Art. 121 Abs. 1 EGV. 
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Die weltweite Finanzkrise ist ein Schock, der in der Entstehung vergleichbar ist mit der 
Weltwirtschaftskrise von 1929 (Reinhart − Rogoff, 2008) und auch ähnliche Auswir-
kungen auf die Realsphäre der Volkswirtschaften14) aufweist. Der große Unterschied 
zu 1929 besteht in der massiven wirtschaftspolitischen Gegensteuerung, sowohl 
durch die Geldpolitik (Zinssenkungen bis auf 0%) als auch durch die Fiskalpolitik 
(Bankenrettungspakete und großzügige Konjunkturpakete). Nach allem bisherigen 
Wissen über das Wirken von geld- und fiskalpolitischen Multiplikatoren müsste damit 
der größte Schaden für die Volkswirtschaft abzuwenden sein15). Zum einen wurden 
die Geldmarktzinsen drastisch gesenkt − die Fed setzte den Leitzinssatz von 5,25% im 
Herbst 2007 auf fast 0% Ende 2008 herab. Die EZB senkte ihren Leitzinssatz etwas vor-
sichtiger von 4,25% Anfang Oktober 2008 auf 2% im Jänner 2009. Die international 
geschnürten Konjunkturpakete, die laufend nachgebessert werden, haben eine 
Größenordnung von 6% des BIP in China, 5,8% in den USA, 2,4% in Deutschland bis zu 
½% in Frankreich, Italien und Brasilien (Saha − von Weizsäcker, 2008, The Economist, 
31. Jänner 2009, S. 71-72). In Österreich umfassen die zwei Konjunkturpakete für 
2009/2010 rund 2% des BIP. Dazu kommen die massiven Bankenrettungspakete mit 
Garantien und Kapitalzufuhr für die Banken (einen Überblick gibt EZB, 2008B, S. 85). 

Die Stabilität des Euro-Raums gegenüber dem wirtschaftlichen Schock der weltwei-
ten Finanzkrise wird sehr unterschiedlich eingeschätzt. Einerseits wird ein möglicher 
Kollaps befürchtet (Eichengreen, 2007, 2009, hält dies aber für wenig wahrschein-
lich), andererseits wird die gemeinsame Währung als einziger sinnvoller Rettungsan-
ker gesehen. Island etwa, das durch die Finanzkrise an den Rand des Staatsbank-
rotts geriet (nur aufgefangen durch massive Finanzhilfen des IWF) und dessen Wäh-
rung seit Herbst 2008 vom Devisenhandel ausgesetzt ist, um einen Zusammenbruch 
zu verhindern, war lange EU-skeptisch (hauptsächlich wegen möglicher Einschrän-
kungen im Fischereibereich) und will nun so rasch wie möglich in die Währungsunion 
eintreten. Das Vorhaben, den Euro − wie Montenegro − in Island autonom einzufüh-
ren, wurde von der Europäischen Kommission zurückgewiesen. Island muss wie alle 
anderen WWU-Anwärterländer die Konvergenzkriterien erfüllen und zuvor Mitglied 
der EU werden. In der Übergangsphase könnte Island die Krone an den Euro binden 
und später in den Wechselkursmechanismus II eintreten. Noch 2009 wird mit einem 
Beitrittsantrag gerechnet. Auch das von der Finanzkrise schwer getroffene Großbri-
tannien steht dem Euro nun viel positiver gegenüber als bisher. 

Abgesehen von diesen Extrempositionen deuten tatsächlich alarmierende Signale 
auf ein Auseinanderdriften im Euro-Raum hin: 

• Einige Länder des Euro-Raums (vor allem Griechenland, Irland und Spanien, teil-
weise auch Österreich) müssen wegen der Herabstufung ihrer Bonität viel höhere 
Risikoaufschläge auf Staatsanleihen zahlen als z. B. Deutschland. Die Ratingagen-
tur Standard & Poors schätzt derzeit die Länder des Euro-Raums bezüglich ihrer 
Kreditwürdigkeit sehr unterschiedlich ein: Das beste Rating (AAA) erhalten 
Deutschland, Frankreich, Luxemburg, die Niederlande, Finnland und Österreich. 
Irland könnte die Einstufung AAA verlieren. Belgien und Spanien wurden mit AA+ 
bewertet, Slowenien mit AA. Italien, Malta, Portugal und die Slowakei haben eine 
Bonität von A+, Griechenland sogar von A− (Pinzler − Schieritz, 2009, S. 19). Öster-
reichs Staatsanleihen müssen derzeit − vor allem wegen der hohen Risken im 
Ostgeschäft − mit einem etwas höheren Risikoaufschlag (bis zu +1,3 Prozent-
punkte) versehen werden als jene Deutschlands. 

• Die massiven fiskalpolitischen Eingriffe vieler EU-Länder (Konjunkturpakete und 
Kreditaufnahme für die Bankenrefinanzierung) ziehen einen drastischen Anstieg 
der Staatsschulden nach sich. Ein Teil davon dürfte durch die Verpflichtung zur 

                                                           
14)  Die theoretischen Transmissionskanäle von der Finanzwelt auf die Realwirtschaft diskutiert Scheiblecker 
(2008). Die Sicht der Wirtschaftswissenschaft zur gegenwärtigen Finanzkrise und zu den gravierenden Fehl-
prognosen zeigt Summer (2008) in einem Überblick. 
15)  Allerdings geben die wirkungslosen massiven fiskalpolitischen Eingriffe und die Nullzinspolitik in Japan in 
den neunziger Jahren zu denken. Sie hatten kaum Auswirkungen auf die Realwirtschaft, ließen aber die 
Staatsverschuldung explodieren. Ein positives Gegenbeispiel ist die Bewältigung der Banken- und Finanzkrise 
durch Schweden Anfang der 1990-Jahre. Das schwedische Beispiel der Verstaatlichung von Banken in der 
Krise bzw. direkter Kapitalbeteilung des Staates und Ausgliederung toxischer Wertpapiere in eine "Bad Bank" 
wird nun von einigen Ländern nachgeahmt. 
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Rückzahlung durch die Banken kompensiert werden. Die Einhaltung der Regeln 
des Stabilitäts- und Wachstumspaktes steht in dieser Phase nicht an erster Stelle, 
wie die Europäische Kommission anlässlich der Vorstellung des "Europäischen 
Konjunkturprogramms" (Europäische Kommission, 2008D) explizit einräumt16). 

• Bisher wurden zwei EU-Länder (die aber nicht dem Euro-Raum angehören) mit 
Finanzhilfen unterstützt: Ungarn wurde im Rahmen eines koordinierten Finanzie-
rungspakets im November 2008 Darlehen von rund 20 Mrd. € mit einer Laufzeit 
von 17 Monaten zugesagt (IWF 12,5 Mrd. €, Weltbank 1 Mrd. €, EU 6,5 Mrd. €). Die 
EU-Hilfe basiert auf dem in Art. 119 EGV vorgesehen Beistand zur Stützung der 
Zahlungsbilanz17). Lettland erhielt vom IWF18) im Dezember 2008 einen Beistands-
kredit von 1,5 Mrd. SDR für 27 Monate zur Stabilisierung der Volkswirtschaft, haupt-
sächlich aber zur Absicherung der Wechselkursbindung an den Euro. Im Jänner 
2009 beschloss die Europäische Kommission, dem Rat die Gewährung einer mit-
telfristigen Finanzhilfe von bis zu 3,1 Mrd. € für Lettland vorzuschlagen. Dieses Dar-
lehen ist − wie im Falle Ungarns − zur Stützung der Zahlungsbilanz gedacht. Als 
nächstes EU-Land könnte Rumänien IWF-Hilfe in Anspruch nehmen (Die Presse, 
31. Jänner 2009, S. 22). Auch die Türkei wird Hilfe des IWF benötigen. 

• Eine weitergehende Finanzhilfe (über die Stützung bei Zahlungsbilanzproblemen 
hinaus, z. B. im Falle eines Staatsbankrotts) ist in den Bestimmungen zur Wäh-
rungsunion (Art. 103 EGV: "No-Bail-out-Klausel") explizit ausgeschlossen, um "Moral 
Hazard" zu verhindern und die Euro-Raum-Länder zu zwingen, die Staatsfinanzen 
im Sinne von EG-Vertrag und Stabilitäts- und Wachstumspakt in Ordnung zu hal-
ten. Ob im Ernstfall eines tatsächlichen Bankrotts eines Staates im Euro-Raum 
nicht doch die Solidaritätsverpflichtung laut Art. 2 EGV überwiegen wird, ist offen. 
Im Falle "außergewöhnlicher Ereignisse, die sich seiner Kontrolle entziehen . . ." 
kann laut Art. 100 Abs. 2 unter bestimmten Bedingungen einem Mitgliedsland ein 
finanzieller Beistand der Gemeinschaft (abgesehen von der Zahlungsbilanzhilfe 
laut Art. 119 EGV) gewährt werden. 

• Die Bemühungen um eine Verbesserung der weit fortgeschrittenen Finanzmarkt-
integration und -stabilität in der EU19) haben durch die Finanzkrise stark gelitten. 
Damit beschäftigen sich die OECD (2009) in ihrem jüngsten Economic Survey 
über den Euro-Raum und die EZB (2008B) in ihrem Finanzstabilitätsbericht. 

• Die gegenwärtige systemische Finanzkrise macht neuerlich die Schwäche der 
WWU deutlich, dass die Frage des "Lender of Last Resort" im EG-Vertrag nicht ex-
plizit geregelt ist20). Bisher spielte nicht die EZB im Falle weniger spektakulärer Ban-
kenkonkurse im Euro-Raum diese Rolle, sondern die nationalen Zentralbanken 
gewährten den notleidenden Banken Hilfe. Angesichts der aktuellen flächende-
ckenden Bankenkrisen übernimmt aber in der EU nicht nur die EZB durch großzü-
gige Bereitstellung von Liquidität für die Banken diese Funktion, sondern mehr 
und mehr die EU-Länder, indem sie umfangreiche Bankenhilfspakete schnüren. 
Wie in den USA (Fed: Liquiditätshilfe, Bundesbudget: Bankenpakete) sind somit 
beide Institutionen gemeinsam derzeit Lender of Last Resort.  

• Dennoch sind die Probleme im Management der Finanzkrise bzw. die von ihr 
ausgehenden Gefahren wie z. B. eine allfällige Deflation (Decressin − Laxton, 
2009) nicht auf den Euro-Raum beschränkt. Sie gelten gleichermaßen für die USA 

                                                           
16)  Anregungen zu einer geeigneten Fiskalpolitik in der Krise geben Spilimbergo et al. (2008). 
17)  Gemeinsame Erklärung von Ecofin-Ratsvorsitz und Kommission zur mittelfristigen Finanzhilfe für Ungarn, 
IP/08/1595, Brüssel, 29. Oktober 2008; IWF: http://www.imf.org/external/index.htm. 
18)  Die Ukraine erhielt vom IWF ein Darlehen von 16,4 Mrd. $. Informationen über die weiteren Krisenhilfspake-
te (Island 2,1 Mrd. $, Pakistan 7,6 Mrd. $) finden sich auf der Webseite des IWF: http://www.imf. 
org/external/index.htm. 
19)  Nähere Information dazu auf der Webseite der Europäischen Kommission: http://ec.europa.eu/internal_ 
market/top_layer/index_42_de.htm; zu den Aktivitäten der Europäischen Kommission im Zusammenhang mit 
der Finanzkrise siehe http://ec.europa.eu/economy_finance/focuson/focuson13254_de.htm. Der ECOFIN 
nahm am 2. Dezember 2008 den Vorschlag zur Verdoppelung der mittelfristigen Finanzhilfe bei Zahlungsbi-
lanzproblemen eines nicht zum Euro-Währungsgebiet gehörenden Mitgliedslandes von derzeit 12 Mrd. € (laut 
Verordnung des Rates Nr. 332/2002 vom 18. Februar 2002) auf 25 Mrd. € an. 
20)  Schinasi − Teixeiro (2006) analysieren die Risken, die sich im europäischen Finanzbinnenmarkt ergeben 
könnten, angesichts der Nichtregulierung der Rolle des Lender of Last Resort. Die EZB erwähnt diese Frage 
nicht einmal in ihrem Jubiläumsmonatsbericht anlässlich ihres zehnjährigen Bestehens (EZB, 2008A). 
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und andere Drittländer. Zudem werden bereits über ein Viertel der Weltwäh-
rungsreserven in Euro gehalten. Im Sinne einer Diversifizierung vom Dollar (65% der 
Währungsreserven) zum Euro (Breuss − Roeger − in't Veld, 2009) hat der Euro gro-
ße Bedeutung. 

 

Vor dem Hintergrund der weltweiten Finanzkrise mit ihren immer schwerwiegenderen 
Folgen für die Realwirtschaft ist die Einschätzung der Zukunftsfähigkeit der Wirt-
schafts- und Währungsunion der EU zunehmend gespalten. Einerseits wird ein Zerfal-
len der WWU befürchtet. Andererseits gewinnen gerade in Zeiten der Krise die Wäh-
rungsunion und der Euro an Attraktivität − vor allem in jenen Ländern, die am stärks-
ten von der Finanzkrise betroffen sind (Island, Großbritannien) und bisher der ge-
meinsamen Währung und der EU skeptisch gegenüberstanden. 

Tatsächlich ist die gegenwärtige Finanzkrise − ähnlich der Weltwirtschaftskrise von 
1929 − nicht auf wenige Länder beschränkt (wie z. B. Asien-, Russland-, Schweden-, 
Argentinienkrise in den 1990er-Jahren), sondern hat sich weltweit ausgebreitet. Eine 
solche Konstellation tritt selten auf, ihre Auswirkungen sind aber wegen der sehr stark 
globalisierten Wirtschaft mit ihren vielfältigen Verflechtungen gravierend. Mit der Er-
fahrung um die negativen Folgen einer Nicht-Reaktion bzw. der Verstrickung in nati-
onalen Protektionismus in den 1930er-Jahren greifen fast alle Industrieländer massiv 
politisch ein. Dies gilt sogar für China, aber nicht zuletzt für die größten Wirtschafts-
räume USA und Europa. Europa kann im Gegensatz zu den USA nicht einheitlich 
agieren, weil es einerseits gespalten ist in EFTA- und EU-Länder und letztere sich wie-
derum danach unterscheiden, ob sie an der Währungsunion teilnehmen. Wegen 
dieser Heterogenität der Ausgangslage ist es umso überraschender, dass innerhalb 
der erweiterten EU sehr rasch eine koordinierte Krisenpolitik versucht wird. Allerdings 
sind weitere Anstrengungen der Koordination notwendig, um nicht durch nationalen 
Übereifer (Förderung nationaler Champions und Banken) den Zusammenhalt des 
Binnenmarktes und der Währungsunion zu gefährden. 

Die gegenwärtige Weltkrise offenbart zudem viele Schwächen des politischen De-
signs der WWU, vor allem den Mangel, dass die Rolle des Lender of Last Resort nicht 
explizit geregelt ist; sie wurde ad hoc von EZB und EU-Ländern in Anspruch genom-
men. Eine direkte Hilfe (Bail-out) im Falle des Staatsbankrotts eines Euro-Raum-
Landes ist vertraglich ausgeschlossen. Finanzhilfen aus dem EU-Haushalt können zur-
zeit laut EGV nur für Zahlungsbilanzprobleme gewährt werden (z. B. Ungarn), nicht 
aber zur Stützung des Staatshaushalts eines Mitgliedslandes.  

Der große von den USA ausgehende Finanzschock betrifft die Länder des Euro-
Raums aufgrund ihrer jeweiligen Wirtschaftsstruktur und des nicht ganz harmonisier-
ten Konjunkturverlaufs unterschiedlich stark. Zudem verschärft die Krise die sich seit 
langem aufschaukelnden Ungleichgewichte aufgrund unterschiedlicher Lohnstück-
kostenentwicklung (Deutschland und Österreich sind hier im Vorteil, die meisten 
Länder im Süden im Nachteil). Die Diversität der Betroffenheit insgesamt resultiert in 
der unterschiedlichen Einschätzung der Bonität der Staaten im Falle der Platzierung 
von Staatsanleihen. Letztlich geht es in der EU und insbesondere im Euro-Raum um 
"Managing Diversity" durch flexible und verstärkte Zusammenarbeit aller Institutionen 
(EZB, Europäische Kommission, EU-Länder). 

Die teilweise zitierte Gefahr eines Zerfalls der Währungsunion ist aber unrealistisch. 
Die Probleme, die durch die Finanzkrise ausgelöst wurden und werden, sind nicht auf 
den Euro-Raum beschränkt, sondern treffen Großbritannien, die Schweiz und vor al-
lem die USA gleichermaßen. Zudem gewinnt der Euro immer größere Bedeutung für 
die Diversifizierung der Weltwährungsreserven und ist schon deshalb unverzichtbar in 
der Weltwirtschaft. 
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Lack of Cyclical Convergence Puts Euro Area at Risk − Summary 

After 10 years of EMU and a largely positive outcome the global financial crisis will 
put the euro area to a serious test. Indeed, the euro and the political adjustment 
processes it entails have already led to the emergence of a European business 
cycle. As its perfect harmonisation has not yet been achieved and will remain an 
illusion, drastic events, such as the current shock of a financial crisis, force fiscal 
and monetary policy makers to react flexibly. Due to the lack of other mecha-
nisms, such as fiscal federalism in the USA, to cushion severe shocks a more sys-
tematic coordination of all fields of economic policy and an enhanced coopera-
tion between member countries and the ECB seem highly advisable. The problems 
resulting from the financial crisis will not be limited to the euro area, but will equally 
hit the UK, Switzerland and, above all, the USA. At the same time the euro has be-
come ever more important as an instrument for the diversification of world foreign 
reserves and for this reason alone it is indispensable for the world economy. Admit-
tedly, the current financial crisis has revealed some institutional shortcomings (the 
unresolved issue of the role of the "lender of last resort"; to what extent will the "no 
bail-out rule" be applied in an emergency). However, recent experience with the 
positive interplay of policy institutions has shown that despite various prophecies of 
doom the viability of the euro area is beyond doubt. 
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Geschlechtsspezifische Lohnunterschiede 
in Österreich 

Vollzeitbeschäftigte Frauen verdienen in Österreich im Durchschnitt um 22% weniger als vollzeitbeschäf-
tigte Männer. Berücksichtigt man Unterschiede zwischen Frauen und Männern bezüglich Merkmalen wie 
Schulbildung, Berufserfahrung, Familienstand, vertikaler und horizontaler Segregation auf dem Arbeits-
markt, dann beträgt der Lohnunterschied 12%. 

Diese Studie entstand unter Verwendung der Daten der EU-SILC 2004-2006 von Statistik Austria. • Begutachtung: René Böheim, Helmut Mahringer, Ulrike 
Mühlberger • Wissenschaftliche Assistenz: Stefan Fuchs, Andrea Sutrich • E-Mail-Adresse: Christine.Zulehner@wifo.ac.at  

Laut dem aktuellen Einkommensbericht des Österreichischen Rechnungshofes 
(Rechnungshof, 2008) verdienten unselbständige erwerbstätige Frauen im Jahr 2007 
durchschnittlich um 41% weniger als Männer1). Berücksichtigt man nur ganzjährig 
Vollzeitbeschäftigte, dann betrug der durchschnittliche Einkommensunterschied zwi-
schen Frauen und Männern 22% (Rechnungshof, 2008, S. 41). Diese Einkommensdif-
ferenz hat sich seit Ende der 1990er-Jahre kaum verändert: Inflationsbereinigt ver-
dienten Männer 2007 um 2%, Frauen um 1% mehr als 1998 (Rechnungshof, 2008, 
S. 19). 

In allen OECD-Ländern sind Lohnunterschiede zwischen Frauen und Männern zu be-
obachten2). Für die Vollzeitbeschäftigten liegen sie in Österreich meist im Mittelfeld. 
Größer sind sie etwa in den USA oder in Großbritannien, etwa gleich groß in Deutsch-
land und den Niederlanden; geringere Lohnunterschiede ergeben sich etwa für 
Frankreich, Dänemark, aber auch Italien oder Portugal3). Eine solche Reihung ist al-
lerdings mit Vorsicht zu interpretieren, da eine niedrige Partizipationsquote von Frau-
en mit einem niedrigen Lohnunterschied korreliert ist und der Effekt der Partizipati-
onsquote in südeuropäischen Ländern wie Italien und Portugal sehr groß ist (Olivetti 
− Petrongolo, 2008). 

Die vorliegende Arbeit untersucht mit Hilfe der Daten aus der EU-SILC (European 
Union Statistics on Income and Living Conditions) 2004-2006 die Determinanten des 
Lohnunterschieds zwischen Frauen und Männern in Österreich. Komplementär zum 
Einkommensbericht (Rechnungshof, 2008) berücksichtigt sie nicht nur die Unter-
schiede zwischen den durchschnittlichen Löhnen, sondern auch zwischen Faktoren 
wie Schulbildung, Berufserfahrung oder berufliche Tätigkeit. Diese individuellen 
Merkmale sind wesentliche Determinanten des Lohnes, und ihre unterschiedliche 
Ausprägung zwischen Frauen und Männern kann Lohndifferenzen oder Teile davon 
in den Rohdaten erklären. In der Folge bestimmt die Untersuchung den durch die 
individuellen Merkmale nicht erklärten Teil der Lohnunterschiede − die Lohndiskrimi-
nierung − und analysiert ihn über die Einkommensverteilung4). Gezeigt wird zudem 
die Veränderung der geschlechtsspezifischen Lohnunterschiede seit 1983 und 1997 

                                                           
1)  Durchschnittliche Einkommen aufgrund der Daten des Hauptverbandes der österreichischen Sozialversi-
cherungsträger sowie laut Mikrozensus und Lohnsteuerstatistik für die Jahre 2006 und 2007. 
2)  Blau − Kahn (1992), Joshi − Paci (1998), Beblo et al. (2003), Blau − Kahn (2003), Ponthieux − Meurs (2005), 
Olivetti − Petrongolo (2008). 
3)  Ponthieux − Meurs (2005, S. 42), Olivetti − Petrongolo (2008, S. 623). 
4)  Altonji − Blank (1999) und Weichselbaumer − Winter-Ebmer (2005) bieten einen detaillierten Überblick über 
ökonomische Studien, die sich theoretisch und empirisch mit Lohndifferenzen beschäftigen. 
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(Zweimüller − Winter-Ebmer, 1994, Böheim − Hofer − Zulehner, 2007) sowie seit 2002 
(Geisberger, 2007)5). 

 

Einkommensunterschiede werden durch eine Vielzahl von Faktoren beeinflusst. Indi-
viduelle Charakteristika wie Schulbildung oder Berufserfahrung und deren relative 
Knappheit bestimmen die Lohnstruktur ebenso wie die unterschiedliche Ausstattung 
mit auf dem Arbeitsmarkt verwertbaren Eigenschaften. Auch beeinflussen die 
Merkmale des ausgeübten Berufes (z. B. Bayard et al., 1999) und das berufliche Vo-
rankommen (z. B. McDowell − Singell − Ziliak, 1999) den Lohn. Geschlechtsspezifische 
Unterschiede zwischen dem Berufswahlverhalten oder den Aufstiegschancen kön-
nen daher ebenso eine Rolle spielen. Eine weitere Erklärung für unterschiedliche 
Löhne ist die direkte Diskriminierung auf dem Arbeitsmarkt. 

Die Bedeutung dieser Bestimmungsgründe kann mit Lohnregressionen nachgewie-
sen und quantifiziert werden. Der logarithmierte Lohn ( )iyln  des i-ten Individuums 
wird als lineare Funktion von unabhängigen Variablen iKi xx ,,1 ...  wie Schulbildung, 

Berufserfahrung, Geschlecht, Familienstand, berufliche Tätigkeit, Branche, berufliche 
Funktion, Region und Nationalität betrachtet: 

(I) ( ) iiiKKii uGeschlechtxxy +++++= γβββ K110ln , 

i = 1, . . ., n . . . Zahl der Beobachtungen, iu  . . . statistischer Fehlerterm mit Erwar-
tungswert Null und konstanter Varianz. Die Parameter Kββ ,,0 K  und γ  sind unbe-
kannt und werden geschätzt. Sie geben den Einfluss der einzelnen unabhängigen 
Variablen iKi xx ,,1 K  auf das Lohndifferential in Prozent wieder. Der Koeffizient γ  der 

Variable "Geschlecht" misst den Lohnunterschied, der nach Berücksichtigung unter-
schiedlicher Merkmale gegebenenfalls verbleibt. Kann die Lohndifferenz zwischen 
Frauen und Männern durch unterschiedliche Merkmale nicht vollständig erklärt wer-
den, so wird dieser Koeffizient ungleich Null sein − Frauen und Männer werden für 
gleiche Merkmale unterschiedlich entlohnt (Lohndiskriminierung). 

 

Schätzmethode 

Gleichung (I) wird auch Mincer'sche Lohngleichung genannt und mit der Kleinste-
Quadrate-Methode geschätzt1). Allerdings kann diese Methode verzerrte Koeffi-
zienten liefern, wenn die Stichprobe nicht zufällig ist. Die aktive Teilnahme am Er-
werbsleben ist häufig aufgrund von Kinderbetreuung ungleich über die Ge-
schlechter verteilt. Für Personen, die nicht am Arbeitsmarkt teilnehmen, stehen 
keine Beobachtungen zu den Löhnen zur Verfügung. Wenn Frauen mit geringerem 
Einkommenspotential häufiger außerhalb des Arbeitskräfteangebotes bleiben, 
kann eine Steigerung der Beschäftigungsquote von Frauen eine Ausweitung der 
geschlechtsspezifischen Einkommensunterschiede bewirken2). Endogene Selektion 
aufgrund nicht beobachteter Merkmale, die sowohl den Lohn als auch die Ent-
scheidung über die Arbeitsmarktteilnahme beeinflussen, ist die Folge.  
Neben der Kleinste-Quadrate-Methode wird daher hier zusätzlich ein zweistufiges 
Schätzverfahren (Heckman, 1979) verwendet, um diesen Effekt einzubeziehen. In 
der ersten Stufe wird die Entscheidung über die Arbeitsmarktteilnahme durch ein 
binäres Entscheidungsmodell (Probit-Modell) abgebildet. In der zweiten Stufe wird 
die Lohngleichung mit der Kleinste-Quadrate-Methode unter Einbeziehung des in-
versen "Mill's Ratio" aus der ersten Stufe als zusätzliche erklärende Variable ge-
schätzt. Das inverse Mill's Ratio misst so den Effekt einer endogenen Selektion3). 

____________________ 
1) Eine Beschreibung der Methode bietet z. B. Wooldridge (2006). − 2) Olivetti − Petrongolo 
(2008) zeigen, dass aufgrund einer niedrigen Partizipationsquote von Frauen der Lohnunter-
schied und die Lohndiskriminierung zwischen Frauen und Männern in Italien geringer ist als in 
den USA oder Großbritannien. Berücksichtigt man den Effekt der Partizipationsquote, dann 
sind die Lohnunterschiede und die Lohndiskriminierung ähnlich. − 3) Eine ausführliche Be-
schreibung der Methode findet sich z. B. in Wooldridge (2006, Kapitel 17). 
 

                                                           
5)  Gregoritsch et al. (2008) analysieren die Entwicklung der Lohnunterschiede zwischen 1995 und 2006 an-
hand der Hauptverbandsdaten. 

Lohngleichungen 
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Ein Teil des durchschnittlichen Lohnunterschieds lässt sich durch Unterschiede zwi-
schen den produktiven Merkmalen wie Schulbildung oder Berufserfahrung erklären. 
Diese Differenzen können als Form von Diskriminierung außerhalb des Arbeitsmarktes 
verstanden werden. Von Frauen erwartet die Gesellschaft häufig, dass sie ihre Kar-
riere zur Kindererziehung unterbrechen. Deshalb sowie aufgrund einer Familienpolitik, 
die adverse Anreize zur Teilnahme von Frauen am Arbeitsmarkt setzt, verfügen Frau-
en im Durchschnitt über eine geringere Berufserfahrung als Männer. Segregation auf 
dem Arbeitsmarkt, d. h. die Beschäftigung von Männern und Frauen in unterschied-
lichen Berufen, kann das Ergebnis von Präferenzen, aber auch von diskriminierender 
Erziehung und Eintrittsbeschränkungen sein. 

Manche andere Lohndeterminanten sind in den Daten nicht beobachtbar. Wenn 
sich Frauen und Männer allerdings systematisch in den nicht beobachtbaren Merk-
malen unterscheiden, wird die Lohndiskriminierung überschätzt. Sehr oft wird daher 
auch nur vom unerklärten Anteil des Lohnunterschieds und nicht von Diskriminierung 
gesprochen. 

 

Für die Schätzungen wurden die Daten der EU-SILC 2004-2006 (European Union Sta-
tistics on Income and Living Conditions) verwendet, einer jährlichen Erhebung der 
Lebensbedingungen von Haushalten und Personen. Nach einem Rotationsprinzip 
werden dabei jeweils drei Viertel der Haushalte des Vorjahres erneut befragt, wäh-
rend ein Viertel der Haushalte neu hinzukommt6). Erhoben wird das Einkommen im 
Jahr zuvor. 

Anhand der Jahreseinkommen und der Wochenarbeitszeit wurden für 11.051 unselb-
ständig Erwerbstätige Stundenlöhne berechnet (Daten für 2004/2006); 8.832 Perso-
nen davon waren zumindest 35 Stunden pro Woche beschäftigt. 4.652 Befragte wa-
ren nicht erwerbstätig. Für die Schätzungen wurden nur ganzjährig Vollzeitbeschäf-
tigte zwischen 20 und 60 Jahren berücksichtigt. 

Die Erwerbsquote betrug im Durchschnitt des Beobachtungszeitraums 2004/2006 
70%, jene der Frauen 60% und jener der Männer 83% (Übersicht 1). Der Anteil der teil-
zeiterwerbstätigen Frauen lag bei 39%, jener der Männer bei 3%. Der durchschnittli-
che Bruttostundenlohn der Frauen war in den Jahren 2003 bis 2005 um 17% bis 18% 
niedriger als jener der Männer. Die Verteilung der formalen Schulbildung zeigt, dass 
Frauen im Durchschnitt einen höheren Bildungsabschluss aufwiesen. Die durch-
schnittliche Berufserfahrung der Frauen war um 3,24 Jahre geringer als jene der 
Männer. 

Übersicht 1 zeigt auch die Geschlechtersegregation innerhalb ausgewählter Berufs-
gruppen, Wirtschaftszweige und beruflichen Funktionen. Innerhalb der Berufsgrup-
pen Büroangestellte, Verkauf und personenbezogene Dienstleistungen stellen Frau-
en die Mehrheit. Der Frauenanteil ist in Wirtschaftszweigen wie Einzelhandel, Hotel- 
und Gastgewerbe, Unterrichtswesen sowie im Gesundheits-, Veterinär- und Sozial-
wesen relativ hoch, in der Sachgütererzeugung oder der Branche Kfz-Handel, Kfz-
Reparatur und Tankstellen relativ niedrig. Die Struktur nach den beruflichen Funktio-
nen zeigt, dass der Frauenanteil an den Erwerbstätigen mit der beruflichen Stellung 
sinkt. 

 

Übersicht 2 zeigt die Schätzergebnisse für die Lohngleichung (I). Alle sieben Spezifi-
kationen verwenden als abhängige Variable den logarithmierten Bruttostundenlohn. 
In die Spezifikation (1) geht das Geschlecht als erklärende Variable ein. In die weite-
ren Regressionen werden Schulbildung und Berufserfahrung ((2)), Familienstand ((3) 
und (4)), die berufliche Tätigkeit ((5)), die Branchenzugehörigkeit ((6)) und die beruf-
liche Funktion ((7))als erklärende Variable aufgenommen. Alle Spezifikationen be-
rücksichtigen die Staatsbürgerschaft, den Wohnsitz (Bundesland) und das Erhe-
bungsjahr. Mit Ausnahme der Spezifikation (4) (zweistufiges Verfahren von Heckman, 
1979) wird durchwegs die Kleinste-Quadrate-Methode angewandt.  

                                                           
6)  Im Jahr 2005 wurden alle Haushalte bzw. Personen der Erhebung von 2004 erneut befragt, um die Zahl der 
Beobachtungen dauerhaft zu vergrößern (Statistik Austria, 2007). 

Charakteristika der 
Stichprobe 

Ergebnisse 
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Übersicht 1: Merkmale der Stichprobe 
    
 Insgesamt Frauen Männer 
 In % 
    
Erwerbsquote  70,38 59,41 82,83 
Anteil der Teilzeitbeschäftigten an den Erwerbstätigen  19,65 39,48 3,35 
    

 In € 
Stundenlohn, brutto    

2003  13,26 11,84 14,38 
 (5,5) (5,1) (5,54) 
2004  13,94 12,49 15,08 
 (5,83) (5,5) (5,84) 
2005  14,03 12,54 15,27 
 (5,79) (5,24) (5,94) 

    
 Anteile in % 

Bildungsabschluss    
Kein Pflichtschulabschluss  1,4 1,9 0,9 
Pflichtschule ohne Lehrabschluss  12,6 16,1 9,8 
Pflichtschule mit Lehrabschluss  42,7 33,0 50,5 
Meister-, Werkmeisterausbildung  3,4 0,8 5,5 
Krankenpflegeschule  3,0 5,2 1,2 
Andere berufsbildende mittlere Schule 8,7 12,2 5,8 
Allgemeinbildende höhere Schule, Oberstufe  5,9 6,2 5,6 
Berufsbildende höhere Schule, Normalform  8,3 8,8 7,9 
Berufsbildende höhere Schule, Kolleg  4,5 5,2 3,9 
Universität, Akademie  8,6 9,8 7,6 
Universität, mehrere Abschlüsse  1,0 0,7 1,3 
    

Ausgewählte berufliche Tätigkeiten    
Wissenschaftliche und technische Berufe  17,3 12,3 21,3 
Büroberufe 20,4 31,0 11,9 
Verkauf, personenbezogene Dienstleistungen  20,9 29,8 13,7 
Handwerk, Mineralgewinnungs- und Bauberufe    
Mechaniker, Fachkräfte in der Landwirtschaft  15,5 3,8 25,0 

    
Ausgewählte Wirtschaftszweige    

Fischerei, Land- und Forstwirtschaft, Bergbau  1,8 0,8 2,5 
Sachgütererzeugung  25,5 15,4 33,6 
Kfz-Handel, Kfz-Reparatur, Tankstellen  6,1 1,8 9,5 
Handelsvermittlung, Großhandel  3,5 4,0 3,1 
Einzelhandel  6,5 11,5 2,4 
Hotel- und Gastgewerbe  3,1 4,5 2,0 
Verkehr, Nachrichtenübermittlung  4,3 2,4 5,8 
Kredit- und Versicherungswesen  4,3 5,1 3,6 
Realitätenwesen, Vermietung, 
unternehmensbezogene Dienstleistungen  6,6 7,5 5,9 
Datenverarbeitung, Datenbanken, Forschung und 
Entwicklung  1,9 1,3 2,3 
Unterrichtswesen  5,5 8,7 3,0 
Gesundheits-, Veterinär- und Sozialwesen  8,8 15,6 3,4 

    
Berufliche Funktion    

Hilfsarbeit  9,0 13,1 5,7 
Gelernte Tätigkeit  24,6 30,4 20,1 
Mittlere Tätigkeit  53,4 47,6 58,0 
Hochqualifizierte und führende Tätigkeit  12,5 8,2 15,9 
Sonstiges  0,5 0,8 0,4 

    
 Jahre 

    
Berufserfahrung 20,2 18,4 21,6 
 (10,35) (9,66) (10,66) 

Q: EU-SILC. Zeitbereich: 2004/2006; kursive Zahlen in Klammern . . . Standardabweichung.  
 

Durch das schrittweise Hinzufügen von erklärenden Variablen kann der Beitrag der 
einzelnen Variablen zum Lohnunterschied zwischen Frauen und Männern quantifi-
ziert werden. Gemäß der einfachsten Spezifikation ((1)) verdienen Frauen im Durch-
schnitt um 22% weniger als Männer.  
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Übersicht 2: Schätzergebnisse zum Einfluss der Variablen auf den Lohn 

Abhängige Variable: Bruttostundenlohn (logarithmiert) 
        
 Spezifikationen 
 (1) (2) (3) (4) (5) (6) (7) 
        
Konstante    2,424 1,982 1,956 1,773 1,913 1,928 1,843 
             (131,06) (93,19) (91,05) (44,60) (75,69) (16,66) (6,10) 
Geschlecht: weiblich        – 0,217  – 0,211  – 0,162  – 0,151  – 0,147  – 0,135  – 0,123 
             (24,44) (26,07) (13,93) (13,30) (12,13) (11,05) (10,23) 
Schulbildung (Referenz: Pflichtschule)       

Pflichtschule mit Lehrabschluss  0,119 0,118 0,131 0,074 0,072 0,034 
              (10,15) (10,05) (11,81) (6,17) (6,01) (2,70) 
Meister-, Werkmeisterausbildung  0,264 0,258 0,267 0,174 0,164 0,079 
              (11,88) (11,63) (12,88) (7,74) (7,32) (3,34) 
Krankenpflegeschule  0,335 0,334 0,399 0,277 0,270 0,192 
              (13,21) (13,24) (17,88) (10,21) (9,87) (7,11) 
Berufsbildende mittlere Schule  0,288 0,285 0,310 0,197 0,182 0,117 
              (17,68) (17,46) (19,96) (11,54) (10,86) (6,77) 

 0,360 0,356 0,372 0,261 0,239 0,145 Allgemeinbildende höhere 
Schule, Oberstufe  (18,84) (18,69) (21,17) (13,19) (12,10) (7,29) 

 0,405 0,399 0,431 0,285 0,267 0,168 Berufsbildende höhere Schule, 
Normalform  (23,57) (23,29) (26,70) (15,86) (15,00) (9,14) 

 0,478 0,473 0,531 0,336 0,320 0,203 Berufsbildende höhere Schule, 
Kolleg  (23,71) (23,54) (27,35) (15,54) (14,67) (9,33) 
Universität, Fachhochschule  0,598 0,590 0,677 0,422 0,406 0,280 
              (35,30) (34,97) (43,12) (18,13) (17,62) (11,79) 
Universität, mehrere Abschlüsse  0,612 0,602 0,664 0,419 0,401 0,271 

              (15,63) (15,36) (18,49) (9,58) (9,24) (6,22) 
        
Berufserfahrung  0,019 0,018 0,029 0,018 0,018 0,017 
              (14,50) (12,95) (10,57) (13,48) (13,41) (12,50) 

  – 0,023  – 0,022  – 0,041  – 0,023  – 0,023  – 0,021 
100

hrungBerufserfa 2
  (7,48) (6,91) (7,53) (7,57) (7,68) (7,23) 

        
Familienstand: verheiratet    0,069 0,049 0,066 0,061 0,052 
               (6,89) (4,36) (6,75) (6,34) (5,53) 

Geschlecht: weiblich    – 0,082  – 0,089  – 0,078  – 0,067  – 0,061 
               (5,25) (6,28) (5,18) (4,45) (4,13) 
Weitere Dummy-Variable        

Berufe (28 Dummys)     (16,15) (12,12) (5,33) 
Industrien Branchen (61 Dummys)      (9,88) (9,16) 
Berufliche Funktion (32 Dummys)       (11,30) 
Bundesländer (8 Dummys) (14,08) (20,64) (19,17) (216,56) (16,85) (17,67) (17,73) 
        
Staatsbürgerschaft: Österreich 0,216 0,125 0,130 0,141 0,088 0,080 0,052 
             (13,91) (8,57) (8,92) (10,68) (6,06) (5,57) (3,61) 

2005    0,048 0,034 0,035 0,044 0,037 0,033 0,038 
             (4,56) (3,69) (3,79) (5,07) (4,03) (3,65) (4,22) 
2006    0,070 0,054 0,056 0,060 0,058 0,053 0,060 
             (6,76) (5,84) (6,12) (6,89) (6,39) (5,93) (6,78) 

        
Inverse "Mill's Ratio"     0,150   
     (4,98)   

        
Zahl der Beobachtungen 8.726 8.726 8.726 8.726 8.726 8.726 8.726 
Angepasstes *R  0,10 0,32 0,32  0,36 0,38 0,41 

Q: EU-SILC. WIFO-Berechnungen. Zeitbereich: 2004/2006; kursive Zahlen in Klammern . . . t-Statistik, für Dummy Variable F-Statistik (Kleinste-Quadrate-
Methode, alle Spezifikationen mit Ausnahme von (4)) oder 2χ -Statistik (zweistufiges Verfahren von Heckman, 1979; Spezifikation (4)). Alle 
Koeffizienten signifikant auf dem 95%-Niveau.  

 

Berücksichtigt man in der Lohngleichung auch die Schulbildung und die Berufserfah-
rung, so ist der Lohnunterschied um 1 Prozentpunkt geringer (21%; (2)). Die Variablen 
Schulbildung und Berufserfahrung liefern demnach einen geringen Beitrag zur Erklä-
rung des Lohnunterschieds. Frauen weisen im Durchschnitt die höheren Bildungsab-
schlüsse auf, verfügen aber über eine geringere Berufserfahrung als Männer, da sie 
vermutlich zur Betreuung von minderjährigen Kindern ihre Karriere öfter als Männer 
unterbrechen (Übersicht 1)7). Die Variablen für die Schulbildung haben einen positi-
ven Effekt auf den Stundenlohn. Die Koeffizienten werden in Bezug auf die Refe-
renzgruppe "Pflichtschulabschluss" interpretiert. So resultiert ein Lehrabschluss in ei-
                                                           
7)  Ergänzt man die Spezifikation (1) nur um die Schulbildung, so ergibt sich für die Variable Geschlecht ein Ko-
effizient von 24%. Wegen der im Durchschnitt höheren Bildungsabschlüsse von Frauen unterschätzt die ein-
fachste Spezifikation (1) den Lohnunterschied somit.  
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nem um 12% höheren Stundenlohn als ein Pflichtschulabschluss, ein Universitätsab-
schluss in einem um 60% höheren Stundenlohn. Der Effekt eines weiteren Jahres an 
Berufserfahrung beträgt knapp +1%. 

Die Spezifikation (3) berücksichtigt zusätzlich den Familienstand. Da dieser für Frauen 
und Männer unterschiedliche Auswirkungen haben kann, wird die Variable "Famili-
enstand: verheiratet" auch mit der Variable "Geschlecht" kombiniert8). Der Lohnun-
terschied beträgt dann nur 16%. Ein Teil des Lohnunterschieds kann somit durch den 
Familienstand erklärt werden. Verheiratete Männer verdienen um 7% mehr als un-
verheiratete, verheirate Frauen um 1% weniger. Wegen des zusätzlichen Lohnnach-
teils für Frauen kumuliert sich für verheiratete Frauen die Lohndifferenz gegenüber 
unverheirateten Männern auf 17% und gegenüber verheirateten Männern auf 24%. 

Ein verheirateter Mann ist erfahrungsgemäß weniger mobil als ein unverheirateter, 
sodass das unternehmensspezifische Humankapital mit einer höheren Wahrschein-
lichkeit im Unternehmen bleibt. Auch kann man die Ehe als ein Signal für eine höhe-
re Produktivität per se und indirekt durch eine geteilte Haushaltsführung interpretie-
ren, was den Lohnaufschlag rechtfertigen würde. Wie die empirische Analyse zeigt, 
gelten diese Argumente nicht für verheiratete Frauen. Die Ergebnisse können so in-
terpretiert werden, dass Frauen in einer Ehe ihre Karriere nachrangig entscheiden. 
Das kann einerseits durch die Entscheidung der Frauen geschehen, ihren Arbeits-
platz etwa bei einem Arbeitsplatzwechsel des Mannes erst nach dem Umzug zu su-
chen. Andererseits werden Unternehmen voraussehen, dass verheiratete Frauen mit 
einer höheren Wahrscheinlichkeit ihren Arbeitsplatz wechseln oder ihre Karriere wo-
möglich wegen Kinderbetreuung unterbrechen. Diese angebotsseitigen und nach-
frageseitigen Effekte können in den hier geschätzten Koeffizienten nicht getrennt 
werden9). 

Die Spezifikation (4) enthält dieselben erklärenden Variablen wie (5), jedoch wurde 
nicht die Kleinste-Quadrate-Methode angewandt, sondern das zweistufige Verfah-
ren von Heckman (1979). Das inverse Mill's Ratio ist signifikant, es besteht somit eine 
"Selektion in das Erwerbsleben": Die Entscheidung zu arbeiten wird ebenso wie der 
Lohn positiv von Schulbildung und Berufserfahrung beeinflusst10). Weitere signifikante 
Variable sind der Familienstand, die Staatsbürgerschaft und der Wohnsitz (Bundes-
land). In der Partizipationsgleichung werden als zusätzliche Variable die Zahl der 
Kinder nach Altersgruppen (unter zwei Jahren, zwischen drei und sechs Jahren und 
zwischen sieben und zehn Jahren) und die Differenz zwischen dem Haushaltsein-
kommen und dem eigenen Einkommen verwendet. Die Koeffizienten dieser Variab-
len sind in der Partizipationsgleichung signifikant unterschiedlich von Null und haben 
in der Lohngleichung keinen signifikanten Einfluss11). 

Die vorliegenden Ergebnisse unterscheiden sich von Mahringer (2005), der unter 
Verwendung des Mikrozensus 1995 zeigt, dass die Lohnhöhe auch von der Zahl der 
Kinder abhängt. Für das Unternehmen hat die Zahl der Kinder der Beschäftigten kei-
nen Einfluss auf den (Stunden-)Lohn, allerdings kann sie, falls etwa Betreuungseinrich-
tungen fehlen, mit der Wahl eines Arbeitsplatzes unter dem Qualifikationsniveau zu-
sammenhängen. Die Unterschiede zwischen den Ergebnissen der vorliegenden Stu-
die und von Mahringer (2005) können als Hinweis auf eine Verbesserung des Betreu-
ungsangebotes, aber auch auf eine verstärkte Präferenz von Frauen für die Teil-
nahme am Arbeitsmarkt interpretiert werden. 

Die Ergebnisse für die Koeffizienten in der Lohngleichung unterscheiden sich jedoch 
nicht signifikant zwischen der Kleinste-Quadrate-Methode und dem zweistufigen 
Verfahren von Heckman (1979). Das gilt sowohl für den Koeffizienten der Variable 
"Geschlecht" als auch für die Bildungsrendite, die Effekte der Berufserfahrung, des 
Familienstandes und der anderen Variablen. 

                                                           
8)  Siehe dazu etwa Berndt (1991), Kapitel 5. 
9)  Eine ausführliche Diskussion zur Identifikation von angebotsseitigen und nachfrageseitigen Effekten in he-
donischen Preis- bzw. Lohngleichungen bietet Rosen (1974). 
10)  Die Ergebnisse dieser Berechnungen können auf Anfrage zugesandt werden. 
11)  Das zweistufige Verfahren von Heckman (1979) kann auch ohne identifizierende Variable angewandt 
werden, jedoch ist dann das inverse Mill's Ratio nur aufgrund seiner Nichtlinearität − es enthält dieselben Va-
riablen wie die Lohngleichung − identifiziert. 
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Die Spezifikationen (5) bis (7) wurden mit der Kleinste-Quadrate-Methode geschätzt, 
weil das zweistufige Verfahren von Heckman (1979) Informationen über die berufli-
che Tätigkeit, die Branchenzugehörigkeit und die berufliche Funktion erfordern wür-
de, die für Nichterwerbstätige nicht vorliegen. Die Variablen für den Beruf und die 
Branchenzugehörigkeit beschreiben eine vertikale Segregation auf dem Arbeits-
markt, die Variablen für die berufliche Funktion eine horizontale Segregation ("Glä-
serne Decke"). Unter Berücksichtigung dieser Variablen ergibt sich in den Spezifikati-
onen (5) bis (7) ein Lohnunterschied von 15%, 14% bzw. 12%. Je 1 Prozentpunkt des 
Lohnunterschieds kann der Berufswahl und der Branchenzugehörigkeit, 2 Prozen-
punkte der beruflichen Funktion zugeordnet werden. 

Sowohl die vertikale als auch die horizontale Segregation auf dem Arbeitsmarkt 
können Präferenzen, aber auch Diskriminierung widerspiegeln. Die Wahl des Berufes 
und der Branche kann durch Eintrittsbarrieren, aber auch durch eine diskriminieren-
de Gesetzgebung beeinflusst sein12). Auch die Erwartung von Frauen, in einem Beruf 
oder in einer Branche nicht dieselben Chancen vorzufinden wie Männer, kann verti-
kale Segregation zur Folge haben, und ungleiche Aufstiegschancen können horizon-
tale Segregation bewirken13). Der Beitrag jeder dieser Variablen zum Lohnunter-
schied ist geringer als der des Familienstandes, in Summe jedoch entspricht er dem 
Effekt des Familienstandes. Wie die Koeffizienten für die Schulbildung zeigen, geht 
auch ein Teil der Bildungsrendite auf die Berufswahl und die Branchenzugehörigkeit 
zurück. So beträgt der Lohnaufschlag für Personen mit mehreren Universitätsab-
schlüssen statt 60% nur 40%, wenn man die Berufswahl und die Branchenzugehörig-
keit mit einbezieht. Die Differenz von 20 Prozentpunkten resultiert dabei vor allem aus 
der Berufswahl. Berücksichtig man zusätzlich die berufliche Funktion, dann beträgt 
die Bildungsrendite nur 27%. 

Die ökonometrischen Schätzungen zeigen, dass sich der durchschnittliche Lohnun-
terschied zwischen Männern und Frauen überwiegend nicht durch Unterschiede 
zwischen den beobachtbaren Merkmalen erklären lässt. Je nach ökonometrischer 
Spezifikation liegt der unerklärte Teil des Lohnunterschieds zwischen 54% ((7)) und 
97% ((2)). 

 

Für die Analyse der Lohnunterschiede über die Verteilung wurden Quantilsregressio-
nen am 25%-Perzentil, am Median und am 75%-Perzentil der Lohnverteilung durch-
geführt14) (Übersicht 3). Geschätzt wurden die Spezifikationen aus Übersicht 2, jeweils 
mit dem logarithmierten Bruttostundenlohn als abhängige Variable. Aus Gründen 
der Übersichtlichkeit gibt Übersicht 3 nur die Koeffizienten für die Variable "Ge-
schlecht" wieder. 

 

Übersicht 3: Unerklärter Lohnunterschied über die Verteilung 

Abhängige Variable: Bruttostundenlohn (logarithmiert) 
        
 (1) (2) (3) (4) (5) (6) (7) 
        
25%-Perzentil  – 0,230  – 0,200  – 0,143  – 0,130  – 0,122  – 0,107  – 0,091 
             (21,60) (18,70) (9,12) (5,22) (7,25) (7,64) (7,84) 
        
Median  – 0,210  – 0,205  – 0,160  – 0,160  – 0,145  – 0,137  – 0,118 
             (25,34) (22,69) (11,85) (11,26) (11,33) (9,40) (10,02) 
        
75%-Perzentil  – 0,191  – 0,225  – 0,189  – 0,185  – 0,172  – 0,155  – 0,143 
             (15,66) (22,82) (13,04) (14,04) (10,63) (11,94) (10,53) 

Q: EU-SILC. WIFO-Berechnungen. Zeitbereich: 2004/2006; kursive Zahlen in Klammern . . . t-Statistik. Alle Ko-
effizienten signifikant auf dem 95%-Niveau.  
 

                                                           
12)  In Österreich wurde etwa das Nachtarbeitsverbot für Frauen erst im Jahr 2002 abgeschafft. 
13)  Zur Situation im Top-Management von Unternehmen aus den USA siehe z. B. Bertrand − Hallock (2001), 
Yurtoglu − Zulehner (2007). 
14)  Eine Lohnfunktion, die mit der Kleinste-Quadrate-Methode geschätzt wird, kann als eine Regression am 
Mittelwert gesehen werden. Quantilsregressionen sind vereinfacht ausgedrückt Regressionen an einem be-
stimmten Quartil oder Perzentil (eine ausführliche Beschreibung von Quantilsregressionen bietet Wooldridge, 
2002). 

Unterschiede über die 
Lohnverteilung 
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Am unteren Ende der Lohnverteilung sind demnach die Lohnunterschiede mit 23% 
größer als am oberen Ende (19%). Allerdings kann am unteren Ende der Lohnvertei-
lung mit 61% ein größerer Anteil des Lohnunterschieds durch Unterschiede zwischen 
den Merkmalen wie Schulbildung oder Berufserfahrung erklärt werden. Am oberen 
Ende der Lohnverteilung erklärt die Ausprägung dieser Variablen nur 26%, obwohl 
auch Merkmale wie vertikale oder horizontale Segregation einbezogen werden. 

 

Die Veränderung der Lohnunterschiede zwischen Frauen und Männern in Österreich 
wurde für die Periode 1983 bis 2006 analysiert. Die Daten und Ergebnisse für 1983 
und 1997 stammen aus dem Mikrozensus sowie aus Zweimüller − Winter-Ebmer (1994) 
und Böheim − Hofer − Zulehner (2007), die Ergebnisse für 2002 aus Geisberger (2007). 
Da diese Studien unterschiedliche Datensätze und Stichproben sowie unterschiedli-
che Spezifikationen verwenden, sind die Ergebnisse des Zeitvergleichs mit Vorsicht zu 
interpretieren; sie geben aber einen Überblick über eine allgemeine Tendenz. 

Zweimüller − Winter-Ebmer (1994) berechnen für das Jahr 1983, dass Männer im pri-
vaten Sektor um 37% und im öffentlichen Sektor um 12% mehr verdienten als Frauen. 
Böheim − Hofer − Zulehner (2007) untersuchen, wie sich der geschlechtsspezifische 
Lohnunterschied in Österreich zwischen 1983 und 1997 entwickelte, wieweit er durch 
die Segregation nach Berufen und Branchen beeinflusst wird und ob es Evidenz für 
eine "Gläserne Decke" gibt. Im Jahr 1983 lag der mittlere Lohnunterschied für Voll-
zeitbeschäftigte im privaten Sektor demnach bei rund 26%, im Jahr 1997 bei 23%. 
Geisberger (2007) zeigt mit Hilfe der Daten aus der Leistungs- und Strukturerhebung, 
dass Frauen im Jahr 2002 um 27% niedriger bezahlt wurden als Männer. 

Die Berechnungen für 1983 und 1997 von Zweimüller − Winter-Ebmer (1994) und Bö-
heim − Hofer − Zulehner (2007) basieren auf Nettostundenlöhnen. Um sie mit den ak-
tuellen Daten aus der EU-SILC vergleichen zu können, wurden für alle Spezifikationen 
aus Übersicht 2 Regressionen mit dem Nettostundenlohn als abhängiger Variable 
geschätzt. Geisberger (2007) verwendet für ihre Berechnungen Bruttostundenlöh-
ne15). 

 

Übersicht 4: Zeitliche Veränderung des unerklärten Lohnunterschieds 
         

  (1) (2) (3) (4) (5) (6) (7) 
         
Abhängige Variable: Nettostundenlohn       
1983 Mikrozensus   – 0,255  – 0,213  – 0,184   – 0,171  – 0,171  – 0,142 
  (37,58) (33,44) (21,20)  (17,67) (17,64) (15,12) 
1997 Mikrozensus   – 0,233  – 0,204  – 0,157   – 0,133  – 0,131  – 0,106 
  (19,20) (18,52) (9,96)  (7,92) (7,89) (6,58) 
2004/2006 EU-SILC   – 0,189  – 0,183  – 0,138  – 0,117  – 0,124  – 0,114  – 0,104 
  (24,91) (26,15) (13,73) (11,69) (11,83) (10,80) (10,02) 
         
Abhängige Variable: Bruttostundenlohn       
2002 LSE   – 0,267       – 0,188 
    (0,00)        (0,00) 
2004/2006 EU-SILC   – 0,217  – 0,211  – 0,162  – 0,151  – 0,147  – 0,135  – 0,123 
  (24,44) (26,07) (13,93) (13,30) (12,13) (11,05) (10,23) 

Q: EU-SILC. WIFO-Berechnungen. Zeitbereich: 2004/2006. 1983 und 1997: Zweimüller − Winter-Ebmer (1994), 
Böheim − Hofer − Zulehner (2007); 2002: Geisberger (2007). Kursive Zahlen in Klammern . . . t-Statistik (2002: 
p-Werte). Alle Koeffizienten signifikant auf dem 95%-Niveau. Kleinste-Quadrate-Methode, Spezifikation (4) 
zweistufiges Verfahren von Heckman (1979). 
 

Der Lohnunterschied hat sich demnach seit den 1980er- und 1990er-Jahren um bis 
zu 7 Prozentpunkte verringert (Übersicht 4). War er 1983 und 1997 gemäß den Roh-
daten mit 26% und 23% noch sehr ähnlich gewesen, so fiel er im Durchschnitt 
2004/2006 mit 19% wesentlich geringer aus. Berücksichtigt man zusätzlich alle ver-
fügbaren beobachtbaren Merkmale, so verringerte sich der Lohnunterschied von 
1983 auf 2004/2006 um 4 Prozentpunkte und blieb zwischen 1997 und 2004/2006 un-
verändert. Ein Vergleich der EU-SILC 2004-2006 mit 2002 zeigt einen Rückgang der 

                                                           
15)  Die Spezifikation der Schätzungen für die Jahre 1983 und 1997 wurde soweit wie möglich den Spezifikati-
onen in Übersicht 2 angepasst. 

Zeitliche Entwicklung 
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Bruttolohnunterschiede um 5 Prozentpunkte (2002 laut Rohdaten 27%, 2004/2006 
22%). 

Der durch die beobachtbaren Merkmale nicht erklärte Teil des Lohnunterschieds 
zwischen Männern und Frauen betrug im Jahr 1983 44%, im Jahr 1997 54% und in 
den Jahren 2004/2006 45%. Von 1983 auf 1997 stieg die Zahl der erwerbstätigen 
Frauen, und Frauen investierten auch vermehrt in formelle Ausbildung. Im Jahr 2002 
können 30% des Lohnunterschieds durch beobachtbare Merkmale wie Schulbildung 
und Berufserfahrung erklärt werden (Geisberger, 2007). 

 

Die Schätzungen zum Einfluss beobachtbarer Merkmale auf den Lohnunterschied 
zwischen Männern und Frauen geben Aufschluss über die Bedeutung wirtschaftspoli-
tischer Maßnahmen, die diese Lohndifferenzierung verringern können. Je stärker ein 
Merkmal den Lohnunterschied zwischen Frauen und Männern beeinflusst, desto 
mehr kann die Wirtschaftspolitik durch eine Änderung dieser Divergenzen zur Reduk-
tion von geschlechtspezifischen Unterschieden beitragen. Die Senkung des Lohnun-
terschieds um bis zu 7 Prozentpunkte seit den 1980er-Jahren spiegelt in diesem Sinne 
etwa die Einführung von Gleichbehandlungsgesetzen wider. Die Veränderung des 
Lohnunterschieds am unteren und oberen Ende der Lohnverteilung weist auf die un-
terschiedlichen Verteilungswirkungen der Maßnahmen hin. 

Die vorliegenden Schätzungen zeigen, dass ein Großteil des Lohnunterschieds zwi-
schen Frauen und Männern in Österreich nicht durch Variable wie Bildung, Berufser-
fahrung oder berufliche Tätigkeit erklärt werden kann. Vollzeitbeschäftigte Frauen 
verdienen im Durchschnitt um 22% weniger als vollzeitbeschäftigte Männer. Werden 
alle beobachtbaren Merkmale in die Lohnregressionen einbezogen, dann beträgt 
der Lohnunterschied 12%. Über 50% des Lohnunterschieds können nicht erklärt wer-
den. 

Knapp unter 50% des Lohnunterschieds können somit durch die unterschiedliche 
Ausprägung von Merkmalen wie Schulbildung und Berufserfahrung, Familienstand 
und durch die vertikale und horizontale Segregation auf dem Arbeitsmarkt erklärt 
werden. Frauen holten in den letzten Jahrzehnten in Bezug auf die Schulbildung 
nicht nur auf, sondern weisen mittlerweile im Durchschnitt höhere Bildungsabschlüsse 
auf als Männer. Daher trägt dieses Merkmal nicht zur Erklärung des Lohnunterschieds 
bei. Aufgrund der Karriereunterbrechung für die Kindererziehung, die in Österreich 
primär von Frauen geleistet wird, besteht aber ein Aufholbedarf bezüglich der Be-
rufserfahrung. Frauen befinden sich im Durchschnitt kürzer auf dem Arbeitsmarkt. Ein 
Aspekt wirtschaftspolitischer Maßnahmen kann daher sein, Kinderbetreuungseinrich-
tungen weiter auszubauen und die Rahmenbedingungen zu schaffen, die es Eltern 
erlauben, die Betreuungspflichten partnerschaftlich wahrzunehmen. 

Der Familienstand von Frauen erklärt einen großen Teil des Lohnunterschieds zwi-
schen Frauen und Männern. Während verheiratete Männer höher entlohnt werden 
als unverheiratete, trifft das für Frauen nicht zu. Frauen scheinen ihre Berufskarriere 
stärker der Familie unterzuordnen. Allerdings kann dies einer Einkommensmaximie-
rung im Haushalt entsprechen. Die Einkommensverluste von Frauen aufgrund der 
Lohndiskriminierung sind auch geringer, wenn sie einen Arbeitsplatz annehmen, bei 
dem Beruf und Familie in Einklang gebracht werden können, aber zugleich die Be-
zahlung geringer ist. Wirtschaftspolitische Maßnahmen können auch hier einen we-
sentlichen Beitrag zur Verringerung des Einkommensunterschieds leisten. 

Die vertikale und horizontale Segregation auf dem Arbeitsmarkt verringert den 
Lohnunterschied um 4 Prozentpunkte. Maßnahmen, welche die Nachteile für Frauen 
bezüglich der Berufswahl oder der Aufstiegschancen mindern, können deshalb hel-
fen, die Lohnunterschiede zwischen Frauen und Männern weiter zu senken. Hier 
spielt bereits die Segregation in der Ausbildung eine wichtige Rolle. 

Der nach Berücksichtigung aller beobachtbaren Merkmale unerklärte Lohnunter-
schied von 12% oder über 50% des rein geschlechtsspezifischen Lohnunterschieds 
kann der Diskriminierung oder systematischen Unterschieden zwischen nicht beob-
achtbaren Merkmalen zugeordnet werden. In diesem Zusammenhang werden Un-
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terschiede in der Risikoaversion, im Verhalten und in Gehaltsverhandlungen ge-
nannt. Der Grad der Risikoaversion bestimmt etwa die Wahl des Berufes: Frauen mit 
Kindern werden mit einer geringeren Wahrscheinlichkeit einen risikoreichen Beruf 
wählen und daher einen geringeren Lohn erhalten (DeLeire − Levy, 2004). 

Die Ergebnisse von Experimenten zeigen, dass sich Frauen bei "Selektion in einen 
Wettbewerb" (Niederle − Vesterlund, 2007) und im Wettbewerb (Gneezy − Niederle − 
Rusticchini, 2003) anders verhalten als Männer. Frauen meiden häufig den Wettbe-
werb, obwohl ihre Problemlösungskompetenz das Gegenteil erwarten lässt. Zudem 
schneiden Frauen in gemischten Wettbewerben schlechter ab als in nach Ge-
schlecht getrennten Wettbewerben. Lavy (2008) zeigt allerdings, dass sich Lehrerin-
nen, wenn sie erfolgsabhängig bezahlt werden, sowohl in gemischten als auch in 
nach Geschlecht getrennten Wettbewerben nicht von Männern unterscheiden. 

Wie die Untersuchungen von Babcock − Lavascher (2003) und Riley-Bowles − Bab-
cock − McGinn (2005) zu Gehaltsverhandlungen am Beginn der Berufskarriere zei-
gen, verhandeln Frauen gleich gut wie Männer für andere, jedoch schlechter für 
sich selbst. Ein Gehaltsunterschied am Beginn der Karriere kann sich im Laufe des Be-
rufslebens ausweiten und so zum unerklärten Lohnunterschied beitragen. Dass Frau-
en für sich selbst schlechter verhandeln, hat auch mit ihren Befürchtungen zu tun, 
bei zu aggressiver Verhandlung im Gegensatz zu Männern einen Karriererückschlag 
zu erleiden. 

Wie Bertrand − Goldin − Katz (2008) zeigen, wiesen MBA-Absolventinnen und -Absol-
venten der University of Chicago am Beginn ihrer Karriere relativ geringe Gehaltsun-
terschiede von 5% auf, jedoch öffnete sich die Schere im Laufe ihrer Karriere auf na-
hezu 60%. Erklärt werden diese Unterschiede hauptsächlich durch Erwerbsunterbre-
chungen und die abweichende durchschnittliche Wochenarbeitszeit − diese Diffe-
renz erklärt mehr als ein Drittel des Lohnunterschieds. Strunk − Hermann − Praschak 
(2005) analysieren die Karriereverläufe von Absolventinnen und Absolventen der 
Wirtschaftsuniversität Wien; die geschlechtsspezifischen Gehaltsunterschiede sind 
demnach zu einem kleinen Teil einer Elternkarenz zuzuordnen und können zu einem 
großen Teil nicht erklärt werden. 

Auch zur Senkung des unerklärten Lohnunterschieds können aber wirtschaftspoliti-
sche Maßnahmen beitragen. Obwohl die Lohndiskriminierung aufgrund von Unter-
schieden zwischen nicht beobachtbaren Merkmalen überschätzt wird, sollte unglei-
che Behandlung am Arbeitsplatz weiterhin bekämpft werden. Die Umsetzung inter-
nationaler arbeitsrechtlicher Konventionen in Gleichbehandlungsgesetzen kann den 
Lohnunterschied zwischen Frauen und Männern verringern, während Gesetze, die 
Frauen daran hindern, anstrengende oder gefährliche Arbeiten anzunehmen, den 
Lohnunterschied vergrößern, wie Weichselbaumer − Winter-Ebmer (2007) mit einer 
Metaanalyse internationaler Daten zeigen. 

Ein weiterer Aspekt, der den unerklärten Lohnunterschied beeinflusst, ist Wettbewerb 
auf dem Produktmarkt. Unternehmen, die weniger Frauen einstellen oder Frauen 
und Männer unterschiedlich entlohnen, sollten aufgrund der höheren Kosten bei ei-
ner Verschärfung des Wettbewerbs, wie sie etwa die Globalisierung mit sich bringt, 
aus dem Markt gedrängt werden (Becker, 1975). Wie die empirische Evidenz zeigt, 
überleben Unternehmen, die weniger diskriminieren, länger (Weber − Zulehner, 2009) 
oder erzielen höhere Gewinne (Hellerstein − Neumark − Troske, 2002, Kawaguchi, 
2007). Unter Wettbewerb verringern sich die Lohnunterschiede (Black − Brainerd, 
2004, Weichselbaumer − Winter-Ebmer, 2007), ebenso infolge von Deregulierung 
(Ashenfelter − Hannan, 1986, Black − Strahan, 2001). 
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Gender-specific Wage Gaps in Austria − Summary 

Drawing on the data of the EU-SILC 2004-2006, this article analyses wage differ-
ences between women and men in Austria. The importance of factors that influ-
ence wage differences is quantified by estimating wage regressions. 
Among employees working full time, women earn on average 22 percent less 
than men. When including education and experience in the wage regressions the 
gap declines to 21 percent. Other variables such as family status, vertical and hori-
zontal segregation in the labour market bring the figure down to 12 percent. The 
larger part of the mean wage gap cannot be explained by observable charac-
teristics. Depending on the econometric specification the unexplained part of the 
wage gap is between 54 and 97 percent. 
In low-paid jobs, the wage gap is 23 percent − larger than at the upper end of the 
wage scale where the figure is 19 percent. However, at the lower end of the distri-
bution curve, 61 percent of the wage gap can be explained by differences in ob-
servable characteristics. For highly paid jobs, only 26 percent can be explained, 
although we include horizontal and vertical segregation in the labour market, 
which itself can be linked to discrimination. 
A comparison of the current figures with the figures from the 1980s and 1990s 
shows that the wage gap declined by up to 7 percentage points. 
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Wilfried Puwein 

Internationale Wettbewerbsposition der 
Verkehrsunternehmen und der verkehrsspezifischen 
Güterproduktion 

Mit der Liberalisierung des Dienstleistungssektors in der EU verstärkte sich in Österreich der Wettbewerbs-
druck der ausländischen Verkehrsunternehmen. Die Produzenten von Waren für den Verkehr stellen sich 
bereits seit Jahrzehnten auf einen weitgehend liberalisierten Warenhandel und fortschreitenden Zollab-
bau ein. Sie nutzen insbesondere die Chancen der internationalen Arbeitsteilung in der Produktion von 
Verkehrsmitteln. Die Verkehrsunternehmen und die Zulieferung für den Verkehr beschäftigen rund 370.000 
Arbeitskräfte, ihre Wertschöpfung trägt 10,4% zum Bruttoinlandsprodukt bei. 

Begutachtung: Susanne Sieber • Wissenschaftliche Assistenz: Martina Agwi • E-Mail-Adressen: Wilfried.Puwein@wifo.ac.at, Martina.Agwi@wifo.ac.at  

Die vorliegende Analyse bezieht sich innerhalb des funktionellen Verkehrssektors auf 
die eigentlichen Verkehrsunternehmen (Erbringer von Transportleistungen und damit 
verbundene Hilfsleistungen: institutioneller Verkehr). Transportleistungen im Eisen-
bahn- und Luftverkehr werden fast ausschließlich von Verkehrsunternehmen er-
bracht, während im Personenverkehr auf der Straße der private Individualverkehr 
dominiert und im Straßengüterverkehr der Werkverkehr von "Nichtverkehrsunterneh-
men" einen beachtlichen Anteil hat. Dieser Verkehr bildet für verkehrsspezifische Gü-
ter ebenso ein Nachfragepotential wie der institutionelle Verkehr. Die Leistungs- und 
Strukturstatistik von Statistik Austria weist Daten über Beschäftigung und Produktions-
werte von Branchen aus, die Vorleistungen, Konsum- und Investitionsgüter für den 
funktionellen Verkehr erzeugen. Die Produktionsstatistik dieser Branchen beinhaltet 
aber auch Güter, die in anderen Wirtschaftsbereichen verwendet werden (z. B. 
Stahlbleche, elektrotechnische Geräte). Hier mussten die Daten entsprechend an-
gepasst werden. 

 

Gemäß der Leistungs- und Strukturstatistik 2005 von Statistik Austria beschäftigte der 
institutionelle Verkehr im Jahr 2005 191.386 Personen, 5,9% der gesamten unselb-
ständigen Beschäftigung in Österreich (Übersicht 1). Die wichtigsten Arbeitgeber wa-
ren das Straßengüterbeförderungsgewerbe (30,1% der Beschäftigten des institutio-
nellen Verkehrs), die Linienbusbetreiber und städtischen Verkehrsunternehmen 
(13,7%) sowie Unternehmen für "sonstige Hilfs- und Nebentätigkeiten im Landverkehr" 
(NACE 6321 12,6%). Zum letztgenannten Bereich zählen auch der Autobahnbetrei-
ber ASFINAG und die ÖBB Infrastruktur Bau AG und -Betrieb AG. Die Beschäftigten 
von ÖBB Personenverkehr AG, Traktion GmbH und Rail Cargo Austria AG werden 
den Eisenbahnen (NACE 601) zugerechnet.  

Die Bruttowertschöpfung des Verkehrssektors wuchs in den letzten zehn Jahren deut-
lich rascher als die Gesamtwirtschaft, sie erreichte 2005 10,6 Mrd. €. Der Anteil am 
nominellen BIP stieg von 3,5% 1995 auf 4,4% im Jahr 2005. Die Erweiterung der Basis 
für die Bemautung des Autobahnnetzes (Lkw-Streckenmaut) erhöhte dabei die 
Wertschöpfung des Verkehrssektors. Innerhalb des Verkehrssektors ist die Güterbe-
förderung im Straßenverkehr die weitaus größte Position mit 24,1% der Bruttowert-
schöpfung des institutionellen Verkehrs im Jahr 2005 (Übersicht 1). Der Anteil der 
sonstigen Hilfs- und Nebentätigkeiten im Landverkehr betrug 23,0%, jener der Linien-

Beschäftigung und 
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busbetreiber und städtischen Verkehrsunternehmen 14,5%. Die Speditionen hatten 
einen Wertschöpfungsanteil von 10,8%, die Eisenbahnen von 8,2%.  

 

Übersicht 1: Beschäftigung und Bruttowertschöpfung des institutionellen Verkehrs 

2005 
      
  Beschäftigte1) Bruttowertschöpfung 
  Personen Anteile in % Mio. € Anteile in % 
      
NACE      
6010 Eisenbahnen 15.897 8,3 873 8,2 
6021 Personenbeförderung im Linienverkehr zu Land 26.269 13,7 1.541 14,5 
6022 Betrieb von Taxis und Mietwagen mit Fahrer 14.725 7,7 232 2,2 
6023 Sonstige Personenbeförderung im Landverkehr 4.650 2,4 156 1,5 
6024 Güterbeförderung im Straßenverkehr 57.576 30,1 2.567 24,1 
6030 Transport in Rohrfernleitungen 109 0,1 131 1,2 
61 Schifffahrt 386 0,2 26 0,2 
62 Flugverkehr 9.063 4,7 501 4,7 
631 Frachtumschlag und Lagerei 1.362 0,7 87 0,8 
6321 Sonstige Hilfstätigkeit für den Landverkehr 24.179 12,6 2.446 23,0 
6322 Sonstige Hilfstätigkeit für die Schifffahrt 225 0,1 16 0,1 
6323 Sonstige Hilfstätigkeit für die Luftfahrt 5.417 2,8 559 5,3 
6330 Reisebüros und Reiseveranstalter 12.276 6,4 351 3,3 
6340 Spedition, sonstige Verkehrsvermittlung 19.252 10,1 1.151 10,8 
      
 Insgesamt 191.386 100,0 10.636 100,0 

Q: Statistik Austria, WIFO-Berechnungen. − 1) Jahresdurchschnitt. 
 
 

Übersicht 2: Beschäftigung und Bruttowertschöpfung in der Produktion von 
Betriebsmitteln, Konsum- und Investitionsgütern sowie Dienstleistungen 
für den Verkehr 

2005 
      
  Beschäftigte¹) Bruttowertschöpfung 
  Personen Anteile in % Mio. € Anteile in % 
      
NACE      
2320 Mineralölverarbeitung2) 3.138  1,7 3.000 

3) 20,2 
2710 Erzeugung von Roheisen, Stahl und 

Ferrolegierungen 5.273 
4) 2,9 500 

3) 3,4 
2922 Herstellung von Hebezeugen und 

Fördermitteln 8.499 
5) 4,7 650 

3) 4,4 
3161 Herstellung von elektrischen Ausrüstungen für 

Fahrzeuge 3.264 1,8 268 1,8 
3410 Herstellung von Kraftwagen und 

Kraftwagenmotoren 16.758 9,3 1.788 12,1 
3420 Herstellung von Karosserien, Aufbauten und 

Anhängern 3.191 1,8 151 1,0 
3430 Herstellung von Teilen und Zubehör für 

Kraftwagen 13.344 7,4 1.108 7,5 
3520 Schienenfahrzeugbau 8.134 4,5 1.700 

3) 11,5 
3530 Luft- und Raumfahrzeugbau 585 0,3 42 0,3 
3541 Herstellung von Krafträdern 1.151 

6) 0,6 150 
3) 1,0 

452105 Brücken- und Hochstraßenbau 318 0,2 40 
3) 0,3 

452106 Tunnelbau 1.744 1,0 300 
3) 2,0 

4523 Straßenbau und Eisenbahnoberbau 19.351 10,7 966 6,5 
 Verkehrstelematik 4.588 

7) 2,5 250 
3) 1,7 

 VAE-Automotive 3.155 1,7 260 
3) 1,8 

 Plasser & Theurer 1.454 0,8 200 
3) 1,3 

50 Kfz-Handel, Instandhaltung und Reparatur von 
Kraftfahrzeugen, Tankstellen 86.772 48,0 3.452 23,3 

      
 Insgesamt 180.719 100,0 14.825 100,0 

Q: Statistik Austria, Naderer et al. (2006). − 1) Jahresdurchschnitt. − 2) Annahme: jeweils 80% der Beschäftig-
ten und der Produktion werden der Produktion von Kraftstoffen zugeordnet (Auskunft des Fachverbandes 
der Mineralölindustrie). − 3) Schätzung. − 4) 70% der VAE-Eisenbahnsysteme. − 5) Das 1,5-Fache der Werte 
für Doppelmayr und Palfinger. − 6) KTM-Sportmotorcycle. − 7) Davon 14% Infrastrukturbetreiber (2007; 
Schätzung tci-consult). 
 

Übersicht 2 fasst aus den verfügbaren Statistiken die Beschäftigung und die Wert-
schöpfung des Bereichs "Vorleistungen, Konsum- und Investitionsgüter für den funkti-
onellen Verkehr" zusammen. Neben der Datenbasis von Statistik Austria diente die 
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International Competitive Position of Transport Businesses and of Producers of Transport Goods − 
Summar 

The transport sector gets its importance not just from its role in keeping an economy on the roll, but also from its 
function as a major employer. Transport businesses and manufacturers producing transport-related investment and 
consumer goods, consumables and services together employ some 370,000 workers and add 10.4 percent in value 
to the gross domestic product. 
Efforts to liberalise the services sector in the EU sharpened the competitive pressure exerted by non-national trans-
port businesses. While reciprocal bilateral quotas were still in place, road carriers enjoyed a strong position in cross-
border road haulage thanks to Austria's central location. In 1994, one year before Austria joined the EU, more than 
69 percent of imports and exports and 11.4 percent of transits were carried by trucks registered in Austria. By 2005, 
the shares had fallen to 44.4 percent and 6.5 percent, respectively. The balance on services published by Oester-
reichische Nationalbank, however, showed an export surplus for road haulage of € 893 million in 2007, which can 
be explained by the larger haulage ranges of domestic carriers abroad. 
Austrian railways haul a relatively large part of their freight across borders: in 2006, 21.6 percent of the freight trans-
port was for transit, 55.4 percent for imports and exports, and only 23 percent for domestic transport. The opportu-
nity, arising from the opening of the European networks, to handle transports directly from the sender to the recipi-
ent through export and import transports or transit transport, has, however, so far hardly been grasped by the Aus-
trian railways. The balance on current account regarding railway transports showed a deficit of € 296 million in 
2007. 
In air traffic operations, Austrian Airlines (AUA, from 2002 Austrian Airlines Group) have so far held their own; their 
share of passengers at Austrian airports declined only from 50.6 percent in 1990 to 45.6 percent in 2007. The bal-
ance on current account showed export surpluses between 1996 and 2005, which at times were considerable, but 
produced deficits in 2006 and 2007. 
The nominal exports of all transport services increased by an annual average of 10.4 percent since 1995, i.e., at a 
faster rate than the total services exports (+7.1 percent) and goods exports (+8.9 percent). Imports of transport ser-
vices, on the other hand, were higher than exports only at the start of the time series (1995 and 1996). In 2007, ex-
ports made up € 8.73 billion, compared to imports of € 8.70 billion. 
Where transport companies are highly competitive in an international environment, the result is low-cost, rapid and 
reliable links to international markets. Austria is located at the intersection of major European traffic routes, which 
opens up opportunities to establish locations for logistic operations. These in turn add value domestically and, in 
addition to supplying high-value logistic services, improve the hub function of traffic nodes as well as encourage 
the settlement of businesses at and near such locations. 
Producers of transport-related goods have for several decades become accustomed to a mostly liberalised trade 
in goods and the progressive reduction of customs duties. Specifically they have been able to utilise the opportuni-
ties opened by an international division of labour with regard to the production of transport facilities. Austria's vehi-
cle industry boosted its export share from 50 percent in 1980 to fully 86 percent in 1992. Manufacturers of cable-
ways, rails and internal combustion engines for cars have been found to be highly competitive. 
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